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Vorwort 

Mit den ,Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1951" 
wird die Publikation von Dokumenten aus dem Politischen Archiv des Auswär-
tigen Amts über die Jahre 1949 bis 1962 fortgesetzt. Der Band ergänzt die be-
reits 1989 unter meiner Verantwortung publizierte Edition .Adenauer und die 
Hohen Kommissare 1949-1951". 
Das Erscheinen des vorliegenden Bandes gibt Anlaß, allen an dem Werk Betei-
ligten zu danken. So gilt mein verbindlichster Dank dem Auswärtigen Amt, 
insbesondere dem Politischen Archiv sowie den Damen und Herren in den Re-
feraten, die beim Deklassifizierungsverfahren zur Offenlegung der Dokumente 
beigetragen haben. In gleicher Weise zu danken ist dem Bundesarchiv für die 
Erlaubnis, einige Aufzeichnungen aus dem Nachlaß des Botschafters a. D. Her-
bert Blankenborn und aus dem Bestand Bundeskanzleramt (B 136) einbezie-
hen zu können. 
Besonderer Dank gebührt ferner den Kollegen im Herausgebergremium, die sich 
ihrer viel Zeit in Anspruch nehmenden Aufgabe in bewährter Kollegialität ge-
widmet haben. Ferner sei die tadellose Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Persönlichkeiten und Gremien des Instituts für Zeitgeschichte dankbar hervor-
gehoben. Gedankt sei auch dem präzise arbeitenden Verlag R. Oldenbourg. 
Das Hauptverdienst am Gelingen des Bandes gebührt dem Bearbeiter, Herrn 
Dr. Matthias Jaroch, zusammen mit dem Wissenschaftlichen Leiter, Herrn Dr. 
Rainer A. Blasius. Ihnen sei für die erbrachte Leistung nachdrücklichst gedankt. 
Ebenso haben wesentlich zur pünktlichen Fertigstellung der Edition beigetra-
gen: Herr Dr. Daniel Kosthorst durch die Vorbereitung der Dokumentensamm-
lung, Frau Dr. Ute Jancke durch Vorarbeiten für die Kommentierung, Frau Dr. 
Mechthild Lindemann durch die Bearbeitung von drei Monaten des Jahres 1951, 
Herr Dr. Joachim Wintzer durch die Erstellung des Personenregisters, Herr Dr. 
Martin Koopmann durch die Erstellung des Sachregisters und Herr Dr. Wolf-
gang Hölscher durch die Beratung bei der Herstellung des Umbruchs. 
Die ,Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1952" be-
finden sich in Arbeit und werden voraussichtlich im Sommer 2000 vorliegen. 

Bonn, den 1. Juli 1999 Hans-Peter Schwarz 
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Vorbemerkungen zur Edition 

Zu Beginn des Jahres 1951 lagen die Konsular- und Handelsbeziehungen der 
Bundesrepublik sowie die Verbindungen zur Alliierten Hohen Kommission 
(AHK) noch in der Zuständigkeit der am 7. Juni 1950 geschaffenen Dienststelle 
für Auswärtige Angelegenheiten im Bundeskanzleramt. Erst mit der „kleinen 
Revision" des Besatzungsstatuts am 6. März 1951 erteilten Frankreich, Groß-
britannien und die USA die Genehmigung, ein eigenes Außenministerium zu 
errichten. Der Bundesregierung wurde die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen mit anderen Staaten erlaubt, sofern dies vereinbar war mit der Sicher-
heit der Drei Mächte, mit den Rechten, die sie sich auf innen- und wirtschafts-
politischem Gebiet vorbehalten hatten, und mit den „Verpflichtungen der Besat-
zungsmächte in bezug auf Deutschland". 

Bundespräsident Heuss ernannte am 15. März 1951 Bundeskanzler Adenauer 
zum Bundesminister des Auswärtigen. Am gleichen Tag wurde das Auswärtige 
Amt in Bonn errichtet und die Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten in 
das neue Bundesministerium überführt. Das Auswärtige Amt gliederte sich in 
sieben Abteilungen: Personal- und Verwaltungsabteilung, Politische Abteilung 
(zuständig für die AHK, allgemeine außenpolitische Fragen, Beziehungen zu 
internationalen Organisationen sowie Flüchtlings- und Kriegsgefangenenfra-
gen), Länderabteilung (zuständig für die Lenkung der politischen und konsu-
larischen Tätigkeit der Auslandsvertretungen), Handelspolitische Abteilung, 
Rechtsabteilung, Kulturabteilung und Protokoll. Der bisherige Leiter der 
Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten, Walter Hallstein, wurde am 
2. April 1951 zum Staatssekretär des Auswärtigen Amts ernannt. 

Dokumentenauswahl 

Grundlage für die Fondsedition der „Akten zur Auswärtigen Politik der Bun-
desrepublik Deutschland 1951" (Kurztitel: AAPD 1951) sind die Bestände des 
Politischen Archivs des Auswärtigen Amts (PA/AA). Besonderes Gewicht wurde 
auf den Bestand der Politischen Abteilung gelegt. Angemessene Berücksichti-
gung fanden aber auch die anderen Abteilungen des Auswärtigen Amts, insbe-
sondere die Länder- und Kulturabteilung. Für die Dokumentation der Endpha-
se der Verhandlungen über den Schuman-Plan war der Bestand des im Juli 
1950 eigens eingerichteten „Sekretariats für Fragen des Schuman-Plans" von 
Bedeutung. Über die am 15. Februar 1951 beginnende Konferenz für die Orga-
nisation einer europäischen Armee, die nach Verabschiedung des Zwischenbe-
richts vom 24. Juli 1951 in Konferenz für die Organisation einer Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft umbenannt wurde, gaben die Bestände des „Sekre-
tariats für Fragen des Pleven-Plans" sowie die Akten der „EVG-Delegation" 
Aufschluß. Die Handakten des Leiters der Politischen Abteilung im Auswärti-
gen Amt, Herbert Blankenhorn, befinden sich zu einem Teil im PA/AA und zu 
einem anderen Teil im Bundesarchiv in Koblenz. Sie wurden ebenso ausgewer-
tet wie einzelne Bestände aus dem Bundesarchiv-Militärarchiv in Freiburg und 
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Vorbemerkungen 

aus der Stiftung Bundeskanzler-Adenauer-Haus in Rhöndorf (Nachlaß Ade-
nauer). 
Die ausgewählten Dokumente ergänzen die bereits im J a h r 1989 publizierte 
Edition „Adenauer und die Hohen Kommissare 1949-1951". Erstmals werden 
Schriftstücke veröffentlicht, die bisher als Verschlußsachen der Geheimhaltung 
unterworfen waren. Die VS-Bestände des PA/AA waren uneingeschränkt zu-
gänglich. Kopien der vom Auswärtigen Amt für diesen Band deklassifizierten 
Schriftstücke sind im PA/AA zugänglich (Bestand Β 150). 
Zur Dokumentation wesentlicher historischer Vorgänge wurden in Ausnahme-
fällen bereits an anderer Stelle veröffentlichte Schriftstücke von besonderer Be-
deutung in die Auswahl aufgenommen. 

Dokumentenfolge 
Die 216 edierten Dokumente sind chronologisch geordnet und mit laufenden 
Nummern versehen. Bei differierenden Datumsangaben auf einem Schrift-
stück, z.B. im Falle abweichender maschinenschriftlicher und handschriftlicher 
Datierung, ist in der Regel das früheste Datum maßgebend. Mehrere Doku-
mente mit demselben Datum sind, soweit möglich, nach der Uhrzeit eingeord-
net. Erfolgt eine Datierung lediglich aufgrund sekundärer Hinweise (z.B. aus 
Begleitschreiben, beigefügten Vermerken usw.), wird dies in einer Anmerkung 
ausgewiesen. Bei Aufzeichnungen über Gespräche oder Besprechungen ist das 
Datum des dokumentierten Vorgangs ausschlaggebend, nicht der meist spätere 
Zeitpunkt der Niederschrift. 

Dokumentenkopf 
Jedes Dokument beginnt mit einem halbfett gedruckten Dokumentenkopf, in 
dem wesentliche formale Angaben zusammengefaßt werden. Auf Dokumenten-
nummer und -Überschrift folgen in kleinerer Drucktype ergänzende Angaben, 
so rechts außen die Datumsangabe. Links außen wird, sofern vorhanden, das 
Geschäftszeichen des edierten Schriftstücks einschließlich des Geheimhaltungs-
grads (zum Zeitpunkt der Entstehung) wiedergegeben. Das Geschäftszeichen, 
das Rückschlüsse auf den Geschäftsgang zuläßt und die Ermittlung zugehörigen 
Aktenmaterials ermöglicht, besteht in der Regel aus der Kurzbezeichnung der 
ausfertigenden Arbeitseinheit sowie aus weiteren Elementen wie dem inhalt-
lich definierten Aktenzeichen, der Tagebuchnummer einschließlich verkürzter 
Jahresangabe und gegebenenfalls dem Geheimhaltungsgrad. Bei Abweichungen 
von diesem Schema folgt die Angabe der jeweils auf dem Dokument vorgefun-
denen Eintragung. Dokumentennummer, verkürzte Uberschrift und Datum 
finden sich auch im Kolumnentitel über dem Dokument. 

Den Angaben im Dokumentenkopf, vor allem der Überschrift, läßt sich die Art 
des jeweiligen Dokuments entnehmen. Aufzeichnungen sind eine in der Edition 
besonders häufig vertretene Dokumentengruppe. Der Verfasser wird jeweils in 
der Überschrift benannt, auch dann, wenn er sich nur indirekt erschließen 
läßt. Letzteres wird in einer Anmerkung vermerkt. Läßt sich ein Verfasser we-
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Vorbemerkungen 

der mittelbar noch unmittelbar feststellen, wird die ausführende Arbeitsein-
heit (Abteilung, Referat oder Delegation) angegeben. 
Breiten Raum nehmen ferner Gesprächsaufzeichnungen sowie Niederschriften 
über Besprechungen und Konferenzen ein. Sie werden als solche in der Über-
schrift gekennzeichnet und chronologisch nach dem Gesprächs-, Besprechungs-
oder Konferenzdatum eingeordnet, während Verfasser und Datum der Nieder-
schrift - sofern ermittelbar - in einer Anmerkung ausgewiesen sind. 
Eine wichtige Dokumentengruppe sind darüber hinaus Schreiben, erkennbar 
jeweils an der Nennung von Absender und Empfänger. Dazu gehören insbeson-
dere die Schreiben des Bundeskanzlers an die Hohen Kommissare, die entwe-
der an einen der Hohen Kommissare allein oder an den im monatlichen Wech-
sel amtierenden Geschäftsführenden Vorsitzenden der AHK gerichtet wurden. 
Eine weitere Gruppe von Dokumenten bildet der Schriftverkehr mit den seit 
Juni 1950 errichteten Generalkonsulaten im Ausland. Diese informierten in 
der Regel mit Schriftberichten, seltener auch mit fernschriftlich übermittelten 
Drahtberichten. Auch bei dieser Dokumentengruppe wird in der Überschrift 
der Verfasser genannt. Als Empfänger werden die Dienststelle für Auswärtige 
Angelegenheiten bzw. das Auswärtige Amt angegeben, sofern kein bestimmter 
Adressat erkennbar ist. Bei Schriftberichten werden, soweit vorhanden, im un-
teren Teil des Dokumentenkopfes links das Geschäftszeichen und die Nummer 
des Berichts, bei Drahtberichten ferner der Grad der Dringlichkeit angegeben. 
Rechts davon befinden sich Datum und gegebenenfalls Uhrzeit der Aufgabe 
bzw. der Ankunft, jeweils in Ortszeit. Ein Ausstellungsdatum wird nur dann 
angegeben, wenn es vom Datum der Aufgabe abweicht. 

Die wenigen Dokumente, die sich keiner der beschriebenen Gruppen zuordnen 
lassen, sind aufgrund individueller Überschriften zu identifizieren. 
Die Überschrift bei allen Dokumenten enthält die notwendigen Angaben zum 
Ausstellungs-, Absende- oder Empfangsort bzw. zum Ort des Gesprächs oder der 
Besprechung. Erfolgt keine besondere Ortsangabe, ist Bonn stillschweigend zu 
ergänzen. Hält sich der Verfasser oder Absender eines Dokuments nicht an 
seinem eigentlichen Dienstort auf, wird der Ortsangabe ein „z. Z." vorangesetzt. 
Bei den edierten Schriftstücken handelt es sich in der Regel jeweils um die erste 
Ausfertigung oder - wie etwa bei den Drahtberichten - um eines von mehreren 
gleichrangig nebeneinander zirkulierenden Exemplaren. Statt der Erstausfer-
tigung mußten gelegentlich ein Durchdruck, eine Abschrift, eine Ablichtung 
oder ein vervielfältigtes Exemplar (Matrizenabzug) herangezogen werden. Eine 
besondere Gruppe bilden einige Schreiben, deren Wortlaut nur in der hand-
schriftlich korrigierten Fassung des Konzepts vorliegt. Ein entsprechender Hin-
weis findet sich in einer Anmerkung. In wenigen Fällen sind Entwürfe abge-
druckt und entsprechend in den Überschriften kenntlich gemacht. 

Dokumententext 

Unterhalb des Dokumentenkopfes folgt - in normaler Drucktype - der Text des 
jeweiligen Dokuments, einschließlich des Betreffs, der Anrede und der Unter-
schrift. Falls die Textvorlage eine inhaltlich substantielle Überschrift aufweist, 
wird diese mitabgedruckt. Die Dokumente werden in der Regel ungekürzt pub-
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Vorbemerkungen 

liziert. Sofern in Ausnahmefällen Auszüge veröffentlicht werden, ist dies in ei-
ner Anmerkung vermerkt. Textergänzungen der Bearbeiter stehen in eckigen 
Klammern. 
Offensichtliche Schreib- und Interpunktionsfehler werden stillschweigend kor-
rigiert. Eigentümliche Schreibweisen bleiben nach Möglichkeit erhalten; im 
Bedarfsfall wird jedoch vereinheitlicht bzw. modernisiert. Dies trifft teilweise 
auch auf fremdsprachige Orts- und Personennamen zu, deren Schreibweise nach 
den im Auswärtigen Amt gebräuchlichen Regeln wiedergegeben wird. 
Selten vorkommende und ungebräuchliche Abkürzungen in der Textvorlage 
werden aufgelöst. Typische Abkürzungen von Institutionen, Parteien etc. wer-
den allerdings übernommen. Hervorhebungen in der Textvorlage, also etwa 
maschinenschriftliche Unterstreichungen oder Sperrungen, werden nicht wie-
dergegeben. Der Kursivdruck dient dazu, bei Gesprächsaufzeichnungen die 
Sprecher voneinander abzuheben. Im äußeren Aufbau (Absätze, Uberschriften 
usw.) folgt das Druckbild weitgehend der Textvorlage. 

Mit Ausnahme der dem Namen hinzugefügten Dienstbezeichnung, die der Uber-
schrift eines Dokuments zu entnehmen ist, wird eine Unterschriftsformel voll-
ständig wiedergegeben. Ein handschriftlicher Namenszug ist nicht besonders 
gekennzeichnet, eine Paraphe mit Unterschriftscharakter aufgelöst (mit Nach-
weis in einer Anmerkung). Findet sich auf einem Schriftstück der Name zu-
sätzlich maschinenschriftlich vermerkt, bleibt dies unerwähnt. Ein maschinen-
schriftlicher Name, dem ein „gez." vorangestellt ist, wird entsprechend über-
nommen; fehlt in der Textvorlage der Zusatz „gez.", wird er in eckigen Klam-
mern ergänzt. Weicht das Datum der Paraphe vom Datum des Schriftstückes ab, 
wird dies in der Anmerkung ausgewiesen. 
Unter dem Dokumententext wird die jeweilige Fundstelle des Schriftstückes in 
halbfetter Schrifttype nachgewiesen. Bei Dokumenten aus dem PA/AA wird 
auf die Angabe des Archivs verzichtet und nur der jeweilige Bestand mit Band-
nummer genannt. Dokumente aus VS-Beständen sind mit der Angabe „VS-Bd." 
versehen. Bei Dokumenten anderer Herkunft werden Archiv und Bestandsbe-
zeichnung angegeben. Liegt ein Schriftstück bereits veröffentlicht vor, so wird 
dies in einer gesonderten Anmerkung nach der Angabe der Fundstelle ausge-
wiesen. Für den Fall, daß das Dokument mehrfach publiziert wurde, wird le-
diglich eine leicht zugängliche Publikation genannt. 

K o m m e n t i e r u n g 

In Ergänzung zum Dokumentenkopf enthalten die Anmerkungen formale Hin-
weise und geben Auskunft über wesentliche Stationen im Geschäftsgang. An-
gaben technischer Art, wie z.B. Registraturvermerke, werden nur bei besonde-
rer Bedeutung erfaßt. Wesentlich ist dagegen die Frage, welche Beachtung das 
jeweils edierte Dokument auf den verschiedenen Ebenen der Dienststelle für 
Auswärtige Angelegenheiten bzw. des Auswärtigen Amts gefunden hat. Dies 
läßt sich an den Paraphen maßgeblicher Akteure sowie an den - überwiegend 
handschriftlichen - Weisungen, Bemerkungen oder auch Reaktionen in Form 
von Frage- oder Ausrufungszeichen ablesen, die auf dem Schriftstück selbst 
oder auf zugehörigen Begleitschreiben und -vermerken zu finden sind. Die 
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diesbezüglichen Merkmale sowie damit in Verbindung stehende Hervorhebun-
gen (Unterstreichungen oder Anstreichungen am Rand) werden in Anmerkun-
gen nachgewiesen. Auf den Nachweis sonstiger An- oder Unterstreichungen 
wird verzichtet. Abkürzungen in handschriftlichen Passagen werden unter 
Kennzeichnung durch eckige Klammern aufgelöst. 

In den im engeren Sinn textkritischen Anmerkungen werden nachträgliche 
Korrekturen oder textliche Änderungen festgehalten, sofern Konzipient und 
Verfasser nicht identisch sind. Unwesentliche Textverbesserungen sind hier-
von ausgenommen. Ferner wird auf einen systematischen Vergleich der Doku-
mente mit Entwürfen ebenso verzichtet wie auf den Nachweis der in der Praxis 
üblichen Einarbeitung von Textpassagen in eine spätere Aufzeichnung. 
Die Kommentierung soll den historischen Zusammenhang der edierten Doku-
mente in ihrer zeitlichen und inhaltlichen Abfolge sichtbar machen, weiteres 
Aktenmaterial und anderweitiges Schriftgut nachweisen, das unmittelbar oder 
mittelbar angesprochen wird, sowie Ereignisse oder Sachverhalte näher erläu-
tern, die dem heutigen Wissens- und Erfahrungshorizont ferner liegen und aus 
dem Textzusammenhang heraus nicht oder nicht hinlänglich zu verstehen sind. 
Das Auffinden von Dokumenten zu einem bestimmten thematischen Schwer-
punkt ist mit Hilfe des Sachregisters möglich. 

Besonderer Wert wird bei der Kommentierung darauf gelegt, daß die Doku-
mente durch Bezugsstücke aus der zugehörigen Aktenüberlieferung oder gege-
benenfalls bereits vorliegenden Editionen und Dokumentationen erläutert wer-
den. Zitate und inhaltliche Wiedergaben sollen die Entscheidungsprozesse er-
hellen. Dadurch werden Vorarbeiten für eine vertiefende Erschließung der Be-
stände des PA/AA geleistet. 

Findet in einem Dokument veröffentlichtes Schriftgut Erwähnung - etwa Ab-
kommen, Gesetze, Reden oder Presseberichte - , so wird die Fundstelle in einer 
Anmerkung nach Möglichkeit genauer spezifiziert. Auszüge aus den Bezugs-
stücken oder inhaltliche Zusammenfassungen sollen zum Verständnis der Do-
kumente beitragen. Bei Anmerkungen oder Anmerkungsteilen, deren Zweck 
die knappe Erläuterung eines Sachverhalts oder Ereignisses ist, erfolgen keine 
systematischen Hinweise auf archivalische oder veröffentlichte Quellen. Se-
kundärliteratur wird generell nicht in die Kommentierung aufgenommen. 
Angaben wie Dienstbezeichnung, Dienststellung, Funktion, Dienstbehörde und 
Nationalität dienen der eindeutigen Identifizierung der in der Kommentierung 
vorkommenden Personen. Bei Bundesministern erfolgt ein Hinweis zum jewei-
ligen Ressort nur im Personenregister. Eine im Dokumententext lediglich mit 
ihrer Funktion genannte Person wird nach Möglichkeit in einer Anmerkung 
namentlich nachgewiesen. Davon ausgenommen sind der jeweilige Bundesprä-
sident und der Bundeskanzler bzw. der Bundesminister des Auswärtigen. 
Die Bezeichnung einzelner Staaten wird so gewählt, daß Verwechslungen aus-
geschlossen sind. Als Kurzform für die Deutsche Demokratische Republik 
kommen in den Dokumenten die Begriffe SBZ oder DDR vor und werden so 
wiedergegeben. Der in der Forschung üblichen Praxis folgend, wird jedoch in 
der Kommentierung, den Verzeichnissen sowie den Registern der Begriff DDR 
verwendet. Das Adjektiv „deutsch" findet nur bei gesamtdeutschen Belangen 
oder dann Verwendung, wenn eine eindeutige Zuordnung gegeben ist. Der 
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westliche Teil von Berlin wird als Berlin (West), der östliche Teil der Stadt als 
Ost-Berlin bezeichnet. 
Für häufig benutzte Publikationen wie Editionen, Geschichtskalender und Me-
moiren werden Kurztitel oder Kurzformen eingeführt, die sich über ein ent-
sprechendes Verzeichnis auflösen lassen. Der Platzersparnis dienen ebenfalls 
die Rückverweise auf bereits an anderer Stelle ausgeführte Anmerkungen. 
Häufig genannte Verträge oder Gesetzestexte werden nur bei der Erstnennung 
nachgewiesen und lassen sich über das Sachregister erschließen. 
Wie bei der Wiedergabe der Dokumente finden auch in den Anmerkungen die im 
Auswärtigen Amt gebräuchlichen Regeln für die Transkription fremdsprachli-
cher Namen und Begriffe Anwendung. Bei Literaturangaben in russischer Spra-
che wird die im wissenschaftlichen Bereich übliche Transliterierung durchge-
führt. 

Verzeichnisse 

Das Dokumentenverzeichnis ist chronologisch angelegt. Es bietet zu jedem Do-
kument folgende Angaben: Die halbfett gedruckte Dokumentennummer, Datum 
und Überschrift, die Fundseite sowie eine inhaltliche Kurzübersicht, in der 
hauptsächlich die angesprochenen Themen benannt werden. 
Das Literaturverzeichnis enthält nur solche Publikationen, die häufig zur Kom-
mentierung herangezogen und mit Kurztiteln oder Kurzformen versehen wur-
den. Diese sind alphabetisch geordnet und werden unter Angabe der notwendi-
gen bibliographischen Daten aufgelöst. 
Das Abkürzungsverzeichnis führt die im Dokumententeil vorkommenden Ab-
kürzungen auf, insbesondere von Firmen, Organisationen, Parteien und 
Dienstbezeichnungen sowie sonstige im diplomatischen Schriftverkehr übliche 
Abbreviaturen. Nicht aufgenommen werden geläufige Abkürzungen wie „z. B.", 
„d.h.", „m.E.", „u.U." und „usw." sowie Abkürzungen, die bereits in einer An-
merkung erläutert sind. 

Register und Organisationsplan 

Im Personenregister werden in der Edition vorkommende Personen unter Nen-
nung derjenigen politischen, dienstlichen oder beruflichen Funktionen aufge-
führt, die im inhaltlichen Zusammenhang der Dokumente wesentlich sind. Das 
Sachregister ermöglicht einen thematisch differenzierten Zugriff auf die ein-
zelnen Dokumente. Näheres ist den Hinweisen zur Benutzung des jeweiligen 
Registers auf S. 740 und S. 776 zu entnehmen. 
Der Organisationsplan vom 10. Oktober 1951 zeigt die Struktur des Auswärti-
gen Amts und informiert über die Namen der Leiter der jeweiligen Arbeitsein-
heiten. 
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Dokumentenverzeichnis 

1 02.01. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 3 
amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 

Themen sind die amerikanische Verteidigungspolitik, der sowje-
tische Vorschlag zur Einberufung einer Außenministerkonferenz 
der Vier Mächte, ein Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik, 
die Errichtung einer Bundespolizei und die Anerkennung der 
deutschen Auslandsschulden. 

2 03.01. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 10 
Dittmann 

Dittmann berichtet von einem Gespräch mit dem iranischen Vi-
zekonsul Logman-Adham über die Errichtung eines General-
konsulats in Teheran. 

3 05.01. Gespräch des Beauftragten des Bundeskanzlers, Blank, S. 11 
mit dem amerikanischen Stellvertretenden Hohen 
Kommissar Hays 

Blank und Hays erörtern Fragen eines Verteidigungsbeitrags 
der Bundesrepublik. 

4 06.01. Generalkonsul Hausenstein, Paris, an die Dienststelle S. 19 
für Auswärtige Angelegenheiten 

Hausenstein berichtet über ein Gespräch des Vortragenden Le-
gationsrats von Kessel mit dem Mitarbeiter im französischen 
Außenministerium, Sauvagnargues. Im Mittelpunkt standen 
die Tagesordnung für eine von der UdSSR vorgeschlagene Au-
ßenministerkonferenz der Vier Mächte und ein Verteidigungs-
beitrag der Bundesrepublik. 

5 08.01. Aufzeichnung des Legationsrats a. D. Steg S. 20 

Steg informiert über das Verhältnis Israels zur Bundesrepublik, 
insbesondere hinsichtlich einer Regelung der Ansprüche auf 
Wiedergutmachung. 

6 09.01. Besprechung mit Vertretern der Alliierten Hohen S. 27 
Kommission 

In der ersten Besprechung mit Vertretern der AHK auf dem 
Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
wird erörtert, unter welchen Bedingungen, in welcher Form 
und in welcher Stärke die Bundesrepublik an der westlichen 
Verteidigung beteiligt werden könne. 

XVII 



Dokumentenverzeichnis 

7 12.01. Aufze ichnung des V o r t r a g e n d e n Lega t i ons r a t s Riesser , S. 34 
N e w York 

Riesser berichtet von Gesprächen mit Diplomaten in Washing-
ton. Thematisiert wurden die völkerrechtliche Beendigung des 
Kriegszustands mit Deutschland, ein Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik, Gerüchte über eine Ablösung des amerikani-
schen Außenministers Acheson sowie die Einschätzung der Be-
drohung Europas durch die UdSSR. 

8 13.01. Aufze i chnung des V o r t r a g e n d e n Lega t ions ra t s Riesser , S. 38 
N e w York 

Riesser berichtet von einem Gespräch mit dem ehemaligen Prä-
sidenten Hoover über das Problem der Verteidigung Europas. 

9 13.01. I n s t r u k t i o n e n f ü r die Delegat ion bei der Konferenz ü b e r S. 40 
den S c h u m a n - P l a n in P a r i s (En twur f ) 

Der Entwurf enthält Richtlinien zu einzelnen Bestimmungen 
eines Vertrags zur Bildung einer Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl sowie zu einer Übergangsregelung. 

10 15.01. Res so r tbe sp rechung S. 43 

In der Ressortbesprechung unter Leitung des Bundeskanzlers 
Adenauer werden mit den Verhandlungen über den Schuman-
Plan zusammenhängende Themen erörtert, besonders die Ver-
bundwirtschaft von Kohle und Eisen sowie die Auflösung der 
Deutschen Kohle-Verkaufsorganisation. 

11 15.01. Gesp räch des B u n d e s k a n z l e r s A d e n a u e r m i t dem S. 57 
P a r l a m e n t a r i s c h e n S t a a t s s e k r e t ä r im br i t i schen 
A u ß e n m i n i s t e r i u m , Davies 

Themen sind die Integration der Bundesrepublik in das westli-
che Verteidigungssystem, die militärische Bedrohung Europas 
durch die UdSSR und die Anerkennung der deutschen Aus-
landsschulden. 

12 15.01. Aufze i chnung des S t a a t s s e k r e t ä r s Ha l l s t e in S. 61 

Hallstein informiert über ein Gespräch mit dem amerikanischen 
Hohen Kommissar McCloy zu Fragen der Neuordnung des Koh-
lenbergbaus sowie der Eisen- und Stahlindustrie. 

13 16.01. Aufze i chnung des O b e r r e g i e r u n g s r a t s O s t e r m a n n von S. 63 
Roth 

Ostermann von Roth faßt die zweite Besprechung mit Vertretern 
der AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag 
der Bundesrepublik zusammen. Der Beauftragte des Bundes-
kanzlers, Blank, legte dar, in welchen Phasen sich die Aufstel-
lung eines Truppenkontingents vollziehen könne. 
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Januar 

14 18.01. Aufze ichnung des Ministerialrats Ophüls, Paris S. 65 

Ophüls hält ein Gespräch mit dem Generalsekretär der Konfe-
renz über den Schuman-Plan in Paris, Valérie, fest. Thema war 
die Aufhebung besatzungsrechtlicher Restriktionen beim In-
kraft treten des Schuman-Plans. 

15 18.01. Aufze ichnung des Botschaftsrats a. D. Kordt S. 66 

Kordt informiert über ein Gespräch mit dem irischen General-
konsul Beiton. Im Mittelpunkt stand die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen. 

16 18.01. Aufze ichnung des Rechtsberaters Kaufmann S. 68 

Kaufmann berichtet von den unterschiedlichen Auffassungen 
der Drei Mächte bei der Abfassung der Präambel zu dem Gesetz 
über die Aufhebung solcher Bestimmungen in der Gesetzgebung 
der Bundesrepublik, die noch auf dem völkerrechtlichen Kriegs-
zustand beruhen. 

17 23.01. Erklärung zur Ablösung des Besatzungss ta tut s S. 71 
(Entwurf) 

In dem Entwurf wird die Neuregelung der Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepublik und den Drei Mächten nach Ablö-
sung des Besatzungsstatuts angekündigt. 

18 25.01. Abgeordneter Schmid an Bundeskanzler Adenauer S. 73 

Schmid erläutert die Einwände des Ausschusses des Bundesta-
ges für das Besatzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 
gegen den mit der AHK vereinbarten Entwurf eines Notenwech-
sels über die Anerkennung der deutschen Auslandsschulden. 

19 26.01. A u f z e i c h n u n g des O b e r r e g i e r u n g s r a t s O s t e r m a n n von S. 78 
Roth 

Ostermann von Roth faßt die dritte Besprechung mit Vertre-
tern der AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbei-
trag der Bundesrepublik zusammen, in der rechtliche Voraus-
setzungen für den Einsatz von Soldaten der Bundesrepublik 
erörtert wurden. Die Vorstellungen der Bundesregierung über 
die Zusammensetzung der Einheiten sowie über die Gliederung 
und Stärke eines modernen Kampfverbandes wurden erläutert. 

20 30.01. Generalkonsul I. Klasse Pfeiffer, Brüssel , an die S. 82 
Dienstste l le für Auswärt ige Angelegenhei ten 

Pfeiffer berichtet von einem Gespräch mit dem belgischen Au-
ßenminister van Zeeland über den Prozeß gegen den ehemaligen 
Militärbefehlshaber in Belgien und Nordfrankreich, Alexander 
von Falkenhausen, und über Grenzfragen. 
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Dokumentenverzeichnis 

21 02.02. B e s p r e c h u n g m i t V e r t r e t e r n de r Al l i i e r t en H o h e n S. 85 
K o m m i s s i o n 

In der vierten Besprechung mit Vertretern der AHK auf dem Pe-
tersberg über einen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
nimmt die AHK zu den bisherigen Vorschlägen der Bundesre-
gierung Stellung, jedoch nicht zu Stärke, Organisation und Zu-
sammensetzung von Truppenkontingenten der Bundesrepublik. 
Der Beauftragte des Bundeskanzlers, Blank, äußert sich zu Aus-
rüstung und Bewaffnung. 

22 05.02 G e n e r a l k o n s u l I. K l a s s e C l e m e n s von B r e n t a n o , Rom, S. 90 
a n die D iens t s t e l l e f ü r A u s w ä r t i g e A n g e l e g e n h e i t e n 

Brentano berichtet von einem Gespräch mit dem italienischen 
Außenminister Sforza über Fragen der europäischen Einigung 
und Sicherheit. 

23 06.02. G e n e r a l k o n s u l I. K l a s s e D u Mont , A m s t e r d a m , a n die S. 94 
Diens t s t e l l e f ü r A u s w ä r t i g e A n g e l e g e n h e i t e n 

Du Mont informiert über die Besorgnis im niederländischen Au-
ßenministerium, daß die Bundesregierung auf Angebote der 
DDR zur Wiedervereinigung Deutschlands eingehen könne. 

24 06.02. G e n e r a l k o n s u l I. K l a s s e D u Mont , A m s t e r d a m , a n die S. 95 
D iens t s t e l l e f ü r A u s w ä r t i g e A n g e l e g e n h e i t e n 

Du Mont berichtet von den Überlegungen der niederländischen 
Regierung, mit der Bundesregierung in Verhandlungen über die 
Grenzfrage einzutreten. 

25 07.02. G e n e r a l k o n s u l I. K l a s s e C l e m e n s von B r e n t a n o , Rom, S. 97 
a n die D iens t s t e l l e f ü r A u s w ä r t i g e A n g e l e g e n h e i t e n 

Brentano hält ein Gespräch mit Ministerpräsident de Gasperi 
über Fragen der europäischen Verteidigung fest. 

26 12.02. V o r t r a g e n d e r L e g a t i o n s r a t D i t t m a n n a n V o r t r a g e n d e n S. 99 
L e g a t i o n s r a t von Kessel , P a r i s 

Dittmann informiert Kessel über die neuesten Entwicklungen in 
der Diskussion um einen Verteidigungsbeitrag der Bundesre-
publik. 

27 13.02. M i n i s t e r i a l d i r e k t o r B l a n k e n h o r n a n S t a a t s s e k r e t ä r S. 101 
H a l l s t e i n , ζ. Z. P a r i s 

Blankenhorn teilt Hallstein dessen Ernennung zum Delegations-
leiter bei der Konferenz für die Organisation einer europäischen 
Armee mit. Zum militärischen Sachverständigen wird Oberst-
leutnant a. D. de Maizière berufen. 
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Februar 

28 16.02. Besprechung mit Ver t re te rn der Alliierten Hohen S. 103 
Kommission 

In der fünften Besprechung mit Vertretern der AHK auf dem 
Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
werden Fragen der Dislozierung sowie der Stärke von Trup-
penkontingenten der Bundesrepublik behandelt. 

29 16.02. Aufzeichnung des Vort ragenden Legat ionsrats S. 106 
Di t tmann 

Dittmann informiert über den Wunsch des amerikanischen 
Hohen Kommissars McCloy nach einer Aussprache mit Bundes-
kanzler Adenauer über die Schwierigkeiten, die bei den Ver-
handlungen über den Schuman-Plan und bei der Umsetzung 
des Gesetzes Nr. 27 der AHK aufgetreten sind. 

30 17.02. Aufzeichnung des Referenten Böker S. 107 

Böker informiert über seine Reise in die USA vom 27. Januar bis 
15. Februar 1951. 

31 17.02. Aufzeichnung des Obers t l eu tnan t s a .D. de Maizière, S. 118 
Par i s 

De Maizière analysiert die militärischen Bestimmungen des 
französischen Memorandums vom 15. Februar 1951 über die 
Organisation einer europäischen Armee. 

32 17.02. Regierender Bürgermeis ter Reuter an Bundeskanzler S. 120 
Adenauer 

Reuter äußert sich zur staatsrechtlichen Einbeziehung von Ber-
lin (West) in die Bundesrepublik, zur Abgrenzung der Finanz-
verantwortlichkeit, zur Verlegung von Bundesbehörden und 
zum Zugang nach Berlin (West). 

33 20.02. Ressortbesprechung S. 125 

In der Ressortbesprechung wird insbesondere das französische 
Memorandum vom 15. Februar 1951 über die Organisation ei-
ner europäischen Armee erörtert. 

34 24.02. Legat ionsrat I. Klasse von Marchtaler , Paris , an die S. 130 
Dienststel le fü r Auswärt ige Angelegenheiten 

Marchtaler faßt die Sitzung der Delegationschefs bei der Kon-
ferenz für die Organisation einer europäischen Armee zusam-
men. Der belgische Delegationsleiter, Baron de Gruben, äußerte 
Bedenken gegenüber dem französischen Kampfgruppen-Kon-
zept. 
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Dokumentenverzeichnis 

35 26.02. Gesp räch des B u n d e s k a n z l e r s A d e n a u e r m i t dem S. 132 
i ta l ien ischen A u ß e n h a n d e l s m i n i s t e r Lombardo 

Adenauer und Lombardo erörtern Fragen der Eingliederung 
der Bundesrepublik in das westeuropäische Staatensystem, die 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen sowie die Fortführung der 
amerikanischen Wirtschaftshilfe. 

36 27.02. Res so r tbe sp rechung S. 136 

Erörtert werden organisatorische Fragen bei den Verhandlun-
gen über eine europäische Armee in Paris und die Stellungnah-
me zum französischen Kampfgruppen-Konzept. 

37 27.02. Lega t ions ra t I. K lasse von March t a l e r , Pa r i s , a n S. 142 
S t a a t s s e k r e t ä r Ha l l s t e in 

Marchtaler unterrichtet Hallstein von einem Gespräch mit dem 
amerikanischen Botschafter in Paris, Bruce, über Fragen einer 
europäischen Armee. 

38 28.02 Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 145 
Dittmann 
Dittmann informiert über ein Gespräch mit dem Politischen Be-
rater im amerikanischen Hochkommissariat, Reber, anläßlich 
der Ubergabe eines Aide-mémoire der AHK zur Revision des 
Besatzungsstatuts. 

39 02.03. Aufzeichnung des Oberregierungsrats Ostermann von S. 149 
Roth 
Ostermann von Roth faßt die sechste Besprechung mit Vertre-
tern der AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbei-
trag der Bundesrepublik zusammen, in der die AHK die Auffas-
sung zur Rechtsstellung von Truppenkontingenten der Bundes-
republik im Kriegsfall darlegte. Die Delegation der Bundesre-
publik äußerte sich zu Stärke und Zusammensetzung von mili-
tärischen Einheiten einer internationalen Armee. 

40 02.03 Generalkonsul I. Klasse Pfeiffer, Brüssel, an S. 150 
Bundeskanzler Adenauer 
Pfeiffer informiert Adenauer über einen Gedankenaustausch mit 
dem amerikanischen Botschafter in Brüssel, Murphy. Im Mit-
telpunkt stand die Einstellung des amerikanischen Hohen 
Kommissars McCloy gegenüber der Bundesrepublik. 
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März 

41 02.03. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 153 
amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 

Themen sind die Verhandlungen über die Organisation einer 
europäischen Armee, die Neuordnung im Kohlenbergbau sowie 
in der Eisen- und Stahlindustrie, die Kürzung amerikanischer 
Wirtschaftshilfe und Getreidelieferungen sowie die Revisions-
verfahren gegen Deutsche, die wegen Kriegsverbrechen von 
amerikanischen Militärgerichten verurteilt wurden. 

42 02.03. Bundeskanzler Adenauer an den britischen Hohen S. 161 
Kommissar Kirkpatrick 

Adenauer dankt Kirkpatrick für die britische Zusage, die Insel 
Helgoland bis zum 1. März 1952 freizugeben, und sagt Unter-
stützung bei der Zuweisung von Ersatzzielen für die britische 
Luftwaffe zu. 

43 03.03. Gene ra lkonsu l I. K lasse Krekeler , New York, a n S. 163 
B u n d e s k a n z l e r A d e n a u e r 

Krekeler berichtet von einem Gespräch mit dem Sonderberater 
des amerikanischen Präsidenten, Harriman, über die Einglie-
derung der Bundesrepublik in das westliche Verteidigungssy-
stem. 

44 05.03. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 166 
französischen Hohen Kommissar François-Poncet 

Themen sind das Mitbestimmungsrecht in Kohlenbergwerken, 
die Vorkonferenz der stellvertretenden Außenminister der Vier 
Mächte in Paris und die vorgesehene Erklärung des Bundes-
kanzlers Adenauer vor dem Bundestag zu gesamtdeutschen 
Wahlen. 

45 05.03. Aufze i chnung des S t a a t s s e k r e t ä r s Ha l l s t e in S. 169 

Hallstein leitet eine Mitteilung des französischen Hohen Kom-
missars François-Poncet an Bundeskanzler Adenauer zur Saar-
frage weiter. 

46 06.03. Resso r tbesp rechung S. 170 

Themen sind die Stellungnahme auf der Konferenz für die Orga-
nisation einer europäischen Armee in Paris zum französischen 
Kampfgruppen-Konzept, die Beschlüsse der NATO-Ministerrats-
tagung vom 18./19. Dezember 1950 sowie die französische Hal-
tung zu einem Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik. 

47 06.03. Instruktionen für die Delegation bei der Konferenz für S. 174 
die Organisation einer europäischen Armee in Paris 

Das weitere Vorgehen bei der Konferenz für die Organisation 
einer europäischen Armee wird festgelegt. 
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48 06.03. Bundeskanzler Adenauer an den Geschäftsführenden S. 176 
Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission, 
François-Poncet 

Adenauer informiert François-Poncet über die Anerkennung 
der deutschen Auslandsschulden durch die Bundesregierung. 

49 07.03. Vortragender Legationsrat von Kessel, Paris, an die S. 178 
Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten 

Kessel leitet Informationen über den Verlauf der Vorkonferenz 
der stellvertretenden Außenminister der Vier Mächte weiter. 

50 09.03. Vortragender Legationsrat a .D. Roediger, Paris, an S. 179 
Staatssekretär Hallstein 

Roediger teilt mit, daß sich die französische Delegation bei der 
Konferenz für die Organisation einer europäischen Armee in 
der Frage der Mindeststärke homogener nationaler Einheiten 
gesprächsbereit gezeigt habe. 

51 09.03. Aufzeichnung des Oberregierungsrats Ostermann von S. 181 
Roth 

Ostermann von Roth faßt Mitteilungen des Mitarbeiters im fran-
zösischen Hochkommissariat, Cheysson, über die ersten drei Sit-
zungen der Vorkonferenz der stellvertretenden Außenminister 
der Vier Mächte in Paris zusammen. 

52 13.03. Aufzeichnung des Referenten Böker, ζ. Z. Paris S. 184 

Böker berichtet über ein Gespräch mit dem Mitarbeiter der ECA 
in Paris, Riddleberger, zu Fragen einer europäischen Armee 
und eines Verteidigungsbeitrags der Bundesrepublik. 

53 14.03. Aufzeichnung des Referenten Böker, ζ. Z. Paris S. 185 

Böker informiert über ein Gespräch mit dem Mitarbeiter der 
ECA in Paris, Riddleberger, der sich zum Verhältnis zwischen 
einer europäischen Armee und der NATO äußerte. 

54 15.03 Bundeskanzler Adenauer an den Geschäftsführenden S. 186 
Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission, 
François-Poncet 

Adenauer teilt François-Poncet mit, daß er die Leitung des neu 
errichteten Auswärtigen Amts übernommen habe. 

55 16.03. Aufzeichnung des Obersten a. D. Graf von Kielmansegg S. 188 

Kielmansegg faßt die siebte Besprechung mit Vertretern der 
AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik zusammen. Erörtert wurden die Kosten des 
Aufbaus von Truppenkontingenten in einer Gesamtstärke von 
250 000 Mann. 
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56 19.03. Aufze ichnung des Vortragenden Legationsrats S. 189 
Di t tmann 

Dittmann berichtet über ein Gespräch des Bundeskanzlers Ade-
nauer mit dem dänischen Außenminister Kraft. Im Mittelpunkt 
stand die Haltung der Bundesregierung zur Kieler Erklärung 
vom 26. September 1949 und die Herstellung bilateraler Bezie-
hungen. 

57 20.03. Aufze ichnung des Vortragenden Legationsrats S. 191 
Di t tmann 

Dittmann hält ein Gespräch mit dem französischen Hohen Kom-
missar François-Poncet fest. Themen waren die Rundfunkan-
sprache des Bundeskanzlers Adenauer zur Paraphierung des 
Schuman-Plans, eine Rede des SPD-Vorsitzenden Schumacher 
in Kiel und Äußerungen des Bundesministers Kaiser in Salz-
burg. 

58 21.03. Aufze ichnung des Referenten Lahusen S. 194 

Lahusen erörtert, ob als Auslandsvertretungen ausschließlich 
Gesandtschaften oder auch Botschaften errichtet werden sollten. 

59 23.03. Generalkonsul I. Klasse Clemens von Brentano, Rom, S. 195 
an das Auswärt ige Amt 

Brentano berichtet von einem Gespräch mit Ministerpräsident 
de Gasperi über dessen Unterredungen mit britischen und fran-
zösischen Staatsmännern und über einen Besuch des Bundes-
kanzlers Adenauer in Italien. 

60 28.03. Aufze ichnung des Legationsrats I. Klasse Salat S. 198 

Salat informiert über die Bemühungen der Bundesregierung 
um Aufnahme in die UNESCO und über das Beitrittsverfahren. 

61 29.03. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 201 
Parlamentarischen Staatssekretär im britischen 
Außenminister ium, Lord Henderson 

Adenauer und Henderson erörtern Fragen der europäischen 
Einigung. 

62 29.03. Aufze ichnung des Legationsrats I. Klasse von S. 206 
Marchtaler, Paris 

Marchtaler berichtet über die französische Reaktion auf die Pa-
raphierung des Schuman-Plans durch die Bundesregierung, die 
Saarfrage, die bilateralen Beziehungen und die Vorkonferenz 
der stellvertretenden Außenminister der Vier Mächte. 
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63 04.04. Ressortbesprechung S. 210 

Einvernehmen wird darüber erzielt, daß wegen der bevorste-
henden Wahlen zur französischen Nationalversammlung neue 
Vorschläge der Delegation der Bundesrepublik auf der Konfe-
renz für die Organisation einer europäischen Armee in Paris 
vorerst zurückgestellt werden. 

64 06.04. Aufze ichnung des Obersten a. D. Graf von Kie lmansegg S. 211 

Kielmansegg faßt die achte Besprechung mit Vertretern der 
AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik zusammen. Thematisiert wurden die Errich-
tung eines Verteidigungsministeriums und einer Generalin-
spektion sowie die Luftverteidigung. 

65 09.04. Bundeskanzler Adenauer an die Hohen Kommissare S. 213 

Adenauer erinnert an die Sicherheitsgarantie der Drei Mächte 
zum Schutz der Bundesrepublik und von Berlin (West) und bit-
tet um Truppenverstärkungen im Bundesgebiet. 

66 10.04. Aufze ichnung des Ministerialrats Ophüls, Paris S. 216 

Ophüls skizziert die Positionen auf der Konferenz über den 
Schuman-Plan in Paris zu einzelnen Artikeln des Vertrags 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl. 

67 11.04. Bundeskanzler Adenauer an den Geschäfts führenden S. 220 
Vorsitzenden der Alli ierten Hohen Kommission, 
Kirkpatrick 

Adenauer bittet die AHK um Zustimmung zur Aufnahme diplo-
matischer oder konsularischer Beziehungen mit einer Reihe 
von Staaten. 

68 14.04. Bundeskanzler Adenauer, ζ. Z. Paris, an den S. 221 
französischen Außenminis ter Schuman 

Adenauer unterbreitet Schuman Vorschläge zur Behandlung des 
Saarproblems im Rahmen des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. 

69 16.04. Aufze ichnung des Vortragenden Legationsrats a .D. S. 223 
Roediger, Paris 

Roediger berichtet von seinem Vortrag bei Bundeskanzler Ade-
nauer über den Verlauf der Verhandlungen bei der Konferenz 
für die Organisation einer europäischen Armee und von dem 
anschließenden Gespräch zwischen Adenauer und dem franzö-
sischen Delegationsleiter Alphand. 
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70 20.04. Aufzeichnung des Obersten a.D. Graf von Kielmansegg S. 225 

Kielmansegg faßt die neunte Besprechung mit Vertretern der 
AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik zusammen. Vorgetragen wurden Überlegungen 
zur Aufstellung einer Luftwaffe und zur Notwendigkeit von 
Küstenschutzstreitkräften. 

71 24.04. Generalkonsul Jansen, Luxemburg, an das Auswärtige S. 227 
Amt 

Jansen berichtet über ein Gespräch mit dem luxemburgischen 
Außenminister Bech anläßlich der Übergabe des Beglaubigungs-
schreibens. Themen waren der Schuman-Plan und die Unter-
bringung des Generalkonsulats. 

72 26.04. Gespräch des Bundeskanzlers mit dem amerikanischen S. 230 
Hohen Kommissar McCloy 

Im Mittelpunkt stehen der Exportpreis für Kohle, der West-Ost-
Handel, der Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik und die 
finanzielle Unterstützung der Wissenschaften. 

73 28.04. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Herwarth von S. 234 
Bittenfeld 

Herwarth weist daraufhin, daß bei der Ernennung eines Gene-
ralkonsuls keine Zustimmung des Empfangslands erforderlich 
sei, wohl aber bei der Errichtung eines Generalkonsulats. 

74 04.05. Aufzeichung des Obersten a. D. Graf von Kielmansegg S. 236 

Kielmansegg faßt die zehnte Besprechung mit Vertretern der 
AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik zusammen. Themen waren die Errichtung von 
obersten militärischen Bundesbehörden, eine taktische Luft-
waffe und leichte Seestreitkräfte sowie die Kosten eines Vertei-
digungsbeitrags. 

75 07.05. Generalkonsul I. Klasse Krekeler, New York, an S. 237 
Bundeskanzler Adenauer 

Krekeler berichtet über ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter 
im amerikanischen Außenministerium, Byroade. Im Mittelpunkt 
standen die Ablösung des Besatzungsstatuts und das Gesetz zur 
völkerrechtlichen Beendigung des Kriegszustands mit Deutsch-
land. 

XXVII 



Dokumentenverzeichnis 

76 08.05. Vortragender Legationsrat a. D. Roediger, Paris, an das S. 240 
Auswärtige Amt 

Roediger erörtert die italienische Haltung zur Konferenz für 
die Organisation einer europäischen Armee in Paris. 

77 09.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenhorn S. 242 

Blankenhorn informiert über die Mitteilung des Politischen Be-
raters im amerikanischen Hochkommissariat, Reber, daß der 
Wortlaut eines Schreibens des Bundeskanzlers Adenauer an 
die AHK zur Übernahme von Besatzungskosten geändert wer-
den solle. 

78 09.05. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Salat S. 244 

Salat berichtet über die Vorbereitungen zu Verhandlungen 
über Kulturabkommen mit Frankreich, Italien und Spanien. 

79 09.05. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 246 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 

Grewe erörtert den Inhalt einer allgemeinen Instruktion für 
die Delegation der Bundesrepublik vor einer Aufnahme von Ver-
handlungen mit Vertretern der AHK über die Ablösung des Be-
satzungsstatuts. 

80 09.05. Vortragender Legationsrat Mohr, ζ. Z. Straßburg, an S. 249 
das Auswärtige Amt 

Mohr informiert über die Reaktionen auf den Vorschlag des 
französischen Außenministers Schuman, einen inoffiziellen Ge-
dankenaustausch zwischen den Außenministern der Mitglied-
staaten des Europarats durchzuführen. 

81 10.05. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 250 
Dittmann 

Dittmann notiert die Mitteilung des Politischen Beraters im bri-
tischen Hochkommissariat, O'Neill, zum Charakter der Bespre-
chungen mit Vertretern der AHK auf dem Petersberg über die 
Ablösung des Besatzungsstatuts. 

82 11.05. Bundeskanzler Adenauer an den französischen S. 251 
Außenminister Schuman 

Adenauer bittet Schuman, den amerikanischen Hohen Kommis-
sar McCloy zu veranlassen, mit der Bundesregierung über die 
Bildung der neuen Kohle- und Stahlgesellschaften zu verhan-
deln, bevor die Durchführungsverordnungen der AHK in Kraft 
treten. 
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83 16.05. Aufze ichnung des Vortragenden Legationsrats von S. 253 
Kessel , Paris 

Kessel informiert über ein Gespräch mit dem Kabinettschef des 
Generalsekretärs im französischen Außenministerium, Laloy. 
Themen waren die Vorkonferenz der stellvertretenden Außen-
minister der Vier Mächte, die Verhandlungen über eine euro-
päische Armee, die Aufnahme der Türkei und Griechenlands in 
die NATO und die „Internationale Konferenz zur Lösung des 
deutschen Problems". 

84 16.05. Vortragender Legationsrat a. D. Roediger, Paris, an das S. 255 
Auswärt ige Amt 

Roediger bilanziert die Verhandlungen in den Ausschüssen der 
Konferenz für die Organisation einer europäischen Armee. 

85 17.05. B u n d e s k a n z l e r A d e n a u e r a n den G e s c h ä f t s f ü h r e n d e n S. 262 
Vorsitzenden der Alli ierten Hohen Kommission, McCloy 

Adenauer bittet um beschleunigte Rückgabe der Akten des Aus-
wärtigen Amts aus der Zeit vor 1945. 

86 18.05. Aufze ichnung des Vortragenden Legationsrats S. 263 
Dit tmann 

Dittmann hält das Ergebnis eines Gesprächs des Bundeskanz-
lers Adenauer mit dem amerikanischen Hohen Kommissar 
McCloy über die Ablösung des Besatzungsstatuts durch ver-
tragliche Regelungen fest. 

87 18.05. Aufze ichnung des Obersten a .D . Graf von Kie lmansegg S. 264 

Kielmansegg faßt die elfte Besprechung mit Vertretern der AHK 
auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der Bun-
desrepublik zusammen. Themen waren die obersten Verteidi-
gungsbehörden, die territoriale Organisation von Truppenkon-
tingenten sowie die Abfassung eines Schlußberichts. 

88 19.05. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 266 
britischen Außenminis ter Morrison 

Adenauer und Morrison erörtern die innenpolitische Lage der 
Bundesrepublik, Verteidigungsfragen und die Haltung Groß-
britanniens zur europäischen Einigung. 

89 22.05. G e n e r a l k o n s u l I. K l a s s e von K a m p h o e v e n e r , I s t a n b u l , S. 283 
an das Auswärt ige Amt 

Kamphoevener faßt Gespräche im türkischen Außenministerium 
zusammen. Themen waren die Erleichterung der Konsulartä-
tigkeit, die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, das deutsche 
Eigentum in der Türkei und die Aufnahme diplomatischer Be-
ziehungen. 
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90 25.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenborn S. 287 

Blankenhorn resümiert ein Gespräch mit dem türkischen Ge-
sandten Ayasli zur Sicherheitslage der Türkei. 

91 25.05. Aufzeichnung des Referenten Haack S. 288 

Haack gibt Mitteilungen des Mitarbeiters im amerikanischen 
Hochkommissariat, Koczak, wieder, wonach eine Rückgabe der 
Akten des Auswärtigen Amts aus der Zeit vor 1945 nicht vor 
Abschluß der amerikanisch-britisch-französischen Aktenpubli-
kation erfolgen werde, an der auch Historiker aus der Bundes-
republik beteiligt werden sollten. 

92 28.05. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 291 
französischen Hohen Kommissar François-Poncet 

Adenauer und François-Poncet erörtern die Auswirkungen des 
Verbots der DPS auf die deutsch-französischen Beziehungen. 

93 29.05. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 297 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 

Grewe erörtert notwendige vertragliche Vereinbarungen zur Ab-
lösung des Besatzungsstatuts. 

94 29.05. Generalkonsul Hausenstein, Paris, an das Auswärtige S. 300 
Amt 

Hausenstein berichtet, daß der Gesandte der Republik China 
(Taiwan) in Paris, Tuan Mao-Lan, den Wunsch nach Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen geäußert habe. 

95 30.05. Vortragender Legationsrat a. D. Roediger, Paris, an S. 301 
Staatssekretär Hallstein 

Roediger regt an, bei der Ressortbesprechung am 5. Juni 1951 
die Position der Bundesrepublik zu offenen Fragen der Konfe-
renz für die Organisation einer europäischen Armee festzulegen. 

96 04.06. Aufzeichnung des Oberstena.D. Graf von Kielmansegg S. 303 

Kielmansegg faßt die zwölfte Besprechung mit Vertretern der 
AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik zusammen. Verabschiedet wurde der erste Teil 
des Zwischenberichts. 

97 04.06. Aufzeichnung des Oberstena.D. Graf von Kielmansegg S. 304 

Kielmansegg faßt die dreizehnte Besprechung mit Vertretern 
der AHK auf dem Petersberg über einen Verteidigungsbeitrag 
der Bundesrepublik zusammen, in der der zweite Teil des Zwi-
schenberichts verabschiedet wurde. 
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98 05.06. Bundeskanzler Adenauer an den amer ikanischen S. 306 
Hohen Kommissar McCloy 

Adenauer übermittelt McCloy ein Memorandum über Maßnah-
men zur Bekämpfung des illegalen West-Ost-Handels und 
stimmt dem amerikanischen Vorschlag einer Zusammenarbeit 
mit Sachverständigen aus der Bundesrepublik zu. 

99 05.06. Ressor tbesprechung S. 308 

Nach Darlegungen über die Verhandlungen bei der Konferenz 
für die Organisation einer europäischen Armee in Paris erörtern 
die Teilnehmer der Ressortbesprechung den von französischer 
Seite gewünschten Zwischenbericht. 

100 05.06. Ins t rukt ionen fü r die Delegation bei der Konferenz fü r S. 313 
die Organisat ion e iner europäischen Armee in Par i s 

Das Vorgehen für die Abfassung eines Zwischenberichts wird 
festgelegt. 

101 10.06. Vort ragender Legat ionsrat a. D. Roediger, Par is , an S. 314 
S taa t s sek re t ä r Hallstein 

Roediger berichtet über ein Gespräch mit dem Leiter der fran-
zösischen Delegation bei der Konferenz für die Organisation ei-
ner europäischen Armee in Paris, Alphand, in dem Zweck, Form 
und Inhalt eines Zwischenberichts erörtert wurden. 

102 11.06. Aufzeichnung des Gesand t schaf t s ra t s a. D. Weiz S. 317 

Weiz faßt die Vorbesprechungen mit dem Drei-Mächte-Aus-
schuß für die deutschen Auslandsschulden vom 5. bis 7. Juni 
1951 in Bonn und Bad Godesberg zusammen. 

103 14.06. Aufzeichnung des Gesandten von Bargen S. 327 

Bargen berichtet über die Aufnahme der Bundesrepublik in die 
Internationale Arbeitsorganisation. 

104 15.06. S taa t s sek re t ä r Halls tein an den Geschäf t s führenden S. 331 
Vorsi tzenden der Alliierten Hohen Kommission, 
François-Poncet 

Hallstein übermittelt François-Poncet ein Memorandum zur 
Frage eines finanziellen Verteidigungsbeitrags. Hingewiesen 
wird auf die begrenzte Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik 
aufgrund sozialer Verpflichtungen. 

105 16.06. Rundschreiben des Vort ragenden Legat ionsrats Mohr " S. 337 

Mohr äußert sich zur Beteiligung der Bundesrepublik am er-
weiterten technischen Beistandsprogramm der UNO. 
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106 19.06. Aufzeichnung des Staatssekretärs Hallstein, ζ. Z. Paris S. 340 
Hallstein berichtet von einem Gespräch mit dem amerikani-
schen Botschafter in Paris, Bruce, in dem Fragen der Konfe-
renz für die Organisation einer europäischen Armee erörtert 
wurden. 

107 20.06. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats a. D. S. 342 
Roediger, Paris 
Roediger informiert über ein Gespräch des Staatssekretärs Hall-
stein mit dem Leiter der französischen Delegation bei der Kon-
ferenz für die Organisation einer europäischen Armee in Paris, 
Alphand, zur Frage eines Verteidigungsbeitrags der Bundesre-
publik. 

108 20.06. Staatssekretär Hallstein, z.Z. Paris, an Bundeskanzler S. 344 
Adenauer 
Hallstein faßt Gespräche mit dem amerikanischen Botschafter 
in Paris, Bruce, sowie mit dem Leiter der französischen Delega-
tion bei der Konferenz für die Organisation einer europäischen 
Armee, Alphand, zusammen. 

109 21.06. R u n d e r l a ß des Re fe r en t en Schaf fa rczyk S. 346 

Schaffarczyk übermittelt die Weisung der AHK, Teilnehmern 
an den Internationalen Festspielen der Kommunistischen Ju-
gend in Ost-Berlin keine Erlaubnis zur Ein- und Durchreise in 
die Bundesrepublik zu erteilen. 

110 22.06. Staatssekretär Hallstein, ζ. Z. Paris, an Bundeskanzler S. 347 
Adenauer 
Hallstein informiert über die Aufnahme der Bundesrepublik in 
die UNESCO und über ein Gespräch mit dem Generalkommis-
sar des französischen Planungsamts, Monnet, zu den Verhand-
lungen über eine europäische Armee. 

111 22.06. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 348 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 
Grewe berichtet über ein Gespräch mit dem Politischen Berater 
im amerikanischen Hochkommissariat, Reber, zu Fragen der 
Ablösung des Besatzungsstatuts. 

112 25.06. Vortragender Legationsrat von Kessel, Paris, an das S. 349 
Auswärtige Amt 
Kessel berichtet über ein Gespräch mit dem Kabinettschef des 
Generalsekretärs im französischen Außenministerium, Laloy, 
nach Abbruch der Vorkonferenz der stellvertretenden Außen-
minister der Vier Mächte in Paris. 
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113 28.06. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 351 
Ablösung des Beatzungsstatuts, Grewe 

Grewe nimmt zum Truppenvertrag Stellung und plädiert dafür, 
den Drei Mächten begrenzte Befugnisse zur Verhängung des 
Ausnahmezustands einzuräumen. 

114 28.06. Bundeskanzler Adenauer an den Geschäftsführenden S. 356 
Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission, 
François-Poncet 

Adenauer weist daraufhin, daß der Bundestag die Anerkennung 
der deutschen Auslandsschulden überprüfen könnte, falls die 
Frage des deutschen Auslandsvermögens nicht geregelt werde. 

115 29.06. Ressortbesprechung S. 360 

In der Ressortbesprechung zu Fragen der Ablösung des Besat-
zungsstatuts wird insbesondere die Hinnahme von Ausnahme-
befugnissen aufgrund der Obersten Gewalt der Drei Mächte er-
örtert. 

116 30.06. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 366 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 

Grewe faßt die Besprechungen mit Vertretern der AHK auf dem 
Petersberg über die Ablösung des Besatzungsstatuts zusam-
men. 

117 02.07. Aufzeichnung des Botschaftsrats a.D. Becker S. 376 

Becker informiert über israelische Vorschläge für den Waren-
verkehr mit der Bundesrepublik. 

118 02.07. Generalkonsul I. Klasse Krekeler, Washington, an das S. 378 
Auswärtige Amt 

Krekeler berichtet von einem Gespräch mit dem Abteilungsleiter 
im amerikanischen Außenministerium, Byroade, über eine völ-
kerrechtliche Beendigung des Kriegszustandes mit Deutsch-
land. 

119 05.07. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 379 
amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 

Adenauer und McCloy erörtern den West-Ost-Handel, die ECA-
Hilfe, die Durchführung des Gesetzes Nr. 27 der AHK, den 
Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik und die Ablösung des 
Besatzungsstatuts. 
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120 06.07. Aufze ichnung des Leiters der Delegat ion für die S. 386 
Ablösung des Besatzungss tatuts , Grewe 

Grewe berichtet von Gesprächen mit dem Leiter der Abteilung 
für Politische Angelegenheiten im französischen Hochkommis-
sariat, de Guiringaud, und dem Politischen Berater im briti-
schen Hochkommissariat, O'Neill. Themen waren die Vorschlä-
ge der Drei Mächte zur Aufhebung der Kontrollen auf dem Ge-
biet der auswärtigen Beziehungen. 

121 06.07. Bundeskanzler Adenauer an den Geschäfts führenden S. 390 
Vorsitzenden der All i ierten Hohen Kommission, 
Kirkpatrick 

Adenauer übermittelt Kirkpatrick ein Memorandum zur Pro-
blematik verschleppter Personen und Flüchtlinge im Bundes-
gebiet. 

122 07.07. Aufze ichnung des Oberregierungsrats von Schmoller S. 395 

Schmoller berichtet über ein Gespräch mit dem Politischen Be-
rater im britischen Hochkommissariat, O'Neill. Erörtert wurden 
die Konsequenzen der Ablösung des Besatzungsstatuts für die 
Oberste Gewalt der Drei Mächte. 

123 07.07. Leiter der Delegat ion für Auslandsschulden, Abs, z. Z. S. 397 
London, an das Auswärt ige Amt 

Abs teilt mit, daß er sich bei den Besprechungen über die deut-
schen Vorkriegsschulden in London lediglich vorbehalten habe, 
die Einbeziehung des deutschen Auslandsvermögens zu einem 
späteren Zeitpunkt vorzubringen. 

124 08.07. Instruktionen für die Delegat ion bei der Konferenz für S. 400 
die Organisation einer europäischen Armee in Paris 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers, Blank, wird zum Leiter 
der Delegation bei der Konferenz für die Organisation einer eu-
ropäischen Armee in Paris ernannt. Die Delegation erhält Wei-
sungen für die weiteren Verhandlungen und für die Abfassung 
eines Zwischenberichts. 

125 10.07. S i tzung des Lenkungsausschusses der Konferenz für S. 402 
die Organisation einer europäischen Armee in Paris 

In der Sitzung des Lenkungsausschusses werden insbesondere 
die Rekrutierung von Soldaten in nationaler Verantwortlich-
keit während einer Ubergangsperiode und die Befugnisse eines 
europäischen Verteidigungskommissars erörtert. 
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126 10.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 410 
Dittmann 

Dittmann berichtet über Verfahren gegen Deutsche, die wegen 
Kriegsverbrechen in den westlichen Staaten angeklagt oder 
verurteilt wurden. Er erörtert die jeweiligen Möglichkeiten zur 
Einflußnahme auf Begnadigungen. 

127 11.07. Gespräch des Leiters der Delegation für die Ablösung S. 419 
des Besatzungsstatuts , Grewe, mit dem Berliner 
Senator für Bundesangelegenheiten, Klein 

Thema ist die Einbeziehung von Berlin (West) in die Verhand-
lungen und in das Vertragswerk über die Ablösung des Besat-
zungsstatuts. 

128 11.07. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 423 
Ablösung des Besatzungsstatuts , Grewe 

Grewe unterbreitet den Entwurf einer Grundsatzerklärung der 
Drei Mächte zur Ablösung des Besatzungsstatuts. 

129 14.07. Aufzeichnung des Obersten a .D. Graf von Kielmansegg, S. 426 
Paris 

Kielmansegg informiert über das amerikanische Drängen auf 
rasche Aufstellung von militärischen Einheiten der Bundesre-
publik. 

130 19.07. S i che rhe i t sve r t r ag (En twur f ) S. 428 

In dem Entwurf eines Sicherheitsvertrags werden die Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik und den Drei Mächten 
neu geregelt. 

131 19.07. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 430 
Ablösung des Besatzungsstatuts , Grewe 

Grewe informiert über Gespräche mit britischen und ameri-
kanischen Vertretern der AHK zu Fragen der Ablösung des Be-
satzungsstatuts durch vertragliche Regelungen. 

132 21.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats a. D. S. 433 
Roediger und des Ministerialrats Ophüls, Paris 

Roediger und Ophüls berichten über die amerikanische Haltung 
zur Schaffung einer europäischen Armee unter Beteiligung der 
Bundesrepublik. 
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133 24.07. Aufzeichnung des Referenten Böker S. 437 
Böker faßt eine Unterredung mit dem ehemaligen Sicherheits-
berater des Bundeskanzlers zusammen. Graf von Schwerin be-
richtete von einem Aufenthalt in Großbritannien und den Äu-
ßerungen seiner Gesprächspartner zu einem Verteidigungsbei-
trag der Bundesrepublik. 

134 24.07. Vortragender Legationsrat a. D. Roediger, Paris, an das S. 439 
Auswärtige Amt 
Roediger teilt mit, daß der Zwischenbericht von der Konferenz 
für die Organisation einer europäischen Armee in Paris geneh-
migt und mit der Stellungnahme der Delegation der Bundesre-
publik an die Beobachter- und Teilnehmerstaaten weitergelei-
tet worden sei. 

135 25.07. Vortragender Legationsrat a. D. Roediger, Paris, an das S. 441 
Auswärtige Amt 
Roediger berichtet, daß bei einem Gespräch mit dem britischen 
Gesandten in Paris, Hayter, vom Beauftragten des Bundeskanz-
lers, Blank, der Wunsch nach einer aktiveren Rolle des briti-
schen Beobachters auf der Konferenz für die Organisation ei-
ner Europäischen Verteidigungsgemeinschaft geäußert wurde. 

136 02.08. Sicherheitsvertrag (Entwurf) S. 443 
In dem mit den Drei Mächten zu schließenden Vertrag sollen 
nach der völkerrechtlichen Beendigung des Kriegszustands die 
gegenseitigen Verpflichtungen zwischen der Bundesrepublik 
und den Drei Mächten neu geregelt werden. 

137 09.08. Memorandum der Bundesregierung (Entwurf) S. 446 
Die Bundesregierung schlägt vor, das Saargebiet zu einem eu-
ropäischen Territorium zu erklären und den an der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl beteiligten Staaten die 
oberste Regierungsgewalt zu übertragen. 

138 10.08. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats von S. 448 
Etzdorf 
Etzdorf unterrichtet über ein Gespräch mit dem stellvertreten-
den Präsidenten des Polnischen Nationalrats in London, Mak-
kiewicz, über die deutsch-polnische Grenzfrage. 

139 14.08. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenhorn S. 450 
Blankenborn gibt Äußerungen des französischen Stellvertreten-
den Hohen Kommissars Bérard zu Reisen des ehemaligen Bot-
schafters Rahn nach Spanien und Portugal wieder. 
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140 14.08. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenborn S. 451 

Blankenborn faßt ein Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer 
mit dem amerikanischen Stellvertretenden Hohen Kommissar 
Hays über den Entwurf der Bundesregierung vom 2. August 
1951 für einen Sicherheitsvertrag zusammen. 

141 14.08. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 453 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 

Grewe bilanziert die Besprechungen vom 10. Mai bis 3. August 
1951 mit Vertretern der AHK auf dem Petersberg über die Ab-
lösung des Besatzungsstatuts. 

142 22.08. Generalkonsul I. Klasse Ulrich, z.Z. Bled, an das S. 459 
Auswärtige Amt 

Ulrich berichtet über seinen Antrittsbesuch bei Ministerpräsi-
dent Tito. Im Mittelpunkt standen die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und die Rückführung deutscher Kriegsgefangener aus 
Jugoslawien. 

143 23.08. Bundeskanzler Adenauer an den französischen S. 463 
Außenminister Schuman 

Adenauer unterbreitet Schuman Überlegungen zu einem Ver-
tragswerk über die Ablösung des Besatzungsstatuts. Zugleich 
äußert er sich besorgt über die Belastung der bilateralen Bezie-
hungen durch die Saarfrage und die von Frankreich wegen 
Kriegsverbrechen verurteilten Deutschen. 

144 25.08. Memorandum der Bundesregierung S. 466 

Entwickelt werden Überlegungen zu einer Vorvereinbarung 
über eine europäische Verteidigungsgemeinschaft, aufgrund de-
rer gesetzliche und militärische Maßnahmen zur Schaffung eu-
ropäischer Streitkräfte unmittelbar eingeleitet werden können. 

145 25.08. Erklärung der Bundesregierung (Entwurf) S. 469 

Die Bundesregierung nimmt Stellung zum Problem der Wieder-
gutmachung gegenüber Israel und den Juden. 

146 28.08. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenborn S. 473 

Blankenborn faßt ein Gespräch des Bundeskanzlers mit dem 
britischen Hohen Kommissar zusammen. Adenauer und Kirk-
patrick erörterten den Entwurf der Bundesregierung für einen 
Sicherheitsvertrag, das geplante Ablösungsgesetz zum Kon-
trollratsgesetz Nr. 5 über das deutsche Auslandsvermögen sowie 
die beschleunigte Freilassung von Deutschen, die wegen Kriegs-
verbrechen von britischen Militärgerichten verurteilt wurden. 
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147 29.08. Aufzeichnung des Legationssekretärs a. D. Hess S. 476 

Hess erörtert einen Austausch von amtlichen Vertretungen zwi-
schen der Bundesrepublik und ostasiatischen bzw. südostasiati-
schen Staaten. 

148 30.08. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 479 
Sonderberater des amerikanischen Präsidenten, 
Harriman 
Themen waren die innenpolitische Lage der Bundesrepublik, 
die Ablösung des Besatzungsstatuts, ein Verteidigungsbeitrag 
der Bundesrepublik sowie Probleme der europäischen Kohle-
und Stahlindustrie. 

149 04.09. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats von S. 481 
Kessel, Paris 
Kessel berichtet von einem Gespräch des Beauftragten des Bun-
deskanzlers, Blank, mit dem Generalkommissar des französi-
schen Planungsamts, Monnet, und dem Leiter der französischen 
Delegation bei der Konferenz für die Organisation einer Euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft, Alphand. Themen waren 
die Freistellung von französischen Truppen für Übersee und die 
Teilnahme des Generalleutnants a. D. Speidel an den Verhand-
lungen über eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft. 

150 10.09. Aufzeichnung des Staatssekretärs Hallstein S. 483 

Hallstein faßt ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter in der 
amerikanischen Hohen Kommission, Leonard, über Kürzungen 
der amerikanischen Wirtschaftshilfe zusammen. 

151 10.09. Rundschreiben des Vortragenden Legationsrats S. 485 
Di t tmann 
Dittmann bittet einzelne Amtsangehörige um dienstliche Stel-
lungnahmen zu Vorwürfen, die in einer Artikelserie der „Frank-
furter Rundschau" erhoben wurden. 

152 13.09. Botschafter Du Mont, Den Haag, an das Auswärtige S. 487 
Amt 
Du Mont berichtet über die Haltung der niederländischen Re-
gierung zu einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 

153 14.09. Aufzeichnung des Referenten Böker S. 489 

Böker informiert über eine Unterredung mit dem französischen 
Stellvertretenden Hohen Kommissar. Bérard berichtete über die 
Ergebnisse der Außenministerkonferenz der Drei Mächte in 
Washington. 
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154 20.09. B e s p r e c h u n g m i t V e r t r e t e r n des S e n a t s von Ber l in S. 491 

Im Mittelpunkt der Besprechung stehen eine weitgehende An-
gleichung der Rechtsstellung von Berlin (West) an diejenige der 
Bundesrepublik nach Ablösung des Besatzungsstatuts und die 
Ausübung der Kontrollrechte durch die Drei Mächte in der 
Stadt. 

155 21.09. B u n d e s k a n z l e r A d e n a u e r a n d e n G e s c h ä f t s f ü h r e n d e n S. 501 
V o r s i t z e n d e n de r Al l i i e r t en H o h e n Kommiss ion , 
F ranço i s -Ponce t 

Adenauer informiert über den Abschluß des Interzonenhan-
delsabkommens am 20. September 1951 und über die Bedin-
gungen, die von der Bundesregierung gegenüber der DDR ge-
stellt wurden. 

156 21.09. R u n d e r l a ß des V o r t r a g e n d e n L e g a t i o n s r a t s von E tzdor f S. 503 

Etzdorf übermittelt eine Sprachregelung für die Bezeichnung 
der Gebiete des Deutschen Reiches östlich von Oder und Neiße. 

157 25.09. B e s p r e c h u n g m i t V e r t r e t e r n d e r Al l i i e r ten H o h e n S. 504 
K o m m i s s i o n 

Staatssekretär Hallstein erörtert mit Vertretern der AHK die 
Ausführungen des französischen Hohen Kommissars François-
Poncet über die Außenministerkonferenz der Drei Mächte in 
Washington. 

158 26.09. B e s p r e c h u n g im B u n d e s k a n z l e r a m t S. 510 

Unter Vorsitz des Staatssekretärs Hallstein wird die Position 
der Bundesregierung zu den einzelnen Punkten erörtert, die 
mit den Drei Mächten bei der Ablösung des Besatzungsstatuts 
vertraglich zu regeln sind. 

159 28.09. B e s p r e c h u n g im B u n d e s k a n z l e r a m t S. 515 

Staatssekretär Hallstein nimmt Stellung zum Entwurf der Drei 
Mächte vom 24. September 1951 für einen Generalvertrag. 

160 01.10. A u f z e i c h n u n g des R e f e r e n t e n Böke r S. 517 

Böker faßt ein Gespräch mit dem Vertreter des American Jewish 
Committee in Europa zusammen, in dem Shuster am 26. Sep-
tember 1951 vorab über die Regierungserklärung zur Wieder-
gutmachungsfrage informiert wurde. 
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161 03.10. Bundeskanzler Adenauer an den Geschäftsführenden S. 518 
Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission, 
Kirkpatrick 
Adenauer bittet die Drei Mächte, die Bildung einer internatio-
nalen Kommission unter der Kontrolle der UN vorzuschlagen, 
welche die Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche Wahlen 
prüfen soll. 

162 04.10. Aufzeichnung des Staatssekretärs Hallstein S. 520 

Hallstein lehnt die Errichtung eines Europaministeriums ab. 

163 12.10. Aufzeichnung des Referenten Grosse, Washington S. 523 

Grosse berichtet von einer informellen Besprechung mit Ver-
tretern des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank 
über einen Beitritt der Bundesrepublik. 

164 12.10. Besprechung mit Vertretern der Alliierten Hohen S. 526 
Kommission 
Der zur Vorbereitung der Verträge zwischen den Drei Mächten 
und der Bundesrepublik eingesetzte Hauptausschuß befaßt sich 
mit den Vorbehaltsrechten der Drei Mächte. 

165 13.10. Ressortbesprechung S. 534 

Thema ist die Organisation der europäischen Verteidigung. 

166 15.10. Generalkonsul I. Klasse Krekeler, Washington, an das S. 541 
Auswärtige Amt 

Krekeler informiert über eine Unterredung mit dem Berater im 
amerikanischen Außenministerium, Bohlen. Erörtert wurden 
die sowjetische Haltung zur Wiedervereinigung Deutschlands 
und Fragen der Integration der Bundesrepublik in das westliche 
Staatensystem. 

167 17.10. Gesandter Sieveking, Stockholm, an das Auswärtige S. 544 
Amt 
Sieveking berichtet über die schwedische Position zur Einglie-
derung der Bundesrepublik in das westliche Staatensystem 
und zur Wiedervereinigung Deutschlands. 

168 18.10. Besprechung mit Vertretern der Alliierten Hohen S. 545 
Kommission 

Im Mittelpunkt stehen die Vorbehaltsrechte der Drei Mächte in 
bezug auf Berlin, die Stationierung von Truppen im Bundesge-
biet und gesamtdeutsche Fragen. 

XL 



Oktober 

169 22.10. Ressortbesprechung S. 555 

In der Ressortbesprechung steht die Zuständigkeitsabgrenzung 
zwischen Kommissar, Rat und Versammlung der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft im Mittelpunkt. 

170 24.10. Besprechung mit Vertretern der All i ierten Hohen S. 564 
Kommiss ion 

Erörtert werden Fragen im Zusammenhang mit den Vorbehalts-
rechten der Drei Mächte für Berlin und mit dem Schutz der 
alliierten Truppen in der Bundesrepublik. 

171 24.10. Gespräch des Bundesminis ters Erhard mit den Hohen S. 571 
Kommissaren François-Poncet, Kirkpatrick und McCloy 

Behandelt werden der Berlin-Verkehr und das Interzonenhan-
delsabkommen vom 20. September 1951. 

172 26.10. Ministerialdirektor Blankenhorn an den Vorsitzenden S. 575 
der europäischen Sekt ion des World Jewi sh Congress, 
Barou 

Blankenhorn regt vertrauliche Vorgespräche an, um möglichst 
bald Verhandlungen über Umfang und Modalitäten von Wieder-
gutmachungsleistungen der Bundesrepublik aufnehmen zu kön-

173 30.10. Besprechung mit Vertretern der Alli ierten Hohen S. 577 
Kommiss ion 

In der ersten Besprechung des Unterausschusses für den Trup-
penvertrag wird der Vertragsentwurf der Drei Mächte erörtert. 

174 01.11. Aufze ichnung des Staatssekretärs Hal ls te in S. 581 

Erläutert werden einzelne Artikel für einen Generalvertrag und 
dabei die Fassung der Bundesregierung und diejenige der Drei 
Mächte gegenübergestellt. 

175 02.11. Aufze ichnung des Legationsrats I. Klasse Salat S. 584 

Salat regt an, Planstellen für Kulturreferenten an den Auslands-
vertretungen zu schaffen. 

176 05.11. Ressortbesprechung S. 586 

Im Hinblick auf die Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
werden die Kompetenzen des Ministerrats gegenüber dem Ver-
teidigungskommissar, die Organisation des Verteidigungskom-
missariats, Abstimmungsmodalitäten im Ministerrat und der 
Verwaltungsaufbau erörtert. 
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177 05.11. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 593 
italienischen Botschafter Babuscio Rizzo 

Themen sind die Zusage des Ministerpräsidenten de Gasperi zu 
einem Besuch in der Bundesrepublik, die Einsetzung einer UN-
Kommission zur Prüfung der Voraussetzungen für freie ge-
samtdeutsche Wahlen sowie die Verhandlungen mit der AHK 
über die Ablösung des Besatzungsstatuts. 

178 06.11. Ressortbesprechung S. 596 

Auf Bitte der UNESCO wird beschlossen, zwei Delegierte zu ei-
ner Besprechung über die Errichtung eines europäischen Labo-
ratoriums für Kernphysik zu entsenden. 

179 07.11. Minister ialdirektor Blankenhorn, z.Z. Paris , an S. 598 
Bundeskanz le r Adenauer 

Blankenhorn informiert über ein Gespräch mit dem ehemaligen 
Kabinettsdirektor des französischen Außenministers, Clappier, 
zur französischen Europa- und Deutschlandpolitik sowie zum 
Beginn der Sitzungsperiode der UN-Generalversammlung in 
Paris. 

180 07.11. Aufzeichnung des Gesandten a. D. Kroll, S. 601 
Bundesministerium für Wirtschaft 

Kroll faßt ein Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer und des 
Bundesministers Erhard mit dem amerikanischen Hohen Kom-
missar McCloy über den Berlin-Verkehr und das Interzonen-
handelsabkommen vom 20. September 1951 zusammen. 

181 08.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenhorn, S. 603 
z.Z. Paris 

Blankenhorn informiert über eine Unterredung mit dem Gene-
ralkommissar des französischen Planungsamts, Monnet. Im 
Mittelpunkt stand die französische Europa- und Deutschland-
politik. 

182 10.11. Runderlaß des Staatssekretärs Hallstein (Entwurf) S. 607 

Hallstein legt Aufgabenbereich und Modalitäten der Berichter-
stattung der Auslandsvertretungen fest. 

183 12.11. Staatssekretär Hallstein an die Delegation bei der S. 608 
Konferenz für die Organisation einer Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft in Paris 

Hallstein erteilt Weisungen zur Organisation des Kommissari-
ats, zu den Befugnissen des Ministerrats sowie zur territorialen 
Organisation einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 
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184 12.11. Ministerialdirektor Blankenborn, ζ. Ζ. Paris, an S. 610 
Bundeskanzler Adenauer 

Blankenhorn berichtet über Gespräche mit dem Generalkom-
missar des französischen Planungsamts, Monnet, und mit dem 
Kabinettsdirektor des französischen Außenministers, Bourbon-
Bousset. Hauptthemen waren die Europäische Verteidigungs-
gemeinschaft und der bevorstehende Besuch des Bundeskanz-
lers Adenauer in Paris. 

185 13.11. Aufzeichnung des General leutnants a.D. Speidel, Paris S. 613 

Speidel erläutert dem französischen Vertreter im Ausschuß der 
militärischen Chefdelegierten der Konferenz für die Organisa-
tion einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, General de 
Larminat, Vorschläge zur Aufstellung von Streitkräften und zur 
territorialen Organisation einer Europäischen Verteidigungsge-
meinschaft. 

186 13.11. Ministerialdirektor Blankenhorn, z.Z. Paris, an das S. 616 
Auswärtige Amt 
Blankenhorn berichtet, daß die UN-Generalversammlung die 
Einsetzung einer Kommission auf ihre Tagesordnung gesetzt 
habe, welche die Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche 
Wahlen prüfen soll. 

187 15.11. Ministerialdirektor Blankenhorn, ζ. Z. Paris, an S. 618 
Bundeskanzler Adenauer 

Blankenhorn informiert über ein Gespräch mit dem Abteilungs-
leiter im amerikanischen Außenministerium, Byroade. Thema 
waren die verschiedenen Positionen zur Wiedervereinigung 
Deutschlands unter Einbeziehung der Gebiete östlich der Oder-
Neiße-Linie. 

188 16.11. Außenministerkonferenz in Paris S. 620 

Erörtert werden die vom belgischen Außenminister van Zeeland 
vorgetragenen Bedenken gegen den supranationalen Charak-
ter einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 

189 17.11. Aufzeichnung des Leiters der Delegation für die S. 624 
Ablösung des Besatzungsstatuts, Grewe 

Grewe analysiert die Positionen der Vier Mächte zur Wiederver-
einigung Deutschlands in den Grenzen von 1937. 

190 22.11. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 628 
britischen Außenminister Eden in Paris 
Im Mittelpunkt stehen die UN-Kommission zur Prüfung der 
Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche Wahlen, die Be-
schränkung der Rüstungsproduktion und der Verteidigungsbei-
trag der Bundesrepublik. 

XLIII 



Dokumentenverzeichnis 

191 22.11. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 630 
französischen Verteidigungsminister Bidault in Paris 
Hauptthemen sind die Verhandlungen über die Ablösung des 
Besatzungsstatuts und der geplante Besuch des Generals de 
Gaulle in Aachen. 

192 22.11. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit den S. 632 
Außenministern Acheson, Eden und Schuman in Paris 
Im Anschluß an Ausführungen des Bundeskanzlers Adenauer 
zur innenpolitischen Lage der Bundesrepublik billigen die Au-
ßenminister den Entwurf des Generalvertrags zwischen der 
Bundesrepublik und den Drei Mächten. 

193 22.11. Generalvertrag (Entwurf) S. 637 

Die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und den Drei 
Mächten werden neu geregelt. 

194 28.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenhorn S. 642 
Blankenborn faßt ein Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer 
mit dem amerikanischen Hohen Kommissar McCloy über die 
NATO-Ministerratstagung in Rom und die innenpolitische Lage 
in Frankreich zusammen. 

195 30.11. Botschafter Clemens von Brentano, Rom, an das S. 644 
Auswärtige Amt 
Brentano berichtet von einem Gespräch mit dem Unterstaatsse-
kretär im italienischen Außenministerium, Taviani, über die 
NATO-Ministerratstagung in Rom. 

196 04.12. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit S. 646 
Premierminister Churchill in London 
Im Mittelpunkt stehen Probleme der europäischen Einigung, die 
Politik gegenüber der UdSSR, die Freilassung der wegen Kriegs-
verbrechen von britischen Militärgerichten verurteilten Deut-
schen sowie die innenpolitische Lage der Bundesrepublik. 

197 04.12. Botschafter Oellers, Rio de Janeiro, an das Auswärtige S. 651 
Amt 
Oellers unterbreitet Vorschläge zur Intensivierung der Zusam-
menarbeit zwischen den Auslandsvertretungen der Bundesre-
publik in den lateinamerikanischen Staaten. 

198 05.12. Gespräch des Leiters der Delegation für Auslands- S. 653 
schulden, Abs, mit den Delegationsleitern Gregh, 
Pierson und Rendel in London 
Im Mittelpunkt steht die Regelung der deutschen Nachkriegs-
schulden. 
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199 05.12. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 658 
britischen Versorgungsminister Sandys in London 

Sandys bittet Adenauer um eine Lieferzusage für 100 000 t Ei-
sen- und 150 000 t Stahlerzeugnisse. 

200 05.12. Referent Böker, ζ. Z. Paris, an das Auswärtige Amt S. 659 

Böker informiert über den Beschluß des Politischen ad hoc-Aus-
schusses der UN-Generalversammlung, Vertreter der Bundes-
republik und von Berlin (West) sowie der DDR und von Ost-
Berlin über die Einsetzung einer UN-Kommission anzuhören, 
welche die Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche Wahlen 
prüfen soll. 

201 10.12. Hauserlaß des Staatssekretärs Hallstein S. 665 

Hallstein weist die Abteilungsleiter des Auswärtigen Amts an, 
die Auslandsvertretungen regelmäßig über die Politik der Bun-
desregierung mittels Informationserlassen zu unterrichten. 

202 13.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Blankenhorn S. 666 

Blankenborn erläutert dem schwedischen Gesandten Kumlin 
Einwände gegen den Vorschlag, die Vier Mächte über die Vor-
aussetzungen und Bedingungen für die Durchführung freier 
gesamtdeutscher Wahlen beraten zu lassen. 

203 14.12. Aufzeichnung des General leutnants a. D. Speidel, Paris S. 668 

Speidel hält eine Erklärung zur territorialen Organisation einer 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft fest, die er gegen-
über General de Larminat vor der Sitzung des Ausschusses der 
militärischen Chefdelegierten der Konferenz für die Organisa-
tion einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft abgab. 

204 14.12. Ministerialdirektor Blankenhorn an Generalkonsul I. S. 670 
Klasse Krekeler, Washington 
Blankenhorn informiert über die Ergebnisse der Unterredung 
des Bundeskanzlers Adenauer mit dem Vorsitzenden des World 
Jewish Congress, Goldmann, am 6. Dezember 1951 in London 
zur Wiedergutmachung. 

205 17.12. Aufzeichnung des Staa tssekre tärs Hallstein S. 672 

Hallstein faßt die Ergebnisse der Außenministerkonferenz in 
Straßburg über eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
zusammen. 
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206 17.12. B e s p r e c h u n g m i t V e r t r e t e r n d e r Al l i i e r t en H o h e n S. 675 
Kommiss ion 

Im Mittelpunkt stehen die Verhandlungen über die Einsetzung 
eines Schiedsgerichts, über die Entflechtung der Montan- sowie 
der chemischen Industrie, über das geplante Kartellgesetz und 
über den Truppenvertrag. 

207 18.12. Referent Böker, ζ. Z. Paris, an Ministerialdirektor S. 683 
Blankenborn 

Böker berichtet von einem Gespräch mit dem amerikanischen 
Vertreter im Politischen ad hoc-Ausschuß der UN-Generalver-
sammlung, Cooper, über die Einsetzung einer Kommission, 
welche die Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche Wahlen 
prüfen soll. 

208 19.12. Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem S. 685 
amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 

Erörtert werden ein finanzieller Verteidigungsbeitrag der Bun-
desrepublik, eine mögliche Auflösung der Dienstgruppen, die 
Einsetzung einer Gnadenkommission für die wegen Kriegsver-
brechen von alliierten Militärgerichten verurteilten Deutschen 
sowie Beschränkungen der Rüstungsproduktion in der Bundes-
republik. 

209 19.12. Rundschreiben des Staatssekretärs Hal l s te in S. 688 

Hallstein faßt für das Kabinett die Verhandlungen mit den Drei 
Mächten über die Zusatzabkommen zum Generalvertrag zu-
sammen. 

210 19.12. Aufze ichnung des Leiters der Delegat ion für S. 696 
Auslandsschulden, Abs 

Abs resümiert die Besprechungen mit den Drei Mächten vom 
26. November bis 10. Dezember 1951 in London über die deut-
schen Nachkriegsschulden. 

211 20.12. Generalkonsul I. Klasse Krekeler, Washington, an S. 705 
Staatssekretär Hal ls te in 

Krekeler berichtet von Ausführungen des Abteilungsleiters im 
amerikanischen Außenministerium, Byroade, über die UN-Kom-
mission, welche die Voraussetzungen für freie gesamtdeutsche 
Wahlen prüfen soll. 

212 21.12. Besprechung mit Vertretern der All i ierten Hohen S. 706 
Kommiss ion 

Bundesminister Schäffer erörtert mit Vertretern der AHK die 
Höhe und das Berechnungsverfahren für einen finanziellen 
Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik. 
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213 23.12. 

214 27.12. 

215 28.12. 

216 30.12. 

XL VII 

Professor Heisenberg an Staa tssekre tär Hallstein S. 715 

Heisenberg berichtet über die UNESCO-Konferenz in Paris. 
Thema war die Errichtung eines europäischen Laboratoriums 
für Kernphysik. 

Außenministerkonferenz in Paris S. 718 

Die Außenminister beraten über Übergangsbestimmungen und 
Kompetenzen der einzelnen Organe einer Europäischen Vertei-
digungsgemeinschaft. 

Ministerkonferenz in Paris S. 727 

Die Außen- und Finanzminister erörtern haushaltsrechtliche 
Fragen einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft. 

Ministerkonferenz in Paris S. 735 

Die Ministerkonferenz über eine Europäische Verteidigungsge-
meinschaft befaßt sich mit dem Bericht der Finanzminister 
über Budget-Fragen und mit dem SchluBkommuniqué. 
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2. Januar 1951: Gespräch zwischen Adenauer und McCloy 1 

1 

Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer 
mit dem amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 

2. Januar 1951 

Kurzprotokoll der Besprechung zwischen dem Herrn Bundeskanzler und dem 
amerikanischen Hohen Kommissar am 2. Januar 1951 im Deichmannhaus, Bad 
Godesberg1 

An der Unterhaltung nahmen auf amerikanischer Seite General Hays, Herr 
Reber, Herr Bowie und Herr Whitman, auf deutscher Seite Staatssekretär Hall-
stein und Herr Blankenhorn teil. 
McCloy: Man stehe in der Welt vor einer neuen, großen Propagandaaktion der 
Sowjets. Wenn man auch in den Vereinigten Staaten entschlossen sei, dagegen 
Widerstand zu leisten, würde im Laufe der kommenden Monate in der ameri-
kanischen Öffentlichkeit, vor allem aber im Kongreß, eine generelle Überprü-
fung der gesamten amerikanischen Außenpolitik im Zusammenhang mit den 
notwendigen Geldbewilligungen vorgenommen werden. Um zu vermeiden, daß 
bei dieser Überprüfung die Elemente an Boden gewännen, die eine Aufgabe 
der Außenpositionen der Vereinigten Staaten im Fernen Osten und in Mitteleu-
ropa für erforderlich hielten, müßte auch in Deutschland der Geist der Ent-
schlossenheit viel stärker zum Ausdruck kommen, als dies bisher geschehe. 
Wenn in gewissen Teilen der Welt auf Grund der Vorgänge in Ostasien2 und 
der ständig wachsenden russischen Drohung Konfusion eingetreten sei, so 
dürfte das nicht auch in Deutschland dazu kommen, da dies auf die Dinge in 
Amerika eine gefahrliche Rückwirkung haben könnte. Es komme dabei nicht 
allein darauf an, daß Regierung und Parteien nicht in zwei Sprachen sprächen, 
nein, die Bevölkerung der Bundesrepublik im ganzen müßte zu einer energi-
schen Haltung angespornt werden. Denn wenn es überhaupt ein Land gebe, 
das eine europäische Aufgabe habe, so sei es Deutschland, das über mehr Kraft 
und mehr Energien verfüge als die anderen europäischen Länder. In diesem Zu-
sammenhang sei von ganz besonderer Bedeutung die Ordnung des deutsch-
französischen Verhältnisses und die fortschreitende Integration, wie sie durch 
den Schuman-Plan3 erstrebt werde. Dieser Integration könne nicht genug Be-

1 Zum Gespräch des Bundeskanzlers Adenauer mit dem amerikanischen Hohen Kommissar McCloy 
vgl. auch ADENAUER, Erinnerungen 1945-1953, S. 409^13. 

2 Am 25. Juni 1950 überschritten Truppen der Demokratischen Volksrepublik Korea (Nordkorea) 
die Demarkationslinie zur Republik Korea (Südkorea) und eroberten am 28. Juni 1950 die südko-
reanische Hauptstadt Seoul. Nachdem Präsident Truman am 27. Juni 1950 die Unterstützung der 
südkoreanischen Truppen angekündigt und der UN-Sicherheitsrat in Abwesenheit des sowjeti-
schen Ständigen Vertreters bei der UNO, Malik, Hilfeleistungen gebilligt hatte, griffen amerikani-
sche Verbände in die Kampfhandlungen ein. Am 7. Juli 1950 wurden die von den USA und weite-
ren Staaten gebildeten UN-Truppen amerikanischem Oberbefehl unterstellt. Für den Wortlaut 
der Erklärung von Truman vgl. PUBLIC PAPERS, TRUMAN 1950, S. 492. Für den Wortlaut der Reso-
lutionen Nr. 83 vom 27. Juni 1950 und Nr. 84 vom 7. Juli 1950 vgl. U N RESOLUTIONS II, Bd. 2, S. 85 f. 

3 Mit Schreiben vom 7. Mai 1950 gri f f der französische Außenminister Schuman die von Bundes-
kanzler Adenauer in den Interviews mit dem amerikanischen Journalisten Kingsbury-Smith am 7. 
und 21. März 1950 angeregte Wirtschaftsunion zwischen Frankreich und der Bundesrepublik auf 
und schlug vor, „die Gesamtheit der französisch-deutschen Kohlen- und Stahlproduktion einer ge-
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deutung zugemessen werden, denn sie sei das einzige Gegengewicht gegen die 
Bemühungen der Sowjets, Europa zu sowjetisieren. Er müsse immer wieder 
mit Nachdruck betonen, daß die amerikanische Hilfe an die freien Nationen Eu-
ropas ausschließlich davon abhänge, ob sich in Europa der Geist der Entschlos-
senheit durchsetze oder nicht. Amerika werde in Kürze s ta rk sein und dann in 
der Lage sein, auch den Beitrag zu liefern, den Europa auf den verschiedenen 
Gebieten dringend brauche. 
Bundeskanzler: Die neue Phase sei - darin st imme er mit Herrn McCloy über-
ein — außerordentlich gefährlich. Die Voraussetzungen, un te r denen die So-
wjetregierung politisch operiere, hä t ten sich von Monat zu Monat verbessert . 
Wie sehe Deutschland die Weltlage? Ein weitgehender Teil der Deutschen 
st imme nicht mit den Sowjets überein. Die St immung sei aber in Westdeutsch-
land sehr gedrückt infolge der unglücklichen Entwicklung in Korea. Das Bei-
spiel von China zeige, daß auch die Satel l i tenstaaten, heute durch Sowjetruß-
land modern ausgerüstet , den Frieden bedrohen und militärische Erfolge erzie-
len können, ohne daß Sowjetrußland selbst einzugreifen braucht . 4 Die Verei-
nigten Staa ten hä t t en sich dagegen auf die Atomwaffe und die Wirtschaftshilfe 
verlassen. Gerade Südkorea sei ein Beispiel dafür , daß dies gegen den Kommu-
nismus nicht ausreiche. In Europa seien bis jetzt nennenswerte Kräf te nicht 
organisiert. Von der französischen Aufrüs tung hal te die deutsche Bevölkerung 
nichts. Italien sei ebenso s tark kommunistisch infiziert wie Frankreich. Zwei-
fellos stehe ein Teil der deutschen Arbeiterschaft deshalb dem Problem etwas 
gleichgültig gegenüber, weil sie der falschen Ansicht sei, daß sie un te r der So-
wjetherrschaf t ihr Leben wei terführen könne. 

Es sei unerläßlich, daß die amerikanische Kraf t sichtbar werde. Nur wenn dies 
der Fall sei, könne m a n damit rechnen, daß auch die Deutschen wieder deutli-
cher ihre Feindschaft gegen Sowjetrußland zeigten. Die Unterzeichnung des 
Schuman-Plans werde auf alle diese St immungsfaktoren keinen großen Ein-
fluß haben. Nach seiner Auffassung brauchten alle Westmächte Zeit, um die 
Aufrüs tung und Konsolidierung durchzuführen. 
Die Propaganda der SED sei in letzter Zeit besonders aktiv und erfolgreich. 
Leider sei die Bundesregierung völlig außerstande, hiergegen mit Erfolg einzu-
schreiten, da die Polizei ausschließlich Angelegenheit der Länder sei. Was sei 
denn die Bundesregierung in den Augen der Deutschen? Man müsse sich klar 
darüber sein, daß sie, da sie über keinerlei Macht verfüge, nicht die Autori tät 
besitze, die sie benötige, um Westdeutschland zu einem wirklichen Faktor in der 
westeuropäischen Verteidigung zu machen. Was bliebe der Bundesregierung 
anderes als die Zollkontrolle und die Sorge für die Evakuierten. Der Fehler liege 
an der zu s ta rken Dezentralisation auf Grund des Grundgesetzes. E r habe mit 
Freuden festgestellt, daß Her r François-Poncet sich in den letzten Wochen in 

Fortsetzung Fußnote von Seite 3 
meinschaftlichen hohen Stelle im Rahmen einer Organisation, der die anderen europäischen Län-
der beitreten können, zu unterstellen". Vgl. ADENAUER, Briefe 1949-1951, S. 509. Vgl. dazu auch 
AAPD 1949/50, Dok. 57 und Dok. 58. 

4 Nach dem Eingreifen von Truppen der Volksrepublik China in den Korea-Krieg seit November 1950 
zogen sich die UN-Streitkräfte aus dem Gebiet der Demokratischen Volksrepublik Korea (Nord-
korea) weitestgehend zurück. Die am Chosion-Stausee am 6. Dezember 1950 eingeschlossenen 
UN-Verbände erreichten am 11. Dezember 1950 den Brückenkopf bei Hamhung. Am 13. Dezember 
1950 wurden die UN-Truppen über See aus dem Brückenkopf evakuiert. 
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seinen Anschauungen gewandelt habe; denn bei der Unterhaltung über die 
Frage der Bundespolizei5 habe er seinen Unwillen über die Sturheit und Rück-
ständigkeit der Länder in Polizeifragen zum Ausdruck gebracht. 
Von besonderer Bedeutung sei nun die bevorstehende Vierer-Konferenz6, auf 
der in erster Linie das Schicksal Deutschlands behandelt werde. Allen sei die 
besondere Schwäche der Bundesregierung klar, weil die Bundesrepublik auf 
dieser Konferenz nicht vertreten sei. Man könne wohl mit einiger Sicherheit 
behaupten, daß die Westalliierten in der Behandlung des deutschen Problems 
nicht einig seien. Es sei ihm bekannt, daß es im Quai d'Orsay Strömungen gebe, 
die sich sehr stark für eine Neutralisierung Westdeutschlands oder Deutsch-
lands überhaupt einsetzen. Die Haltung Englands sei noch nicht bekannt. 
Aber es sei wohl sicher, daß die Vereinigten Staaten die soeben geschilderte 
Auffassung des Quai d'Orsay nicht teilten. Deutschland müsse unter allen 
Umständen seine Souveränität zurückgewinnen, wenn es akzeptieren solle, 
was die vier Mächte auf der Konferenz beschließen würden. Neutralisierung 
auf vertraglicher Basis sei nicht durchführbar. Deutschland müsse im Falle, 
daß der Gedanke der Neutralität sich durchsetzen sollte, soviel Defensivkraft 
zugestanden werden, daß es seine Neutralität verteidigen könnte. Mit anderen 
Worten, es müsse über eine Abwehrkraft verfügen, ohne daß diese sich für An-
griffszwecke mißbrauchen lassen könnte. Er sei der Auffassung, daß der Bun-
desregierung die Möglichkeit gegeben werden solle, sich über diese Fragen 
unmittelbar mit den verschiedenen Westmächten auseinanderzusetzen. 
Der Hauptpunkt der Ausführungen des amerikanischen Hohen Kommissars sei 
wohl die Möglichkeit einer Überprüfung der Außenpolitik der Vereinigten Staa-
ten durch den Kongreß und die amerikanische öffentliche Meinung. Er habe 
geglaubt, daß nach den Antworten Trumans und Achesons auf die Erklärun-
gen von Taft und Hoover dieses Problem abgeschlossen sei.7 Man dürfe nicht 

5 Besprechungen des Bundeskanzlers Adenauer mit den Hohen Kommissaren François-Poncet 
(Frankreich), Kirkpatrick (Großbritannien) und McCloy (USA) über die Frage der Schaffung einer 
Bundespolizei fanden am 31. August und am 23. September 1950 statt. Für die Gesprächsauf-
zeichnungen vgl. AAPD, Hohe Kommissare 1949-1951, S. 231-237 und S. 238-246. 

6 Am 3. November 1950 übermittelte die UdSSR den Drei Mächten den Vorschlag zur Einberufung 
einer Außenministerkonferenz der Vier Mächte, „um die Frage der Erfüllung des Potsdamer Ab-
kommens hinsichtlich der Entmilitarisierung Deutschlands zu prüfen". Vgl. EUROPA-ARCHIV 1951, 
Bd. 1, S. 3711. 
In der Antwort vom 22. Dezember 1950 erklärten sich die Drei Mächte zu einer Außenminister-
konferenz der Vier Mächte bereit. Sie vertraten jedoch die Ansicht, „daß jede Erörterung sich 
ebenfalls auf die hauptsächlichen Probleme erstrecken sollte, deren Lösung eine echte und dauer-
hafte Besserung der Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten, Groß-
britannien und Frankreich sowie die Beseitigung der Ursachen der derzeitigen internationalen 
Spannung in der ganzen Welt ermöglichen würde". Die Drei Mächte schlugen daher vor, in Be-
sprechungen einzutreten, um „eine für alle Teile annehmbare Grundlage für eine Zusammenkunft 
der Außenminister der vier Staaten zu finden". Vgl. EUROPA-ARCHIV 1951, Bd. 1, S. 3712. 
Am 30. Dezember 1950 akzeptierte die UdSSR den Vorschlag, „eine Vorberatung der Vertreter 
Frankreichs, der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und der Sowjetunion einzuberufen, um ei-
ne Tagesordnung für die Tagung des Außenministerrates auszuarbeiten". Vgl. EUROPA-ARCHIV 
1951, Bd. 1, S. 3713. 

7 Am 13. November 1950 erklärte der amerikanische Senator Taft auf einer Pressekonferenz, daß 
der Kongreß eine sorgfältige Überprüfung der Rüstungshilfe für Europa vornehmen müsse, bevor 
weitere Verpflichtungen eingegangen werden könnten. Vgl. dazu den Artikel „Taft Urges Study 
before Promising Troops to Europe"; THE NEW YORK TIMES vom 14. November 1950, S. 1. 
Am 17. November 1950 nahm der amerikanische Außenminister Acheson zu den Äußerungen des 
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vergessen, daß wenn Sowjetrußland Europa absorbiere, es über nahezu 2/3 des 
Rüstungs- und militärischen Potentials der Welt verfüge. Eine von Sowjetruß-
land derart kontrollierte Welt werde sich eines Tages gegen die Vereinigten 
Staaten wenden. In Europa werde deshalb auch das Schicksal der Vereinigten 
Staaten entschieden. Er hoffe, daß die Vereinigten Staaten trotz der eingetre-
tenen „Flauten" ihre aktive Verteidigungspolitik fortsetzten. - Die Annähe-
rung an Frankreich sei wesentlich erschwert durch die innenpolitische Lage 
dieses Landes. Für Deutschland blieben als einzige Hoffnung die Vereinigten 
Staaten. 
McCloy. Die Regierung der Vereinigten Staaten habe oft daran gedacht, den 
Marshallplan8 zu erneuern und ihn gleichzeitig als Zwangsmittel gegen die zö-
gernden westeuropäischen Regierungen zu benutzen. Man könne aber nicht mit 
Zwang arbeiten wie die Sowjets. Europa müsse selbst seine Kräfte entwickeln. 
Die Vereinigten Staaten hätten keine Begabung, Zwang auszuüben. Leider sei 
die in Amerika lange Jahre verbreitete Theorie zusammengebrochen, daß Eu-
ropa nach wirtschaftlichem Wiederaufbau seinen Widerstandsgeist zurückge-
winnen würde. 
Bundeskanzler·. Der Druck vom Osten habe den Widerstandsgeist gelähmt: 
Westeuropa sei immer noch ein unter den Folgen der vergangenen Kriege psy-
chologisch schwer leidendes Gebiet. 
McCloy. Die führenden Persönlichkeiten der Vereinigten Staaten seien sich über 
die in der Zukunft drohende Gefahr durchaus klar. Aber die Äußerungen von 
Truman und Acheson seien nicht ausreichend, um die Fragen zu lösen. Der Kon-
greß müsse den amerikanischen Beitrag zur Verteidigung der westlichen Welt 
diskutieren, und er hoffe, daß die internationale Verantwortung letztlich auch 
vom Kongreß anerkannt werde. Aber hierzu sei notwendig, daß von Europa Zei-
chen gegeben würden. Jede Rede vom Bundeskanzler oder von Herrn Schuma-
cher würde mit größter Aufmerksamkeit beachtet. Die amerikanische öffentliche 
Meinung registriere die kommunistische Propaganda ebenso wie die kritische 
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Senators Stellung. Er hob hervor, daß die USA keine Führungsrolle übernehmen könnten, wenn 
sie die Grundlagen ihrer Politik andauernd überprüfen würden. Vgl. dazu den Artikel „Acheson in 
Answer to Taft Ridicules the ,Re-Examinists"'; THE NEW YORK TIMES vom 18. November 1950, S. 1. 
Am 20. Dezember 1950 unterbreitete der ehemalige Präsident Hoover in einer Rundfunkanspra-
che den Vorschlag, die USA sollten solange aufhören, Soldaten und Waffen nach Westeuropa zu 
entsenden, bis die westeuropäischen Staaten selbst eine genügend große Armee geschaffen hätten. 
F ü r d e n W o r t l a u t vg l . THE NEW YORK TIMES v o m 2 1 . D e z e m b e r 1 9 5 0 , S . 4 . 
Am 22. Dezember 1950 erklärte Acheson auf einer Pressekonferenz, daß die Sicherheit eines jeden 
Mitglieds der atlantischen Gemeinschaft mit der Sicherheit aller zusammenhänge. Eine isolationisti-
sche Politik der USA komme nicht in Frage, weil die UdSSR dann Europa und Asien schnell erobern 
und damit einen strategischen und wirtschaftlichen Vorteil erlangen könne, der sich für die USA 
k a t a s t r o p h a l a u s w i r k e n m ü s s e . Vg l . d a z u DEPARTMENT OF STATE BULLETIN, Bd . 24 /1 , 1 9 5 1 , S . 1 - 6 . 
Am 28. Dezember 1950 warf Präsident Truman auf einer Pressekonferenz Hoover vor, eine isola-
tionistische Politik betreiben zu wollen. Truman versicherte, daß die USA nicht zum Isolationis-
mus zurückkehren würden. Vgl. dazu den Artikel „Hoover Stand Isolationism, Truman Finds, De-
n o u n c i n g It"; THE NEW YORK TIMES v o m 2 9 . D e z e m b e r 1 9 5 0 , S . 1. 

8 Das nach dem amerikanischen Außenminister Marshall benannte „European Recovery Program" 
(ERP) ging auf das Auslandshilfegesetz der USA vom 3. April 1948 zurück und sollte den Wieder-
aufbau der europäischen Wirtschaft unterstützen. Bis zum Auslaufen der Hilfe 1952 flössen ca. 
13Mrd. Dollar nach Westeuropa. Für den Wortlaut des „Foreign Assistance Act of 1948" vgl. 
UNITED STATES STATUTES AT LARGE 1 9 4 8 , Bd . 6 2 , T e i l I, S . 1 3 7 - 1 5 9 . F ü r d e n d e u t s c h e n W o r t l a u t 
vg l . EUROPA-ARCHIV 1 9 4 8 , S. 1 3 8 5 - 1 3 9 4 . 
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Haltung der Westeuropäer hinsichtlich der amerikanischen wirtschaftlichen, 
politischen und militärischen Maßnahmen. Korea werde allgemein Deutschland 
gleichgestellt, und der Durchschnittsamerikaner stelle sich die Frage: Sollen wir 
unsere boys nach Deutschland schicken, wenn Deutschland oder Westeuropa 
sich lediglich auf Kritik beschränkt und keine Bereitschaft zeigt, positiv an der 
Verteidigung der Welt mitzuwirken? 
Bundeskanzler·. Er verstehe durchaus diese Tendenz, deshalb sei er auch per-
sönlich so verstimmt über die Haltung eines Dibelius oder eines Heinemann.9 

Er trage sich mit dem Gedanken, eine Anzahl von Evakuierten und Gefange-
nen aus der Ostzone in Versammlungen überall im Land sprechen zu lassen, 
um die deutsche Bevölkerung einmal über das wahre Gesicht der Sowjetrussen 
aufzuklären. Die Kommunisten verfügten über unbeschränkte Geldmittel. Die 
Bundesregierung sei leider nicht in der Lage, die sich auf etwa zwei Millionen 
DM belaufenden Kosten einer solchen Propagandaaktion zu tragen. 
McCloy. Eine solche Propagandaaktion sei zweifellos außerordentlich nützlich. 
Es sei aber keine Zeit zu verlieren; Anstrengungen müßten in den nächsten drei 
Monaten erfolgen, damit die deutsche öffentliche Meinung sich konkretisiere. 
Im übrigen werde er überlegen, ob er aus Counterpart Funds10 oder darüber 
hinaus Mittel zur Verfügung stellen könnte. Denn nach seiner Auffassung hät-
ten die Sowjets geradezu ein Monopol, dem man etwas Gleichwertiges entgegen-

9 Am 18. September 1950 notierte Bundeskanzler Adenauer, Bundesminister Heinemann habe ihm 
am 11. September 1950 erklärt: „Gott habe uns zweimal die Waffen aus der Hand genommen. Wir 
dürften sie nicht ein drittes Mal in die Hand nehmen. Wir müßten Geduld haben und warten. In 
einem Jahr oder eineinhalb Jahren würden wir dann die Früchte dieses geduldigen Abwartens 
ernten . " Vg l . KABINETTSPROTOKOLLE, Bd. 3 (1950 I I ) , S. 124 f. 

Zu den Äußerungen von Heinemann gegenüber dem Bundeskanzler vgl. auch das Gespräch zwi-
schen Adenauer und dem amerikanischen Hohen Kommissar McCloy vom 24. September 1950; 
AAPD 1949/50, Dok. 125. 
Am 27. Oktober 1950 veröffentlichte der Präsident des Rates der Evangelischen Kirche und Bi-
schof von Berlin und Brandenburg, Dibelius, in der Berliner Wochenzeitung „Die Kirche" einen Ar-
tikel, in dem er sich zur Frage einer Aufstellung von Polizei- und Streitkräften in der Bundesre-
publik äußerte. Darin wurde unter Bezugnahme auf die Erklärung des Rates der Evangelischen 
Kirche anläßlich des evangelischen Kirchentages in Essen vom 23. bis 27. August 1950 betont, 
„daß der westdeutsche Bundesstaat einer ausreichenden zentral geleiteten Polizeimacht bedarf, 
um dem von Osten her in aller Form proklamierten Widerstand gegen die Staatsgewalt zu begeg-
nen". Zugleich bekräftigte Dibelius jedoch, „daß wir als Kirche jeglicher Remilitarisierung feind 
sind, i m W e s t e n und im Osten" . Vg l . KIRCHLICHES JAHRBUCH FÜR DIE EVANGELISCHE KIRCHE IN 
DEUTSCHLAND 1950, hrsg. von Joachim Beckmann, Gütersloh 1951, S. 211. 

10 Die amerikanische Wirtschaftshilfe im Rahmen von GARIOA (Government Aid and Relief in Oc-
cupied Areas) und im Rahmen des Marshall-Plans ermöglichte es, lebensnotwendige Rohstoffe, 
Ernährungs- und Produktionsgüter einzuführen, die teils als Schenkung, teils als Anleihe gewährt 
wurden. Die Importeure mußten den Dollar-Wert dieser von den USA bezogenen Waren in der je-
weiligen Landeswährung auf sogenannte Gegenwertkonten (Counterpart Funds) überweisen. In 
den westdeutschen Besatzungszonen bzw. später in der Bundesrepublik wurden die DM-Gegen-
werte für die in Rechnung gestellten Dollarkosten der Wareneinfuhren auf ein Sonderkonto der 
Bank deutscher Länder eingezahlt. Das Abkommen vom 15. Dezember 1949 über wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den USA und der Bundesrepublik sah in Artikel IV und V vor, daß über 
die Verwendung von DM-Erlösen aus amerikanischen Warenimporten die Bundesregierung nur 
im Einvernehmen mit der ECA (Economic Cooperation Administration) verfügen durfte. Für den 
Wortlaut des Abkommens vgl. BUNDESGESETZBLATT 1950, S. 10-21. 
Die ECA war die amerikanische Verwaltungsbehörde für den Marshall-Plan. In den Empfanger-
staaten der Marshall-Plan-Hilfe wurden eigene Missionen der ECA errichtet. ECA-Beauftragter 
für Deutschland war der amerikanische Hohe Kommissar McCloy. 
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setzen müsse. Eine deutsche Vertretung auf der Viermächte-Konferenz sei nicht 
möglich. 
Bundeskanzler: Wie denke m a n sich dann den Ausgang der Konferenz und ihre 
Auswirkungen auf die deutsche Psychologie? 
McCloy. Zweifellos werde man sich eines Diktats enthal ten. 
Bundeskanzler: Ohne daß die Deutschen gefragt würden, könne man kaum ei-
ne nützliche Regelung treffen. Wenn die Deutschen 1946-48 gewisse Ent-
scheidungen hingenommen hät ten , so sei es im J a h r e 1950/51 anders. Nichtbe-
teiligung Deutschlands an der Gestal tung seines Schicksals sei mit einer der 
entscheidenden Faktoren, die auch das politische Interesse der Jugend lähm-
ten. 

McCloy. Wenn die Sowjets auf freie Wahlen und eine absolut gesicherte Bewe-
gungsfreiheit aller Par te ien eingingen, werde m a n schnell zu einer Einigung 
kommen können. 
Bundeskanzler·. Man könne daran denken, daß die S t ruk tur beider Teile 
Deutschlands zunächst aufrechterhal ten bliebe, daß darüber ein deutscher Rat 
gebildet werde und daß eine komplette Demili tarisierung un te r Abzug aller 
Besatzungstruppen erfolge.11 

McCloy : Für ihn sei von besonderem Interesse, ob die Herren Speidel und Heu-
singer zu Sachverständigen benannt worden seien.12 

Bundeskanzler: Müßten dann diese Besprechungen der militärischen Sachver-
ständigen trotz der Viererkonferenz beginnen? Es wäre sehr übel, wenn diese 
Besprechungen infolge der Beschlüsse der Vier Mächte gestoppt würden. Er 
schlage deshalb private Besprechungen zwischen General Hays und den deut-
schen Sachverständigen vor.13 

McCloy: Die Engländer wünschten, daß die Besprechungen so rasch wie mög-
lich beginnen. Die französische Hohe Kommission habe sich entsprechend ge-
äußer t . 1 4 

11 Am 30. November 1950 übermittelte Ministerpräsident Grotewohl ein Schreiben an Bundeskanz-
ler Adenauer, in dem vorgeschlagen wurde, daß „ein Gesamtdeutscher Konstituierender Rat unter 
paritätischer Zusammensetzung aus Vertretern Ost- und Westdeutschlands gebildet würde, der die 
Bildung einer gesamtdeutschen souveränen demokratischen und friedliebenden Provisorischen 
Regierung vorzubereiten hätte" und die „Vorbereitung der Bedingungen zur Durchführung freier 
gesamtdeutscher Wahlen für eine Nationalversammlung übernehmen könnte". Grotewohl regte an, 
„Besprechungen über die Bildung eines Gesamtdeutschen Konstituierenden Rates zwischen den 
beiden Regierungen aufzunehmen", und Schloß: „Wir schlagen vor, daß dazu von jeder Regierung 
sechs Vertreter ernannt werden. Über Ort und Zeit könnte zwischen den Staatssekretären der Mi-
nisterpräsidenten eine Verständigung erfolgen". Vgl. DzD II/3, S. 453. 

12 Generalleutnant a. D. Heusinger und Generalleutnant a. D. Speidel wurden am 23. Dezember 1950 
vom Beauftragten des Bundeskanzlers, Blank, gebeten, ihn als Berater bei den Gesprächen über 
einen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik zu unterstützen. Vgl. dazu SPEIDEL, Erinnerun-
gen, S. 284. 

13 Für das Gespräch des Beauftragten des Bundeskanzlers, Blank, sowie des Generalleutnants a. D. 
Heusinger und des Generalleutnants a.D. Speidel mit dem amerikanischen Stellvertretenden Ho-
hen Kommissar Hays vgl. Dok. 3. 

14 Die Besprechungen mit Vertretern der AHK über einen Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
begannen am 9. Januar 1951 auf dem Petersberg. Vgl. dazu Dok. 6. 
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Bundeskanzler·. Seine Hauptsorge sei, daß von französischer Seite diese Be-
sprechungen plötzlich abgebrochen würden. Dies wäre für die deutsche öffent-
liche Meinung unerträglich. 
McCloy. Wenn wir diese Besprechungen jetzt nicht zustande kommen lassen, 
besteht die Gefahr, daß wir schwächlich in die Viermächtekonferenz hineinge-
hen. Er habe aber nichts dagegen, wenn zunächst auf informeller, rein techni-
scher Basis die Erörterungen begännen. 
Bundeskanzler: Hinsichtlich der Errichtung einer Bundespolizei weise er auf 
den Antrag der SPD15 hin, hinter den sich die Bundesregierung stelle. Er wer-
de die Frage der Errichtung einer Bundespolizei erneut der Hohen Kommissi-
on vorlegen. Es sei unerläßlich, daß die Bundesregierung über eine wirklich 
nennenswerte Polizeikraft verfüge. Man könne später die Polizeibereitschaften 
auf das deutsche Kontingent anrechnen. 
McCloy. Er beabsichtige, die Dienstgruppen16 zu vermehren, besser auszurü-
sten und auszubilden. 
Er wäre dankbar für eine Auskunft, wie es mit der Anerkennung der früheren 
Schulden des Reiches17 stehe. 
Bundeskanzler·. Der Auswärtige Ausschuß würde sich erneut in der nächsten 
Woche mit diesem Problem befassen. Er habe die Hoffnung, daß sich eine Mehr-
heit finde, die sich für die Anerkennung der Schulden ausspreche. Zu einer Ab-
i s Am 26. Oktober 1950 stellte die SPD-Fraktion des Bundestages den Antrag, dem Artikel 74 GG 

vom 23. Mai 1949 eine Ziffer hinzuzufügen, damit sich die konkurrierende Gesetzgebung des Bun-
des auch auf die Gebiete Einstellung, Beförderung, Ausbildung, Besoldung, Ausrüstung und Be-
waffnung der Polizeiexekutivbeamten erstrecke. Außerdem sollte Artikel 87 GG über die Gegen-
stände der bundeseigenen Verwaltung einen neuen Absatz 2 mit dem Wortlaut erhalten: „Die 
Länder sind auf Anforderung des Bundesministers des Innern verpflichtet, ein Zehntel ihrer Poli-
zei-Exekutivkräfte nach Maßgabe eines besonderen Bundesgesetzes zur Verfügung des Bundes zu 
halten." Vgl. BT ANLAGEN, Bd. 7, Nr. 1515. 

16 Die Dienstgruppen bei den Besatzungstruppen der Drei Mächte wurden als Wachmannschaften, 
Bauleute und Räumungspersonal, Fahrer und Handwerker eingesetzt. Sie waren uniformiert, 
vielfach kaserniert und trugen - wenn es der Auftrag erforderte - Waffen. 

17 Mit Schreiben vom 23. Oktober 1950 erklärte der Geschäftsführende Vorsitzende der AHK, Kirk-
patrick, Bundeskanzler Adenauer, daß es die Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und der 
USA gutheißen würden, „wenn sie von der Bundesregierung eine formelle Zusicherung erhielten, 
daß sie sich für die äußere Vorkriegsschuld des Deutschen Reiches als verantwortlich betrachtet 
und daß sie ihre Haftung hinsichtlich der von den Besatzungsmächten im Zusammenhang mit der 
Wirtschaftshilfe für die Bundesrepublik gemachten Ausgaben anerkennt". Vgl. DzD IL/3, S. 390. 
Am 21. Dezember 1950 teilte der Bundeskanzler dem Geschäftsführenden Vorsitzenden der AHK, 
François-Poncet, mit, daß der Ausschuß des Bundestages für das Besatzungsstatut und auswärti-
ge Angelegenheiten zu dem nach Verhandlungen mit der AHK am 4. Dezember 1950 vereinbarten 
Entwurf eines Notenwechsels über die Anerkennung der Auslandsschulden noch keine Stellung 
genommen habe. Zugleich erklärte Adenauer, daß die Bundesrepublik trotz der „beschränkten 
territorialen Herrschaftsgewalt" die äußeren Vorkriegsschulden des Deutschen Reiches und die 
Verbindlichkeiten aus der Wirtschaftshilfe der Nachkriegszeit anerkenne und an der Aufstellung 
eines allgemeinen Zahlungsplanes für die Begleichung der Schulden mitarbeiten wolle. Vgl. dazu 
AAPD 1949/50, Dok. 172. 
Die Hohen Kommissare lehnten jedoch in einer Besprechung vom selben Tag die Annahme des 
Schreibens des Bundeskanzlers ab. Der britische Hohe Kommissar Kirkpatrick erklärte: „Wir 
meinen, wenn wir den Brief, so wie Sie ihn geschrieben haben, annehmen würden, würden wir 
zwei große Gefahren laufen. Erstens würde sich ein Konflikt zwischen der Alliierten Hohen Kom-
mission und dem Kanzler auf der einen Seite und dem Bundestag auf der anderen Seite heraus-
stellen. Zweitens besteht die Möglichkeit, daß der Bundestag die Zusicherung, die Sie uns gegeben 
haben, nicht aufrechterhält." Vgl. AAPD, Hohe Kommissare 1949-1951, S. 324 f. 
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Stimmung würde es voraussichtlich nicht kommen.18 Er hoffe aber auch, daß 
man, wenn es zu einer positiven Beurteilung im Ausschuß komme, die New 
Yorker Beschlüsse19 rasch in Kraft setze. 
McCloy : Es sei auch seine Auffassung. Man müsse mit größter Beschleunigung 
an diese Dinge herangehen; denn wenn es der Bundesregierung einmal mög-
lich sei, diplomatische Vertreter in die verschiedenen großen Staaten zu sen-
den, würde auch die Statur der Bundesregierung erheblich gewinnen. 

Β 2 (Büro Staatssekretär), Bd. 184 

2 

Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats Dittmann 

106-00 II 110/51 3. J a n u a r 1951 

In Abwesenheit des Iranischen Gesandten1, der sich zur Zeit in Paris befindet, 
habe ich nach vorheriger telefonischer Anmeldung seinen Vertreter2 in Stutt-
gart aufgesucht, um mit ihm die Frage der Errichtung einer deutschen Vertre-
tung in Teheran zu erörtern. Ich habe den Vertreter des Iranischen Gesandten 
darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung schon vor mehreren Monaten 
bei der Alliierten Hohen Kommission beantragt habe, ein Generalkonsulat in 
Teheran zu errichten.3 Zu unserem großen Bedauern hätten wir eine Antwort 

18 Zu den Ergebnissen der Beratungen des Ausschusses des Bundestages für das Besatzungsstatut 
und auswärtige Angelegenheiten vgl. Dok. 18. 

19 In New York fand vom 12. bis 14. sowie am 18. September 1950 eine Außenministerkonferenz der 
Drei Mächte statt. Es wurde vereinbart, legislative Schritte zur Beendigung des Kriegszustandes 
mit Deutschland einzuleiten, den Schutz der Bundesrepublik und von Berlin (West) durch die 
Streitkräfte der Drei Mächte in Deutschland zu gewährleisten und die Frage eines Verteidigungs-
beitrags der Bundesrepublik zu prüfen. Des weiteren wurde die Aufstellung von beweglichen Poli-
zeikräften auf Landesebene genehmigt, wobei es der Bundesregierung gestattet wurde, auf diese 
Verbände im Notfall zurückzugreifen. Ferner wurden eine Abänderung des Besatzungsstatuts und 
eine Ermächtigung zur Errichtung eines Außenministeriums angekündigt. Schließlich wurden 
Erleichterungen bei der Kontrolle der Gesetzgebung durch die Drei Mächte in Aussicht gestellt, 
die Erlaubnis zum Bau und Export von Handelsschiffen gewährt sowie die Erhöhung der Stahl-
produktionsquote gebillgt. Für den Wortlaut des SchluBkommuniqués der Außenministerkonfe-
renz der Drei Mächte vom 19. September 1950 vgl. EUROPA-ARCHIV 1950, Bd. 2, S. 3406 f. 
Zu den Ergebnissen vgl. auch die Besprechung des Bundeskanzlers Adenauer mit den Hohen 
Kommissaren François-Poncet (Frankreich), Kirkpatrick (Großbritannien) und McCloy (USA) am 
23. September 1950; AAPD, Hohe Kommissare 1949-1951, S. 238-246. Vgl. dazu ferner das 
Schreiben des Geschäftsführenden Vorsitzenden der AHK, François-Poncet, vom 23. September 
1950 an Adenauer; KABINETTSPROTOKOLLE, Bd. 3 (1950 II), S. 142-152. 

1 Abdollah Entezam. 
2 Hossein A. Logman-Adham. 
3 Am 14. September 1950 bat Bundeskanzler Adenauer den Geschäftsführenden Vorsitzenden der 

AHK, François-Poncet, um Zustimmung zur Errichtung eines Generalkonsulats in Teheran. Für 
den Wortlaut des Schreibens vgl. Β 10 (Abteilung 2), Bd. 1313. 
Am 12. Oktober 1950 unterrichtete der Generalsekretär der AHK, Handley-Derry, Ministerialdirek-
tor Blankenhorn, daß keine Einwände bestünden und „daß die Absicht der Bundesregierung der 
Kaiserlichen Iranischen Regierung zur Kenntnis gebracht würde". Vgl. Β 10 (Abteilung 2), Bd. 1327. 
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bisher nicht erhalten. Das sei um so schmerzlicher, weil die Bundesregierung 
großen Wert darauf lege, die traditionellen guten Beziehungen mit Iran mög-
lichst bald wieder aufzunehmen und einen Vertreter nach Teheran zu entsen-
den. Iran sei das einzige Land, das bisher zu dieser Anfrage keine Stellung ge-
nommen habe, und ich bäte ihn daher, seine Regierung über das große Interes-
se der Bundesregierung an dieser Frage zu unterrichten. 
Der Vertreter des Iranischen Gesandten erwiderte mir, daß die Gesandtschaft 
bereits vor geraumer Zeit in diesem Sinne nach Teheran berichtet habe, daß 
ihr aber eine Antwort bisher nicht zugegangen sei. Er werde nicht verfehlen, 
seine Regierung über meine Démarche unverzüglich zu unterrichten, und er 
hoffe, mir bald eine positive Antwort zukommen lassen zu können.4 

Hiermit Herrn MD Blankenborn5, Abteilung I, Abteilung III mit der Bitte um 
Kenntnisnahme vorgelegt. 

Dittmann 
Β 10 (Abteilung 2), Bd. 162 

3 

Gespräch des Beauftragten des Bundeskanzlers, Blank, mit 
dem amerikanischen Stellvertretenden Hohen Kommissar Hays 

Geheim 5. Januar 19511 

General Hays hat den Beauftragten des Bundeskanzlers für die mit der Ver-
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen, Herrn Blank, 
und seine beiden militärischen Berater, Generale a. D. Heusinger und Speidel, 
zu einem Abendessen eingeladen. Anwesend waren ferner von amerikanischer 
Seite Mr. Reber und Mr. Whitman sowie von deutscher Seite Ministerialdirek-
tor Blankenhorn und der Unterzeichnete2. 
General Hays erklärte, er habe den Wunsch gehabt, Herrn Blank und die 
deutschen Sachverständigen persönlich kennenzulernen, und hoffe, daß bei 
dieser Gelegenheit die beiderseitigen Auffassungen informell ausgetauscht 
werden können. 

4 Am 15. März 1951 wurde in einer iranischen Pressemitteilung berichtet, daß im Iran nach der 
Revision des Besatzungsstatuts vom 6. März 1951 von der baldigen Entsendung eines Gesandten 
der Bundesrepublik ausgegangen werde. Vgl. dazu den Artikel „Reprise des relations diplomati-
ques irano-allemandes"; JOURNAL DE TEHRAN vom 15. März 1951; Β 11 (Abteilung 3), Bd. 248. 
Am 26. September 1953 nahm Gesandter Gielhammer die Amtsgeschäfte in Teheran auf. 

5 Hat laut Vermerk des Oberregierungsrats Ostermann von Roth vom 11. Januar 1951 Ministerial-
direktor Blankenhorn vorgelegen. 
Hat Vortragendem Legationsrat Dittmann erneut am 12., am 20. und 25. Januar sowie am 2. Fe-
bruar 1951 vorgelegen. 
Hat Legationsrat I. Klasse Trützschler von Falkenstein am 2. Februar 1951 vorgelegen. 

1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Oberregierungsrat Ostermann von Roth gefertigt. 
2 Ernst Ostermann von Roth. 
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General Hays gab der amerikanischen Ent täuschung über die zögernde Hal-
tung Westeuropas in der Verteidigungsfrage Ausdruck. Die Amerikaner erwar-
ten von Westeuropa und insbesondere von Deutschland eine Erklärung, daß es 
zum Westen stehe und bei der gemeinsamen Verteidigung mitmache. 
Herr Blank und Herr Blankenhorn wiesen eindringlich darauf hin, daß die 
Grundhal tung Westdeutschlands klar sei. Die geforderte Erk lärung könne je-
doch erst dann Zustandekommen, wenn zunächst die Alliierten eine sichtbare 
Geste machen. Die Alliierten müßten ganz klar das Prinzip verkünden, daß 
das Besatzungss ta tu t 3 durch eine vertragliche Regelung abgelöst werde, auch 
wenn diese Ablösung nur Schritt fü r Schritt erfolgen könne. Hinzukommen müs-
se ein sichtbares Zeichen ihrer Schicksalsverbundenheit mit dem deutschen 
Volk in der Form der Vers tärkung der englischen und amerikanischen Macht 
in Westdeutschland. 

General Hays erklärte, diese Geste könne erfüll t werden in der Form eines bin-
denden Versprechens. Herr Blank wies darauf hin, daß das Versprechen allein 
nicht genüge, sondern es müßten bereits die ers ten Etappen der Erfül lung die-
ses Versprechens gegeben sein, und Herr Blankenhorn betonte nochmals die 
Notwendigkeit einer Vers tärkung der Engländer und Amerikaner in der Uber-
gangszeit. 
General Hays erklärte: „Wir schicken Vers tärkungen und haben einen Pool von 
Waffen bereitgestellt. Diese Waffen können aber nicht fü r Deutschland beiseite 
gelegt werden, sondern werden anderswo verwendet, wenn Deutsche nicht bereit 
sind, sie zu gebrauchen. Ich bin damit einverstanden, daß wir ein Versprechen 
geben und die Deutschen ihrerseits Zusagen machen. Aber wie s tark müssen 
wir uns nach deutscher Auffassung zeigen, was geschieht in der Zwischenzeit?" 
Herr Blankenhorn: „Die ersten 12 oder 18 Monate sind die krit ischste Periode. 
Es muß dafür gesorgt werden, daß Deutschland in dieser Zeit nicht einem 
plötzlichen Schlag der Russen ausgesetzt wird. Daher ist während dieser Peri-
ode eine erhebliche Vers tärkung der Alliierten in Westdeutschland notwendig." 
General Hays: „Kann von Deutschland der Antrieb für ganz Europa ausgehen? 
Fehlt es nicht in Deutschland an entschlossenen Führern, so wie sie in Berlin in 
einer Zeit höchster Gefahr, während der Blockade, vorhanden waren?" 
General Speidel: „Wenn eine sichtbare Geste gemacht wird, dann wird auch die 
Jugend mitmachen." 

3 Das auf der Außenministerkonferenz der Drei Mächte vom 5. bis 8. April 1949 in Washington be-
schlossene Besatzungsstatut wurde am 10. April 1949 dem Präsidenten des Parlamentarischen 
Rates, Adenauer, übergeben und trat am 21. September 1949 in Kraft. Darin reservierten sich die 
Regierungen der Drei Mächte im Rahmen der von ihnen ausgeübten obersten Gewalt weitreichen-
de Zuständigkeiten, u. a. für die Demilitarisierung und für Beschränkungen im Bereich von Wis-
senschaft und Industrie, für die Kontrolle des Ruhrgebiets, für Restitutionen, Reparationen und 
Dekartellisierung, für ausländische Interessen in und Ansprüche gegenüber Deutschland sowie 
für die auswärtigen Angelegenheiten, den Außenhandel und den Devisenverkehr der Bundesre-
publik. Ferner wurde den Besatzungsbehörden das Recht vorbehalten, „auf Anweisung ihrer Re-
gierungen die Ausübung der gesamten Gewalt ganz oder teilweise wieder zu übernehmen, wenn 
sie dies im Interesse der Sicherheit, zur Aufrechterhaltung einer demokratischen Regierungsform 
oder in Wahrnehmung der internationalen Verpflichtungen dieser Regierungen für notwendig hal-
ten". Vgl. DzD II/2, S. 339. 
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General Hays erläutert die amerikanische Haltung: „Die amerikanische Öffent-
lichkeit ist stark verwirrt. Als wir in Korea eingriffen, glaubte das amerikani-
sche Volk, das Richtige zu tun, um eine schwache Nation gegen einen Angriff 
der Starken zu schützen. Als Resultat haben wir herausgefunden, wer unsere 
Feinde sind, und wir fangen an, uns zu bewaffnen. Unser Land wird stark 
sein, wenn es auch noch nicht im nächsten Jahr seine volle Stärke erreicht. 
Zuhause werden große Opfer auf allen Gebieten gebracht. Bei diesen Opfern 
ist in Amerika der Mangel an Entschlossenheit in Europa schwer zu verstehen. 
So wie es in der Presse dargestellt wird, glauben die Europäer lediglich, daß sie 
etwas dazu beitragen sollen, Amerika zu verteidigen. Dagegen hat in Wirklich-
keit Amerika Europa geholfen, zunächst durch GARIOA4, dann durch den 
Marshall-Plan und schließlich durch den Nordatlantik-Pakt. In diesem Pakt 
hat sich Amerika bereit erklärt, Europa zu helfen, wenn dieses bereit ist, sich 
selbst zu verteidigen. Auf der New Yorker Außenministerkonferenz haben wir 
erklärt, daß jeder Angriff gegen Westdeutschland ein Angriff gegen uns selbst 
ist.5 Wir haben alles getan, was wir glauben, tun zu können. Nun stehen wir 
einer vollkommenen Unentschlossenheit in Europa gegenüber. Es wird für die 
Männer, die den Überblick in Amerika haben, sehr schwierig sein, das ameri-
kanische Volk zu überzeugen, das Richtige zu tun, wenn wir nicht eine andere 
Einstellung in Europa sehen. Daher bin ich sehr besorgt über diesen Verzug. 
Amerika will ein Versprechen sehen, daß man in Europa ähnlich entschlossen 
ist wie in Amerika. Deutschland hat hier eine große Gelegenheit. Man macht 
nicht nur Freunde, wenn das Wetter gut ist." 

Herr Blankenborn: „Der Herr Bundeskanzler sieht die Lage genau so wie Sie." 
Auf eine Bemerkung von General Speidel, daß der Pleven-Plan6 und der Ein-
druck eines amerikanischen Einverständnisses mit diesem Plan die Verzöge-

4 GARIOA-Mittel waren vom amerikanischen Heeresministerium bereitgestellte Dollarbeträge für 
Einfuhren in besetzte Gebiete. Sie dienten zum Kauf von Nahrungsmitteln und Treibstoffimporten. 

5 Zur Sicherheitserklärung der Außenministerkonferenz der Drei Mächte in New York wurde im 
Schiußkomm unique vom 19. September 1950 ausgeführt: „Die alliierten Regierungen sind der An-
sicht, daß ihre Streitkräfte in Deutschland außer ihren Besatzungsaufgaben noch die wichtige Auf-
gabe haben, als Sicherheitstruppen zum Schutz und zur Verteidigung der freien Welt, einschließ-
lich der Deutschen Bundesrepublik und der Westsektoren Berlins, zu dienen. Um diesen Schutz 
wirksamer zu machen, werden die alliierten Regierungen ihre Truppen in Deutschland vermehren 
und verstärken. Sie werden jeglichen Angriff auf die Bundesrepublik oder Berlin von jeder Seite 
als einen Angriff auf sich selbst betrachten." Vgl. EUROPA-ARCHIV 1950, Bd. 2, S. 3406. 
Die Sicherheitserklärung wurde vom Geschäftsführenden Vorsitzenden der AHK, François-Poncet, 
mit Schreiben vom 23. September 1950 an Bundeskanzler Adenauer präzisiert: „Was die äußere 
Sicherheit des Bundes betrifft, so haben die drei Mächte erklärt, daß sie ihre in Deutschland sta-
tionierten Truppen nicht nur als Besatzungstruppen ansehen, sondern daß diesen gleichzeitig die 
Aufgabe obliegt, den Schutz der Bundesrepublik und der Westsektoren Berlins sicherzustellen. 
Die Mächte haben ausdrücklich hinzugefügt, daß sie jeden Angriff auf die Bundesrepublik oder 
auf Berlin, von welcher Seite er auch kommen mag, also auch wenn er nur von der Volkspolizei 
ohne Intervention Sowjetrußlands unternommen würde, als einen gegen sie selbst gerichteten An-
griff ansehen würden. Es handelt sich also um eine vollständige Garantie für die äußere Sicher-
heit, die die drei Mächte der Bundesrepublik geben. Ich betone diesen Punkt, da er der Aufmerk-
samkeit eines Teiles der deutschen Presse entgangen zu sein scheint." Vgl. KABINETTSPROTOKOLLE, 
Bd. 3 (1950 II), S. 143. 

6 Ministerpräsident Pleven erläuterte am 24. Oktober 1950 vor der Nationalversammlung in Paris 
einen Vorschlag zur Schaffung einer europäischen Verteidigungsorganisation nach dem Vorbild 
des Schuman-Plans vom 9. Mai 1950: „La mise sur pied d'une armée européenne ne saurait résul-
ter du simple accolement d'unités militaires nationales [...]. Les contingents fournis par les Etats 
participants seraient incorporés dans l'armée européenne, au niveau de l'unité la plus petite pos-
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rung verursacht habe, erwidert General Hays: „Der Pleven-Plan hat versucht, 
die höchste Form einer europäischen Einheit zu erreichen. Deutsche und Fran-
zosen haben jahrhundertelang um eine Vereinigung Europas gekämpft. Im Ver-
einigten Europa liegt die Chance Deutschlands, da dann alle deutschen Pro-
bleme gleichzeitig europäische Probleme werden. Aus diesem Grunde stehen 
wir hinter allem, was die Deutschen bzw. die anderen Europäer für den end-
gültigen Zusammenschluß Europas annehmen, aber dies darf keine Verzöge-
rung mit sich bringen. Ich habe selbst einige Jahre mit Besorgnis gesehen, daß 
wir nicht bereit waren, Deutschland die Möglichkeit zu geben, sich zu verteidi-
gen. Wir sind jetzt bereit, Deutschland diese Möglichkeit zu geben, und wir war-
ten darauf, daß Deutschland seine Chance sieht. Das Hauptergebnis der Brüs-
seler Konferenz' liegt darin, daß die Hohen Kommissare7 ermächtigt worden 
sind, über alle Punkte mit den Deutschen zu verhandeln.8 Lediglich eine Be-
dingung steht fest, nämlich daß Deutschland nur im Rahmen einer atlanti-
schen Armee aufrüsten und keine nationale Armee schaffen darf." 
Herr Blank stellt unter Zustimmung seiner militärischen Berater fest, daß 
Deutschland gar keine Wehrmacht im alten Sinne haben wolle. Wenn über die 
Bereitwilligkeit zur Aufstellung deutscher Verbände gesprochen werde, dann 
geschehe dies nur aus der Notwendigkeit, eine internationale militärische Macht 
zur Verteidigung der menschlichen Freiheit zu schaffen. Es sei jedoch selbst-
verständlich, daß die Deutschen in jeder Beziehung den anderen Kontingenten 
gleichgestellt würden. 

General Hays sieht diese Gleichstellung als natürlich an und stimmt einer sol-
chen Gleichstellung zu. Er will jedoch wissen, welche Sicherheiten gegeben wer-
den könnten, daß nicht Deutschland unter der Tarnung eines Beitrages zu ei-
ner internationalen Armee eine nationale Armee aufstellt. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 13 
sible. Le financement de l'armée européenne serait assuré par un budget commun. Le ministre eu-
ropéen de la défense serait chargé d'exécuter les engagements internationaux existants et de né-
gocier et d'exécuter les engagements internationaux nouveaux sur la base des directives reçues du 
conseil des ministres. Le programme européen d'armement et d'équipement serait arrêté et exécu-
té sous son autorité. Les Etats participants, qui disposent actuellement de forces nationales, con-
serveraient leur autorité propre en ce qui concerne la partie de leurs forces existantes qui ne serait 
pas intégrée par eux dans l'armée européenne." Vgl. JOURNAL OFFICIEL. ASSEMBLÉE NATIONALE 
1950, S. 7119. Für den deutschen Wortlaut vgl. EUROPA-ARCHIV 1950, Bd. 2, S. 3519. 
Zum Vorschlag des französischen Ministerpräsidenten vom 24. Oktober 1950 zur Schaffung einer 
europäischen Verteidigungsorganisation vgl. auch AAPD 1949/50, Dok. 134. 

7 André François-Poncet (Frankreich), Ivone A. Kirkpatrick (Großbritannien) und John J. McCloy 
(USA). 

8 Im Schlußkommunique der Konferenz der Außenminister der Drei Mächte vom 19. Dezember 
1950 in Brüssel wurde vermerkt: „The North Atlantic Council having agreed upon the estab-
lishment of an integrated force for the defense of Western Europe and upon the appointment of the 
supreme commander, the Foreign Ministers of the USA, UK and France considered the problem of 
associating Germany in the common defense effort of the free nations of the West. The three Min-
isters have authorized their respective High Commissioners, in discussions with the German Gov-
ernment of the Federal Republic, fur ther to explore this problem on the basis of the Council's pro-
posals, as well as any changes in the present occupation arrangements which might logically at-
tend a German defense contribution." Vgl. FRUS 1950, IV, S. 813. Für den deutschen Wortlaut vgl. 
EUROPA-ARCHIV 1951, Bd. 1, S. 3639. 
In Brüssel tagten der NATO-Ministerrat am 18./19. Dezember, die Außenminister der Drei Mäch-
te am 19. Dezember und der Konsultativrat der Brüsseler Vertragsorganisation am 20. Dezember 
1950. Vgl. dazu FRUS 1950, III, S. 585-607, FRUS 1950, IV, S. 803-813 sowie DBPO II/3, S. 386-
397. Vgl. dazu ferner AAPD 1949/50, Dok. 171. 

14 



5. Januar 1951: Gespräch zwischen Blank und Hays 3 

Herr Blank erwähnt drei Sicherungen, nämlich 
1) absoluter und endgültiger Verzicht auf eine deutsche Rüstungsindustrie. Da-
mit hät ten wir keine Möglichkeit, die Truppen aus Eigenem zu versorgen, und 
sie könnten somit nicht offensiv werden. 
General Hays bemerkt hierzu: „Wenn Deutschland nur im Rahmen des Atlan-
tik-Pakts rüsten kann, so heißt das, daß die Atlantikpakt-Mächte Deutsch-
lands Aufrüstung überwachen wollen." 
Herr Blank ergänzt dies dahin, daß Deutschland die Ausbildung und Ausrü-
stung den Alliierten überlassen wolle, da eine internationale Armee einheitlich 
ausgebildet und bewaffnet sein müsse. 
2) eine enge Verflechtung in der Kommandogewalt aller nationalen Verbände, 
so daß keiner dieser Verbände für sich allein selbständig aus nationalem In-
teresse operieren kann. Natürlich müssen dann in der oberen Führung auch 
Deutsche genau so wie Angehörige anderer Völker beteiligt werden. 
General Hays: „Das ist selbstverständlich." 
3) absoluter Verzicht auf eine strategische Luftwaffe. 
General Hays: „Diese Garantien würden mir ausreichen." 
General Heusinger legt auf Bitte von General Hays seine Überlegungen über 
eine Verteidigung Westeuropas dar: „In der ersten Phase kommt es darauf an, 
in Westdeutschland so starke Kräfte aufzubauen, daß die Russen einen Angriff 
nicht ohne weiteres wagen. Dazu werden in naher Zukunft in Westdeutschland 
insgesamt 20 Divisionen benötigt, die den 25 russischen Divisionen in der Ost-
zone ungefähr gleichwertig sind." 
General Hays: „Wir glauben, daß etwa 30 Divisionen erforderlich sind." 
General Heusinger fahr t fort: „Wenn man sich überlegt, wie diese 20 bis 30 Di-
visionen zu schaffen sind, so kommt man zu der Überlegung, daß Westdeutsch-
land einen Beitrag von etwa zehn bis zwölf Divisionen leisten solle und daß die 
übrigen Divisionen von der Besatzungsmacht gestellt werden müssen. Diese 20 
bis 30 Divisionen könnten folgendermaßen gegliedert werden: In Süddeutsch-
land eine Armee unter amerikanischem Oberbefehl von zehn bis zwölf deut-
schen - amerikanischen - französischen Divisionen. 
In Norddeutschland etwa eine ähnliche Stärke unter britischem Oberkomman-
do. 
In Mitteldeutschland (Hessen, Rheinland-Westfalen) acht Divisionen unter fran-
zösischem oder deutschem Oberkommando. 
Innerhalb dieser Gruppen wäre eine völlige Verzahnung zwischen amerikani-
schen, britischen, französischen und deutschen Streitkräften zweckmäßig. 
Wenn diese militärische Macht steht, dann ist das Risiko eines Krieges weit-
gehend überwunden. Die gesamte Streitmacht muß unter allen Umständen 
einem amerikanischen Oberkommando unterstehen. Wenn die Russen aus 
dem Innern Rußlands weitere Kräfte heranholen, dann kommt der Augenblick, 
in dem die Masse des französischen und belgischen Heeres aus der Tiefe her-
angeführt werden muß. Bei der Wiederaufrüstung Westeuropas muß man von 
einem Gesamtplan ausgehen. Diesem Plan entsprechend müssen die einzelnen 
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Länder aufgerüstet werden. Es wird die große Aufgabe Eisenhowers9 sein, den 
Plan der Aufrüstung aufzustellen und durchzuführen." 
General Hays: „Was General Heusinger sagt, scheint mir sehr vernünftig, aber 
was für Zwischenmaßnahmen können ergriffen werden, wenn General Eisen-
hower zu der Ansicht kommt, daß es mindestens ein J ah r dauert, bis der Plan 
ausgeführt wird. Sollten entlang der Grenze Abwehrkräfte aufgestellt werden 
und dahinter mobile Reserven bereitstehen?" 
General Heusinger: „Bis zum Herbst 1951 kommt es darauf an, 
1) die englische und amerikanische Besatzungsstreitkraft zu verstärken, 
2) die französische, belgische, britische und italienische Armee aufzubauen, 
3) in Deutschland die theoretischen Vorbereitungen zu treffen für die Aufstel-
lung deutscher Truppen." 
General Hays fragt, ob in der Zwischenzeit eine Armee an der Grenze aufge-
stellt werden soll oder ob diese ungedeckt zu lassen ist. 
General Heusinger: „Ich würde die amerikanischen und englischen Besat-
zungsstreitkräfte nicht auf große Räume verteilen, sondern geschlossen hin-
stellen: 
die amerikanische Armee im Raum von Grafenwöhr, Nürnberg, Bamberg, 
die englische Armee ostwärts von Hamburg." 
General Hays: „Würden Sie einige Kraftzentren entlang der Grenze halten?" 
General Heusinger: „Ich würde unter allen Umständen versuchen, Süddeutsch-
land und Schleswig-Holstein und dazwischen das Ruhrgebiet zu halten." 
General Hays: „Können wir hierbei mit deutschen Truppen rechnen?" 
General Heusinger: „In dem ersten J ah r können deutsche Verbände noch gar 
nicht vorhanden sein. In diesem ersten J a h r kann bei einem russischen Angriff 
nur ein Atomschleier in und hinter Polen die Russen von einem Heranführen 1 0 

weiterer Truppen abhalten. Gibt es dafür eine Möglichkeit?" 
General Hays: „Ich glaube nicht, daß unsere Atomwaffen in dieser Weise ge-
braucht werden können. Vielmehr können sie dafür gebraucht werden, alle 
Nachschubzentren zu zerstören." 
General Heusinger: „Vier von den fünf Nachschublinien durch Polen laufen 
über die Weichsel. Wenn es möglich ist, diese vier Nachschubwege atomisch zu 
unterbrechen, dann ist es entscheidend möglich, den russischen Nachschub zu 
unterbinden." 
General Hays: „Vielleicht können wir das, vielleicht auch nicht. Wir müssen es 
erst versuchen. Ich möchte dabei aber lieber auf unserer Seite sein. 
Wenn wir den Deutschen einen bestimmten Verteidigungsabschnitt in Deutsch-
land zuteilen und den Deutschen Waffen geben, werden wir dann mit deut-
schen Kräften rechnen können? Während des ersten Jahres werden die Erd-

9 Auf Vorschlag des NATO-Ministerrats ernannte Präsident Truman am 19. Dezember 1950 den 
ehemaligen Oberbefehlshaber der Alliierten Expeditionsstreitkräfte, Eisenhower, zum Oberbe-
fehlshaber der NATO-Streitkräfte in Europa (Supreme Allied Commander Europe; SACEUR). Für 
das Ernennungsschreiben vgl. FRUS 1950, III, S. 604 f. 

10 Korrigiert aus: „Hinranführen". 
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truppen schwach sein. Wie können in diesem J a h r die beschränkten Boden-
truppen (Infanterie) verstärkt werden? Können wir irgendwelche deutschen 
Truppen an die Front bringen?" 
General Heusinger: „Das hängt von der Frage Freiwilligkeit oder allgemeine 
Wehrpflicht und von den Voraussetzungen, unter denen sich die Aufstellung 
deutscher Truppen vollzieht, ab. Es gibt in Deutschland noch bestimmte Divi-
sionen, die aus der Kriegszeit einen kameradschaftlichen Zusammenhang ha-
ben. Ich habe aber festgestellt, daß nur ein sehr kleiner Teil dieser Männer be-
reit ist, heute die Waffe in die Hand zu nehmen, da die meisten in das Ziville-
ben zurückgekehrt sind. Eine inoffizielle Umfrage bei einer Division ergab, daß 
nur 250 Mann bereit sein würden, sich freiwillig zu melden." 
General Hays: „Die Frage der Wehrpflicht ist eine Angelegenheit der Zweck-
mäßigkeit. Die meisten Länder fangen mit der Freiwilligkeit an und, wenn sich 
nicht genügend melden, führen sie die Wehrpflicht ein." 
Herr Blank: „Zunächst gibt es nur die Freiwilligkeit. Mit der Wehrpflicht kön-
nen wir jetzt nicht kommen." 
General Hays: „Es würde ungeschickt sein zu warten, bis die öffentliche Mei-
nung hinter einer Wehrpflicht steht, ohne in der Zwischenzeit Freiwilligen Ge-
legenheit zu geben, sich zu melden." 
General Heusinger: „Gute Freiwillige bekommen wir nur, wenn die politischen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Sonst melden sich nur Landsknechtsnaturen." 
General Hays: „Für Amerika ist es nicht wichtig, was Deutschland beiträgt, son-
dern nur, daß sich Deutschland bereit erklärt, etwas beizutragen. Es kann auch 
nur ein Bataillon sein, und auch über die Kosten können wir sprechen. Durch 
unsere Probeabstimmung in Deutschland haben wir festgestellt, daß ein großer 
Prozentsatz der deutschen Bevölkerung neutral bleiben will." 
Herr Blank: „Die Stimmen für eine neutrale Haltung sind zum Teil darauf zu-
rückzuführen, daß die politischen und militärischen Voraussetzungen für eine 
andere Haltung nicht gegeben sind. Aber auch auf der alliierten Seite vermis-
sen wir eine einheitliche Auffassung (Neutralitätspropaganda der Franzosen)." 
Herr Blankenhorn: „Würde es etwas bedeuten, wenn wir sofort Deutsche an 
amerikanische Militäranstalten schicken, um zu zeigen, daß wir etwas tun?" 
General Hays: „Es ist nicht so wichtig, was wir tatsächlich tun, sondern erfor-
derlich ist nur, daß eine Erklärung abgegeben wird, daß wir etwas tun." 
Herr Blank: „Die ganze Politik des Herrn Bundeskanzlers ist doch eine solche 
Erklärung, daß Deutschland auf der Seite des Westens steht." 
Herr Blankenhorn: (mit allem Nachdruck) „Der Herr Bundeskanzler braucht 
eine Zusicherung über ein neues Verhältnis zwischen Deutschen und Alliier-
ten. Erst dann kann er mit Herrn Schumacher sprechen. Wir brauchen eine 
Erklärung über das Prinzip, das dann Schritt für Schritt verwirklicht wird. 
Wenn von den Amerikanern diese Erklärung gegeben wird, erst dann kann die 
Bundesregierung vor das Volk treten." 

General Hays: „Darf ich anregen, daß der Herr Bundeskanzler den Entwurf der 
Erklärung macht, mit der er vor die deutsche Öffentlichkeit zu treten beab-
sichtigt? Wenn ich diesen Entwurf habe, werde ich bei der amerikanischen Re-
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gierung feststellen, ob das möglich ist. Der Bundeskanzler soll genau sagen, 
was er fü r eine Erk lä rung von den Alliierten haben will." 
General Hays erklär t auf Fragen von Her rn Blank über die Ausbildung deut-
scher Einheiten in dem ersten Jah r : „In enger Verbindung mit amerikanischen 
Einheiten können deutsche Einheiten ausgebildet werden, die zunächst Batail-
lonsstärke und dann Regimentsstärke haben würden. Sobald ein deutscher 
Beitrag beschlossen ist, könnten diese zu Divisionen zusammengefaßt werden, 
wobei man nu r für Divisionen eine andere Bezeichnung suchen sollte." 
Auf die Frage von Her rn Blank, ob Vorbereitungen für die Verteidigung des 
Luf t raums über Deutschland vorgesehen sind, erklär t General Hays: „Natür-
lich ist an diese Verteidigung gedacht worden. Die Flugzeuge stellen die Alliier-
ten, die Maschinen werden von alliierten und deutschen Piloten geflogen. Aber 
die Einzelheiten des Verteidigungsplans kann ich nicht verraten. In die gehei-
men Verteidigungspläne können die Deutschen erst eingeweiht werden, wenn 
sie unsere Par tne r geworden sind." 

Auf eine Anregung von General Speidel erwidert General Hays: „Schon jetzt 
könnten deutsche Offiziere nach den USA zur Ausbildung gehen, und umge-
kehrt könnten auch schon jetzt amerikanische Offiziere in Deutschland für Aus-
bildungszwecke zur Verfügung gestellt werden." 
Herr Blank fragt, ob Deutschen Gelegenheit gegeben werde, mit General Eisen-
hower bei seinem nächsten Besuch in Deutschland zu sprechen. General Hays 
meinte, das hinge davon ab, ob auch General Eisenhower als erste Vorausset-
zung eine deutsche Erk lä rung über die deutsche Verteidigungsbereitschaft ver-
langen werde.1 1 

Gesprächsweise erwähnte General Hays, daß der f rühere amerikanische Mili-
tâ ra t taché in Berlin, T ruman Smith, nach Deutschland käme. Allerdings sei 
mit seinem Besuch erst zu rechnen, wenn die Frage eines deutschen Beitrages 
grundsätzlich geklärt worden sei. 

VS-Bd. 3204 (Abteilung 2) 

11 Der Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfte in Europa (SACEUR) hielt sich vom 6. bis 26. Janu-
ar 1951 in Europa auf, um zu erkunden, ob die Voraussetzungen für eine integrierte und effektive 
Verteidigung Westeuropas bestünden. Am 22. Januar 1951 führte Eisenhower anläßlich eines 
Empfangs des amerikanischen Hohen Kommissars McCloy in Bad Homburg ein Gespräch mit 
Bundeskanzler Adenauer, dem stellvertretenden SPD-Vorsitzenden Ollenhauer, dem Beauftrag-
ten des Bundeskanzlers, Blank, sowie dessen Beratern. Dazu führte McCloy am 24. Januar 1951 
in einem Bericht an den amerikanischen Außenminister Acheson u. a. aus: „Eisenhower stressed 
to them that he was not there to urge them or press them for military contributions, that he was 
an officer of NATO and Germany was not in NATO, but he was clear about two points. The first 
was that whatever German contribution was made it had to be made on a free will basis without 
any pressures from the outside; and secondly, that in any army that he commanded all soldiers 
would have to be on an equal basis. He would not tolerate second class membership in the army. 
Adenauer referred to the necessity for a change in the political status and Eisenhower said he re-
cognized that this was probably a concomitant of a contribution. Adenauer said that he was think-
ing of going to the Bundestag within a few weeks for a declaration in favor of the principle of a con-
tribution and indicated that things might develop much more rapidly than was generally expected." 
Vgl. FRUS 1951, III/l, S. 446. 
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Generalkonsul Hausenstein, Paris, 
an die Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten 

Fernschreiben Nr. 4 
Geheim 

Aufgabe: 6. J a n u a r 1951,16.15 Uhr1 

Ankunft: 7. J a n u a r 1951,10.15 Uhr 

Deutschland-Referent Außenministeriums, Sauvagnargues, bestätigte in gest-
riger Unterhaltung mit Kessel, daß Alliierte bei Vorverhandlungen mit Russen 
über Tagesordnung Vierer-Konferenz auf Erörterung Ostasienproblems verzich-
ten, aber auf Diskussion über alle europäischen Fragen, also auch über öster-
reichischen Staatsvertrag2, bestehen würden. Beschränkung auf deutsche Fra-
ge, wo Russen die Fordernden seien, würde einseitige Konzession Westmächte 
darstellen, wozu diese nicht bereit. Befürchtung, Alliierte könnten sich mit 
Rußland auf Deutschlands Rücken einigen, bezeichnete er als völlig unbegrün-
det. Ließ einfließen, Preisgabe deutscher Gebiete jenseits Oder-Neiße-Linie sei 
Versuch derartiger Einigung gewesen, Resultat habe bewiesen, daß diese Tak-
tik verfehlt sei. 
Zur Frage deutscher Aufrüstung meinte Sauvagnargues, man solle bedenken, 
daß Ablehnung alliierter Vorschläge durch Bundesregierung russische Verhand-
lungsposition stärken würde. Er bat in diesem Zusammenhang nähere Anga-
ben über Bedeutung des vom Bundeskanzler vorgeschlagenen Sicherheitspak-
tes3, wozu Kessel sich außerstande erklärte. 
Kessel widersprach der Bemerkung, die Deutschen wollten Aufrüstung aushan-
deln. Entscheidend sei, die deutschen Wehrfähigen durch Schaffung von Re-
alitäten davon zu überzeugen, daß Widerstand gegen russischen Überfall 
technisch möglich und militärisch aussichtsreich sei. Deutsche öffentliche Mei-
nung sei nicht nationalistisch, sondern verlange nur Anwendung Regeln gesun-
den Menschenverstandes auf Probleme wie Aufrüstung, Demontagen usw. 
Sauvagnargues gab Notwendigkeit veränderter alliierter Haltung zu und ver-

1 Durchdruck. 
Hat Vortragendem Legationsrat von Etzdorf am 9. Januar und erneut am 15. Januar 1951 vorge-
legen, der handschriftlich vermerkte, daß die Erstausfertigung des Drahtberichts der Abteilung II 
übermittelt worden sei. 
Hat Botschaftsrat a.D. Kordt am 11. Januar 1951 vorgelegen. 
Hat Referent Kossmann vorgelegen. 

2 Im Februar 1946 übermittelte der österreichische Außenminister Gruber den Politischen Beratern 
Erhardt (USA) und Mack (Großbritannien) den „noch unvollständigen Vorentwurf* vom 2. Februar 
1946 für einen Vertrag „zur Wiederherstellung der Rechtsstellung Österreichs". Darin wurde auf den 
Begriff „Friedensvertrag" verzichtet und in Anlehnung an die Terminologie des Vertrags von 
St. Germain vom 10. September 1919 der Begriff „Staatsvertrag" verwendet, da sich Österreich nicht 
als kriegfiihrende Macht betrachtete. Für einen Auszug aus dem Vorentwurf vgl. STAATSVERTRAG, 

Seit dem 14. Januar 1947 verhandelte die österreichische Regierung mit den Vier Mächten über 
ein Abkommen, demzufolge Österreich als souveräner Staat in den Grenzen von 1937 wiederher-
gestellt werden sollte. Der österreichische Staatsvertrag wurde am 15. Mai 1955 unterzeichnet. 

3 Zum Entwurf des Bundeskanzlers Adenauer vom 16. Dezember 1950 für eine vertragliche Verein-
barung mit den Drei Mächten, die das Besatzungsstatut ersetzen und auf zehn Jahren abgeschlos-
sen werden sollte, vgl. AAPD 1949/50, Dok. 169. 

S . 2 1 5 Í 
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wies auf Einberufung europäischer Aufrüstungskonferenz nach Paris4 als po-
sitives Symptom. Unterzeichnung Schuman-Plans sei nicht etwa Vorbedin-
gung für Einberufung dieser Konferenz; indessen sei es bedauerlich, daß 
Schuman-Plan sich so lange hinauszögere. 

Hausenstein 
VS-Bd. 4655 (Abteilung 3) 

5 

Aufzeichnung des Legationsrats a.D. Steg 

8. Januar 1951 

Betr.: Israel und seine Beziehungen zur Bundesrepublik 

I. Der Staat Israel 
Am 14.5.1948 wurde Israel zum unabhängigen souveränen Staat proklamiert. 
Der Bildung dieses Jüdischen Staates Israel in Palästina" lag die Resolution 
der Vereinigten Nationen vom 29.11.19471 zugrunde. Israel zählt gegenwärtig 
etwa 1,4 Mio. Einwohner einschließlich der im Lande verbliebenen Araber. Sei-
ne Anerkennung durch die Mächte erfolgte zögernd, durch Indien und Schwe-
den erst Ende 1950. Weitere Anerkennungen stehen noch aus. 
Hauptprobleme des Staates Israel sind 

1) das Verhältnis zu den arabischen Staaten: Israel ist aus dem Kriege gegen 
die Araber siegreich hervorgegangen und jetzt militärisch das stärkste Land im 
Mittleren Osten; es liegen jedoch nur Waffenstillstands-, keine Friedensverträge 
vor.2 Die Spannungen dauern vor allem infolge der Massendeportationen von 
Arabern aus Israel und wegen territorialer Übergriffe an. Im November 1950 
forderte der Sicherheitsrat - Israel ist Mitglied der VN - die arabischen Staa-
ten und Israel auf, ihre Streitigkeiten den in den Waffenstillstandsverträgen 
vorgesehenen gemischten Waffenstillstandskommissionen zu unterbreiten.3 

Der Erfolg steht noch aus. 

4 Die Konferenz für die Organisation einer europäischen Armee wurde am 15. Februar 1951 in Paris 
eröffnet. 

1 Die Resolution Nr. 181 der UN-Generalversammlung sah nach Beendigung der britischen Man-
datsherrschaft in Palästina einen detaillierten Teilungsplan vor. Ein jüdischer und arabischer Staat 
sowie ein internationalisiertes Jerusalem sollten errichtet und durch eine Wirtschaftsunion ver-
bunden werden. Für den Wortlaut vgl. UN RESOLUTIONS I, Bd. 1, S. 322-341. 

2 Am 15. Mai 1948 begann mit dem Angriff arabischer Truppen aus Ägypten, Syrien, Transjordanien, 
dem Irak und dem Libanon der erste arabisch-israelische Krieg. Durch Vermittlung der U N Schloß 
Israel mit Ägypten am 24. Februar, mit dem Libanon am 23. März, mit Jordanien am 3. und mit 
Syrien am 20. Juli 1949 separate Waffenstillstandsvereinbarungen. Für den Wortlaut der Verträge 
vgl. UNTS, Bd. 42, S. 251-351. 

3 Vgl. dazu die Resolution Nr. 89 des UN-Sicherheitsrats vom 17. November 1950; UN RESOLUTIONS II, 
Bd. 2, S. 89-91. 
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2) Seit der En ts tehung des Staates zählt Israel etwa 500 000 Einwanderer . Die 
Unterbr ingung der Einwanderer - z.T. noch in Lagern - und ihre Aufnahme 
vom Arbei tsmarkt wirft trotz größter staatlicher Bemühungen schwere Proble-
me auf, zumal weitere 600 000 Einwanderer in den nächsten drei J a h r e n auf-
genommen werden sollen. 
3) In der Agrarproduktion t r i t t Israel durch seine Zitruswirtschaft hervor. Im 
übrigen befindet sich das Land auf dem Wege zur Industrial isierung. Die hei-
mische, insbesondere Leichtindustrie sucht aber zunächst nur den Inlandbe-
darf zu decken. 
Die angespannte Zahlungsbilanz Israels macht das Land gegenwärtig abhän-
gig von ausländischen Kapitalzufuhren. Auf der Nationalen Planungskonfe-
renz für Israel im Oktober 1950 wurden amerikanische Anleihen in Höhe von 
insgesamt 1 Mrd. Dollar fü r Israel gefordert. Im Dezember 1950 bewilligten die 
USA dem Staa t Israel einen Kredit von 35 Mio. Dollar. 
II. Die Beziehungen Israels zur Bundesrepublik 
Eine gegenseitige de-jure-Anerkennung erfolgte zwischen der Bundesrepublik 
und Israel bisher nicht. Auch Verträge, insbesondere Handelsverträge, sind bis-
her nicht abgeschlossen worden. 
Das Kernproblem der Beziehungen der Bundesrepublik zu Israel sind mate-
riell die Wiedergutmachungsansprüche 4 f rüherer deutscher, je tz t israelischer 
Staatsangehöriger gegenüber Deutschland. Das Verhältnis der beiden Staa ten 
zueinander wird durch die fehlende Regelung dieser Frage ernstlich belastet. 
Zunächst vermied Israel mit Rücksicht auf die Funktionen Deutschlands als 
Transi t land für die Uberlebenden der Judenverfolgungen eine amtliche Stel-
lungnahme zur Bundesrepublik. Erst im März 1949 betonte ein Sprecher der is-
raelischen Regierung und Ende 1949 ein Sprecher des israelischen Außenmini-
steriums, es werde „niemals" diplomatische oder konsularische Beziehungen 
zwischen Israel und deutschen Regierungen geben, kein Deutscher werde eine 
Einreisegenehmigung nach Israel erhal ten.5 Der israelische Außenminister, 
Moshe Sharet t , schwächte diese völlig ablehnende Hal tung am 15.7.1950 in-
sofern ab, als er die Aufnahme diplomatischer Beziehungen von der Wiedergut-
machung abhängig machte.6 Ein Sondergesetz verbietet jedoch grundsätzlich je-

4 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Sie betreffen insbesondere die Rückerstattung von fest-
stellbaren Werten und Rechten, die jetzigen Einwohnern des Staates Israel aus rassischen Grün-
den während des Dritten Reiches entzogen wurden, die Wiedergutmachung von Schäden an Le-
ben, Körper, Gesundheit und Freiheit - insbesondere Haftentschädigung - und die Wiedergutma-
chung des Schadens an wirtschaftlichem Fortkommen." 

5 In der Presse wurde berichtet, „Israel könne mit Deutschland, das für den Tod von sechs Millionen 
Juden verantwortlich sei, keine Beziehungen aufnehmen und unterhalten. Es werde nicht einmal 
Handelsbeziehungen zu Deutschland anknüpfen und auf keiner Industrie- oder Handelsmesse aus-
stellen, die von Deutschen veranstaltet werde." Vgl. den Artikel „Israel gegen Beziehungen zu 
Deutschland"; SÜDDEUTSCHE ZEITUNG vom 22. März 1949, S. 1. 
Nach einer Pressemeldung erklärte ein Sprecher des israelischen Außenministeriums, „daß es nie-
mals diplomatische oder konsularische Beziehungen zwischen Israel und deutschen Regierungen, 
sei es im Westen oder im Osten Deutschlands, geben werde. Für die Vertreter Israels im Ausland 
gebe es ein Fraternisierungsverbot mit deutschen Diplomaten. Kein Deutscher würde eine Einreise-
genehmigung nach Israel erhalten." Vgl. den Artikel „Also doch unversöhnlich?"; GENERAL-ANZEIGER 
vom 26. November 1949, S. 2. 

6 Nach einer Pressemeldung erklärte der israelische Außenminister Sharett, „es könne vorläufig keine 
Rede von der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen Israel und Westdeutschland sein. 
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den gesellschaftlichen Verkehr eines israelischen Staatsangehörigen mit Deut-
schen.7 Indessen besteht ein israelisches Konsulat in München.8 

Die deutschen Vermögenswerte in Israel, mit Ausnahme des kirchlichen Ver-
mögens, sind als Garantie zur Begleichung der Ansprüche israelischer Staats-
angehöriger gegen Deutschland im Januar 1950 beschlagnahmt worden. 
Nach einer Pressemeldung vom 28.12.1950 erwägt die israelische Regierung 
z.Zt. Maßnahmen, um die deutsche Regierung zu zwingen, die israelischen Wie-
dergutmachungsansprüche zu realisieren.9 Die Entsendung eines ständigen 
Beauftragten der israelischen Regierung für Wiedergutmachungsfragen wurde 
ins Auge gefaßt. Bei der gegenwärtigen Finanzlage der Bundesrepublik darf 
man sich jedoch von einer solchen Entsendung eines israelischen Beauftragten 
noch keinen Erfolg versprechen. 

Die Aufnahme völkerrechtlicher Beziehungen zwischen Israel und der Bundes-
republik könnte schon durch Abschluß eines Vertrages (z.B. Handelsvertrag 
oder Sozialabkommen) erreicht werden. Die überhöhten israelischen Wieder-
gutmachungsansprüche lassen jedoch z. Zt. einen solchen Schritt nicht geraten 
erscheinen. Es darf ferner nicht übersehen werden, daß durch die fehlenden 
Beziehungen zu Israel der Bundesrepublik in der arabischen Welt eine günsti-
ge Ausgangsstellung gegeben ist. 
III. Die innerdeutsche Wiedergutmachung 
Für die Rückerstattung bzw. Wiedergutmachung für rassisch und politisch Ver-
folgte bestehen bislang nur Ländergesetze10, die jedoch Uberweisungen in das 
Ausland nicht ermöglichen.11 

Fortsetzung Fußnote von Seite 21 
Grundbedingung dafür sei die Wiedergutmachung der Schäden, die die Juden in Deutschland er-
litten haben". Vgl. den Artikel „Israel will Beziehungen mit Bonn noch nicht aufnehmen"; DIE NEUE 
ZEITUNG vom 17. Juli 1950, S. 3. 

7 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Noch im November 1950 protestierte der Vertreter Isra-
els in den Niederlanden gegen die Einladung deutscher Konsularvertreter zu einem offiziellen Es-
sen des Konsularkorps in Amsterdam. Auch gegen die Aufnahme der Bundesrepublik in die FAO 
(Welternährungsamt) erfolgte ein israelischer Protest." 

8 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Consulate of Israel, München, Maria Theresienstraße 11; 
zugleich Jewish Agency for Palestine, Head Office, US-Zone Germany." 

9 In der Pressemeldung hieß es: „The Israeli Government is reconsidering its boycott of Germany to 
facilitate the collection of millions of dollars in restitution due former German Jews now citizens of 
Israel." Vgl. den Artikel „Israel Reconsidering Boycott of Germany"; THE NEW YORK TIMES vom 29. 
Dezember 1950, S. 2. 

10 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Bayern: Gesetz zur Wiedergutmachung nationalsozialisti-
schen Unrechts (Entschädigungsgesetz) vom 12.8.49 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1949, Nr. 20, 29.8.); Hessen: wie oben, vom 10.8.49 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hes-
sen 1949, Nr. 26/27, 18.8.); Württemberg-Baden: Gesetz Nr. 951 zur Wiedergutmachung nationalso-
zialistischen Unrechts (Entschädigungsgesetz) vom 16.8.49 (Regierungsblatt der Regierung Würt-
temberg-Baden 1949, Nr. 20, 1.9.); Bremen: Gesetz zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts (Entschädigungsgesetz) vom 16.8.49 (Gesetzblatt der freien Hansestadt Bremen 1949, 
Nr. 41, 27.8). Für die britische und amerikanische Zone ist überdies für die Rückerstattung fest-
stellbaren Eigentums das Gesetz der Militärregierung Nr. 59 (Rückerstattungsgesetz) vom 26.7.49 
in Kraft. Ein ähnliches Gesetz besteht in der französischen Zone." 

11 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Eine allgemeine Regelung der Wiedergutmachung — die 
Rückerstattung soll ohnehin den Ländern verbleiben - auf Bundesebene gemäß Art. 72, Ziff. 9 des 
Grundgesetzes wird durch eine in Vorbereitung befindliche Kabinettsvorlage des Bundesfinanz-
ministeriums negativ beurteilt, der Beschluß des Bundestages (Plenum vom 15.12.50), ein Rah-
mengesetz des Bundes zur Wiedergutmachung zu erlassen, jedoch in dem Entwurf der Vorlage be-
rücksichtigt. Die Zuständigkeit des Bundes für Folgen der Judenvermögensabgabe und der Reichs-
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Ein vom Bundesinnenministerium verfaßtes, als ursprünglicher Initiativent-
wurf der Bundesregierung behandeltes Gesetz zur Regelung der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dien-
stes auf Bundesebene liegt z. Zt. dem Beamtenrechtsausschuß des Bundestages 
vor.12 Auch dieser Entwurf erlaubt nach § 3 keine Uberweisungen in das Aus-
land.13 

Eine bundesgesetzliche Regelung der gesamten Rückerstattung und Wieder-
gutmachung wird von vielen Ländern nicht gewünscht. Die aufgrund des Rük-
kerstattungsgesetzes14 erhobenen Ansprüche, die bis zum Anfang 1950 in der 
Bundesrepublik gestellt worden sind, belaufen sich auf 37 Mrd. DM. Diese 
Summe kann nach Ansicht deutscher Sachverständiger niemals verfügbar ge-
macht werden.15 

An innerdeutschen Wiedergutmachungsleistungen seitens der Länder der 
Bundesrepublik sind jedoch bereits beträchtliche Erfolge erzielt worden. Sie 
beliefen sich am 27.10.50 allein in der amerikanischen Zone auf 550 Mio. DM, 
eine Summe, die offizielle amerikanische Befriedigung über Verlauf und Stand 
der Wiedergutmachung auslöste.16 

IV. Der Vorschlag Mendelsohn 
Die derzeitige innerdeutsche Regelung der Wiedergutmachungsfragen befrie-
digt die in Israel lebenden Anspruchsberechtigten bzw. die israelische Regie-
Fortsetzung Fußnote von Seite 22 

fluchtsteuer ist kaum zu bestreiten. Im Juni 1950 hatte auch der Präsident der einflußreichen ame-
rikanischen ,Axis Victims League', Dr. Bruno Weil, ein einheitliches Wiedergutmachungsgesetz und 
zur Angleichung einen Gerichtshof nach dem Muster des Nürnberger Gerichts vorgeschlagen." 

12 Mit Schreiben vom 16. August 1950 übermittelte Bundeskanzler Adenauer Bundestagspräsident 
Köhler den „Entwurf eines Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts für verdrängte Angehörige des öffentlichen Dienstes". Für den Wortlaut vgl. BT 
ANLAGEN, B d . 5, N r . 1287. 
Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes trat am 11. Mai 1951 in Kraft. Für den Wortlaut vgl. BUNDESGESETZBLATT 
1951, Teil I, S. 291-296. 

13 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „In einer von der .Immigrant Pensioners Society' in Jerusa-
lem am 9.7.50 vorgelegten Liste von etwa 370 Pensionären und Rentenempfängern in Israel wird 
die Summe der an diese zu zahlenden monatlichen Beträge auf 70 000 DM beziffert; die Summe 
der Rückstände beträgt etwa achteinhalb Millionen DM. Die Auszahlung an Kriegs- und Sozial-
rentner im Ausland setzt die, bisher nicht erfolgte, Initiative Israels bei der AHK auf Abschluß ei-
nes Sozialversicherungsabkommens voraus. Die Anerkennung der Ansprüche im Ausland woh-
nender Berechtigter durch das Bundesversorgungsgesetz (§ 7 Nr. 2) gestattet die bevorzugte Ab-
wicklung für Angehörige bestimmter Staaten nicht ohne weiteres (Art. 3 des Grundgesetzes). Die 
Frage, inwieweit Kannbestimmungen für Notfälle erlassen werden sollten, wurde aber bereits auf-
gegriffen." 
Die Rückerstattung von feststellbaren Vermögensgegenständen an Personen, die z. Z. der natio-
nalsozialistischen Herrschaft wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Weltanschauung oder po-
litischen Meinung verfolgt wurden, war durch Militärgesetze in den Besatzungszonen geregelt. 
Für den Wortlaut des Gesetzes Nr. 59 der amerikanischen Militärregierung vom 10. November 1947 
vgl. AMTSBLATT DER MILITÄRREGIERUNG DEUTSCHLAND ( A m e r i k a n i s c h e s K o n t r o l l g e b i e t ) , A u s g a b e G, 
S. 1-25. Für den Wortlaut der französischen Verordnung Nr. 120 vom 10. November 1947 vgl. 
AMTSBLATT DES FRANZÖSISCHEN OBERKOMMANDOS IN DEUTSCHLAND, S . 1 2 1 9 - 1 2 2 2 . F ü r d e n W o r t -
laut des Gesetzes Nr. 59 der britischen Militärregierung vom 12. Mai 1949 vgl. AMTSBLATT DER 
MILITÄRREGIERUNG DEUTSCHLAND ( B r i t i s c h e s K o n t r o l l g e b i e t ) , N r . 28 , S . 1 1 6 9 - 1 1 8 7 . 

15 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „So der hessische Finanzminister Hilpert als Vorsitzender 
des Finanzausschusses des Bundesrates am 30.1.1950. Auch vorsichtigere Schätzungen (mehr als 
10 Milliarden) sind bei einem Volksvermögen von 175 Milliarden (1945) schwerlich diskutabel." 

16 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „New York Herald Tribune vom 28.10.50. Der größte Teil 
der Rückerstattungsleistungen fiel an Berechtigte in den USA." 
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rung nicht. Denn gleich auf welchem Titel ihre Ansprüche beruhen, laufen alle 
für sie anfallenden Beträge wegen der Transferschwierigkeiten auf Sperrkon-
ten der Länder bzw. der JRSO (Jewish Restitution Successor Organisation).17 

Da Israel hierin eine mangelnde deutsche Bereitschaft zur Wiedergutmachung 
zu erkennen glaubt, die Bundesrepublik jedoch den ehrlichen Willen zu einer 
befriedigenden Lösung hat18 , erklärte der Bundeskanzler in einem Interview 
mit der , . A l l g e m e i n e n " (Wochenzeitschrift der Juden in Deutschland) die Be-
reitschaft der Bundesrepublik, dem Staat Israel zunächst Waren im Wert von 
10 Mio. DM unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.19 Dieses Angebot des gu-
ten Willens wurde von Israel als ungenügend abgelehnt.20 

Im April 1950 indessen bahnte der stellvertretende Finanzminister Israels, 
Mendelsohn, indirekt auf das Angebot des Bundeskanzlers eingehend, erste Ver-
handlungen für eine globale Abgeltung der israelischen Ansprüche in deutschen 
Warenlieferungen an. Der wesentliche Inhalt des hier als „Vorschlag Mendel-
sohn"21 bezeichneten israelischen Angebotes war: 

1) Vereinheitlichung der Wiedergutmachungsgesetzgebung in den Ländern des 
Bundes oder durch ein Bundesgesetz; 
2) globale Abgeltung der Wiedergutmachungsansprüche im Wege eines inter-
nationalen Abkommens; 
3) Abtragung der global festgestellten Wiedergutmachungsschuld durch staat-
lich finanzierte deutsche Exporte nach Israel; 
4) Gewährung eines Vorschußkredites zur Finanzierung des Wiedergutmachungs-
exportes nach Israel. 

17 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Gesellschaft amerikanischen Rechts zur Geltendma-
chung der Ansprüche erblosen jüdischen Gutes in Deutschland; verfügungsberechtigte Gesell-
schafterin ist die Jewish Agency for Palestine." 

18 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Eine erste Stel lungnahme des Bundeskanzlers erfolgte 
in der Regierungserklärung vom 20.9.49. Sie wurde präzisiert in dem Interview des Kanzlers mit 
dem Chefredakteur der Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in Deutschland' im November 49: 
1) Die jüdischen Landsleute sollen als vollberechtigte Mitbürger mit den gleichen Pflichten und 
Rechten am geistigen und politischen Aufbau unseres Landes teilnehmen; 2) für die Wiedergut-
machung des an Juden begangenen Unrechts ist nach 1945 viel zu wenig geschehen. Die Bundes-
regierung ist entschlossen, die entsprechenden Maßnahmen zu treffen; 3) um den deutschen Ju-
den Gewißheit zu geben, daß seitens der Bundesregierung alles geschieht, um ihre staatspoliti-
schen Rechte in vollem Umfang zu wahren, soll im Bundesinnenminister ium ein Referat fü r jüdi-
sche Fragen unter der Leitung eines deutschen Juden geschaffen werden (Anm.: wurde bereits 
eingerichtet); 4) noch immer vorkommende Schändungen jüdischer Kul tuss tä t ten und Friedhöfe 
und alle Fälle von Diskriminierung sollen ohne Nachsicht geahndet und bestraf t werden. Gleich-
falls im November 1949 betonte der Bundespräsident in einem Interview mit United Press den 
deutschen Wunsch, wieder ein gutes Verhältnis zu den Juden zu gewinnen. Am 26.5.50 zitierte die 
Allgemeine* die dringende Befürwortung der Wiedergutmachung durch Dr. Kur t Schumacher. E r 
forderte ,in scharfen Worten* sofortige moralische und tatsächliche Wiedergutmachung an den Ju-
den." 

19 Für den Wortlaut des auf einem Interview vom 11. November 1949 beruhenden Artikels von Karl 
Marx in der „Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in Deutschland" vom 25. November 1949 vgl. 
DzD II/2, S. 293-296. 

20 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Ein Sprecher des israelischen Außenminister iums er-
klärte, man werde die Juden nicht durch .Geschenke' zum Aufgeben von Schadenersatzforderun-
gen auf .astronomische Summen' veranlassen können." 

21 Der Abteilungsleiter im israelischen Finanzminister ium führ t e am 5-/6. April 1950 Gespräche mit 
Regierungsdirektor Wirmer und Oberregierungsrat Rust, Bundeskanzleramt. Vgl. dazu auch AAPD 
1949/50, Dok. 64. 
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Die Wiedergutmachungsansprüche der Einwohner des Staates Israel bewegen 
sich nach den Schätzungen Mendelsohns „vorläufig" um 175-250 Mio. DM. Eine 
Schätzung der privaten Restitution hat Mendelsohn noch nicht gegeben; sie 
dürfte aber weit über der vorgenannten Summe liegen. 
Das für den Vorschlag federführende Bundesfinanzministerium hat sich von 
Anfang April bis Anfang Juni 1950 eingehend mit der Durchführbarkeit des Pro-
jektes befaßt. Dabei stellten sich im wesentlichen folgende Fragen: 
1) Eine bundesgesetzliche Regelung der Wiedergutmachungsfrage würde die Zu-
stimmung der Länder voraussetzen. 
2) Für eine globale Abgeltung israelischer Wiedergutmachungsforderungen fehlt 
die Legitimation der israelischen Regierung, etwa durch ein Enteignungsge-
setz.22 

3) Ein Spezifikation der israelischen Ansprüche steht noch aus. 
4) Die anfallenden Beträge sind nach dem Gesetz der Militärregierung Nr. 53 
(Devisenbewirtschaftung)23 gesperrt. Ihre Verwendung zur Finanzierung von 
deutschen Warenexporten bedarf der Genehmigung der AHK. In einem Einzel-
fall hat die AHK für ein mit JRSO-Geldern zu bezahlendes Exportgeschäft nach 
Israel die Entsperrung mit der Begründung abgelehnt, daß die deutsche Wirt-
schaft z. Zt. nicht in der Lage sei, sich die Ausfuhr von Waren gegen Bezahlung 
in DM erlauben zu können.24 

5) Die Verwirklichung des Vorschlages Mendelsohn könnte einen Präzedenzfall 
für Anspruchsberechtigte in anderen Staaten herbeiführen. 
Im Juni 1950 arbeitete das Finanzministerium eine Kabinettsvorlage aus, in 
welcher die politischen und wirtschaftlichen Gründe des Vorschlages Mendel-
sohn dargestellt wurden. Der Vorschlag Mendelsohn scheiterte schließlich an 

22 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „In einem Schreiben vom 26.6.1950 (bei den Akten des Bun-
desfinanzministeriums) betonte der Präsident des Bayerischen Landesentschädigungsamtes, Auer-
bach: ,Wenn die Herren aus Israel eine Globalisierung wünschen, mögen sie die Güte haben, sich 
die entsprechenden Vollmachten von ihren israelischen Staatsangehörigen geben zu lassen'. - Im 
übrigen zog Auerbach eine Angleichung der Ländergesetzgebung einer Bundesgesetzgebung vor." 

23 Für den Wortlaut des Gesetzes vom 19. September 1949, das neben der Devisenbewirtschaftung die 
Kontrolle des Güterverkehrs der Bundesrepublik regelte, vgl. AMTSBLATT DER MILITÄRREGIERUNG 
DEUTSCHLAND (Amerikanisches Kontrollgebiet), Ausgabe O, S. 20-24. 

24 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „In einem Schreiben vom 11.5.50 (bei den Akten des Bun-
desfinanzministeriums) lehnte die A H K mit JRSO-Geldern zu bezahlende Einzelexporte nach Is-
rael mit der Begründung ab: ,Die deutsche Wirtschaft ist unserer Meinung nach zur Zeit nicht in 
der Lage, sich die Ausfuhr von Waren gegen Bezahlung in D-Mark erlauben zu können.' ,... fallt 
aus dem Rahmen des erlaubten Devisenverkehrs'. Ähnliche Begründung in Schreiben der A H K 
vom 20.6.1950. Die unter Hinweis auf eine Rede McCloys vom 6.2.50 erfolgte Argumentation Men-
delsohns vom 19.5. (bei den Akten des Finanzministeriums), der Sondercharakter der Wiedergut-
machungsverpflichtungen als moralische, nicht kommerzielle Auslandsschulden verlange ein Trans-
ferabkommen für den Sperrmarkanfall aus Rückerstattungs- und Schadenersatzansprüchen, blieb 
bei der Stellungnahme der A H K unberücksichtigt." 

Die JRSO (Jewish Restitution Successor Organization) war als Rechtsnachfolgerin für Rückerstat-
tungsansprüche hinsichtlich jenes jüdischen Vermögens eingesetzt, für das keine Erben eintraten 
oder das auf jüdische Gemeinden zurückging, die nach 1933 erloschen waren. Vgl. dazu Artikel 13 
des Gesetzes Nr. 59 der amerikanischen Militärregierung vom 10. November 1947 sowie die dazu-
gehörige Ausführungsverordnung Nr. 3 vom 23. Juni 1948; AMTSBLATT DER MILITÄRREGIERUNG 
DEUTSCHLAND (Amerikanisches Kontrollgebiet), Ausgabe G, S. 4 bzw. Ausgabe J, S. 3-5. 
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der ablehnenden Haltung des Bundesfinanzministers25; in einer Sitzung des Fi-
nanzausschusses des Bundesrates am 9.6.1950 ergab sich, daß 
1) die Wiedergutmachungsfonds der Länder für den geplanten Warenexport 
nach Israel keineswegs ausreichten und 
2) daß die Mittel des Bundes eine Vorkreditierung nicht erlauben. 
Trotz der Anerkennung der moralischen und politischen Gründe für die Ver-
wirklichung des Vorschlages Mendelsohn mußte er vornehmlich aus diesen 
Gründen zunächst abgelehnt werden. 
V. Gegenwärtiger Stand der Wiedergutmachungsfrage 
Am 9.6.1950 wurde eine Studienkommission des Bundesfinanzausschusses aus 
Sachverständigen der Länder gebildet, die u. a. die Rechtsfrage der Wiedergut-
machung klären sollte. Ein Unterausschuß steht unter Leitung des hessischen 
Finanzministers Dr. Hilpert. Ein Ergebnis der Ausschusses liegt bisher nicht 
vor. 
Das Plenum des Bundestages sah am 15.12.50 ein Rahmengesetz des Bundes 
zur Wiedergutmachung vor.26 Eine entsprechende Kabinettsvorlage wird z. Zt. 
im Bundesfinanzministerium vorbereitet.27 

Eine Bereinigung der Beziehungen der Bundesrepublik zum Staate Israel setzt 
eine Regelung der Ansprüche auf Wiedergutmachung voraus. Fortschritte in 
dieser Richtung lassen sich nach der bisherigen Erfahrung wohl nur durch das 
Prinzip einer globalen Abgeltung der israelischen Wiedergutmachungsforde-
rungen erreichen, die auf Bundesebene getroffen werden müßte.28 Unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der Bundesrepublik kann sich diese 
Wiedergutmachung nur in einem bescheidenen Rahmen halten. 

[Steg]29 

Β 11 (Abteilung 3), Bd. 249 

25 Am 9. Juni 1950 erklärte Bundesminister Schäffer im Kabinett, daß er zum Tagesordnungspunkt 
„Export nach Israel aus Restitutionsgeldern" keine Vorlage eingebracht habe. Schäffer erläuterte 
zu den von israelischer Seite vorgetragenen Wünschen: „Der Bund soll die Restitutionsansprüche 
bevorschussen und damit zugleich den Export nach Israel finanzieren. Da der beanspruchte Be-
trag auch vom Bund nicht aufgebracht werden könne, seien weitere Verhandlungen zwecklos." 
V g l . KABINETTSPROTOKOLLE, B d . 2 ( 1 9 5 0 ) , S . 4 3 8 . 

26 Am 15. Dezember 1950 nahm der Bundestag im Rahmen der Debatte über Maßnahmen zur Been-
digung der Entnazifizierung den Bericht des Ausschusses zum Schutze der Verfassung vom 24. 
November 1950 an. Darin wurde die Bundesregierung u. a. ersucht, „den Entwurf eines Wieder-
gutmachungsgesetzes für alle im Bundesgebiet wohnenden politisch, rassisch oder religiös verfolg-
ten Personen vorzulegen, das die Bestimmungen des im amerikanischen Besatzungsgebiet auf 
Länderratsbasis erlassenen zoneneinheitlichen Gesetzes von 1949 zeitgemäß für das ganze Bun-
desgebiet fortbildet". Vgl. BT ANLAGEN, Bd. 8, Nr. 1658. Zur Debatte vgl. BT STENOGRAPHISCHE 
BERICHTE, Bd. 5, S. 4065^072 . 

27 An dieser Stelle Fußnote in der Vorlage: „Die Stellungnahme wird zur Zeit in dem Entwurf einer 
Kabinettsvorlage des Bundesfinanzministeriums verarbeitet." 

28 Am 18. Januar 1951 schlug das Bundesministerium der Finanzen in einer Kabinettsvorlage vor, 
„vorerst von einer über das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes hinausgehenden, die Wiedergutmachungsge-
setze der Länder abändernden oder sie erübrigenden Bundesgesetzgebung abzusehen". Zur Be-
gründung hieß es u. a., daß aufgrund einer umfangreichen Ländergesetzgebung kein Bedarf für 
eine bundeseinheitliche Regelung bestehe. Ebenso hät ten sich die Länder bereit erklärt, Verschie-
denheiten in ihren Gesetzen auf dem Verwaltungswege zu beseitigen. Zudem wurde auf das Pro-
blem der unterschiedlichen Behandlung hingewiesen, das zwischen denjenigen Fällen, die nach 
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Besprechung mit Vertretern der Alliierten Hohen Kommission 

Geheim 9. Januar 1951 

Aufzeichnung über die informelle Besprechung deutscher und alliierter Sachver-
ständiger auf dem Petersberg am 9. Januar 19511 

Der Vorsitzende, Mr. Ward, begrüßte herzlich die deutsche Delegation, betonte, 
daß die Alliierten der Besprechung größte Wichtigkeit beimessen, bat um 
strenge Geheimhaltung, erklärte, daß kein Protokoll abgefaßt und kein Sekre-
tariat für die Besprechungen eingerichtet werde. Die Presse soll nur durch 
vorher besprochene Kommuniqués informiert werden, die jedoch auch nicht not-
wendigerweise nach jeder Sitzung herausgegeben werden. 
Der französische Hohe Kommissar habe dem Herrn Bundeskanzler am 21. De-
zember allgemeine Vorschläge der Nordatlantik-Paktmächte über eine Beteili-
gung Deutschlands an der gemeinsamen Verteidigung Westeuropas übermit-
telt.2 Diese Erklärung sei eine weitere Ausführung des Kommuniqués, das am 
Ende der jüngsten Versammlung der Nordatlantikmächte herausgegeben wor-
den ist3 und welches als Basis für die bevorstehende Diskussion diene. 

Fortsetzung Fußnote von Seite 26 
Ländergesetzen bereits erledigt waren, und solchen, die nach dem neuem Bundesrecht bearbeitet 
würden, entstehen könnte. Vgl. Β 10 (Abteilung 2), Bd. 1657. 
Am 30. Januar 1951 billigte das Kabinett die Vorlage. Vgl. dazu KABINETTSPROTOKOLLE, Bd. 4 
(1951) , S . 122. 

29 Verfasser laut beigefügtem Schreiben vom 8. Januar 1951. 

1 Die Gesprächsaufzeichnung wurde von Oberregierungsrat Ostermann von Roth gefertigt. 
Hat laut Vermerk des Referenten Böker vom 22. Januar 1951 Ministerialdirektor Blankenborn vor-
gelegen. 
Zur ersten Besprechung mit Vertretern der AHK am 9. Januar 1951 auf dem Petersberg über einen 
Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik vgl. auch FRUS 1951, III/l, S. 990f. 

2 Am 21. Dezember 1950 erörterte Bundeskanzler Adenauer mit den Hohen Kommissaren François-
Poncet (Frankreich), Kirkpatrick (Großbritannien) und McCloy (USA) die Ergebnisse der Konfe-
renzen, die der NATO-Ministerrat am 18 /19. Dezember sowie die Außenminister der Drei Mächte 
am 19. Dezember 1950 in Brüssel abgehalten hatten. Für die Gesprächsaufzeichnung vgl. AAPD, 
Hohe Kommissare 1949-1951, S. 314-339. 
Auf Wunsch des Bundeskanzlers übermittelte der französische Hohe Kommissar François-Poncet 
Adenauer am 23. Dezember 1950 die Aufzeichnungen, die er während der Besprechung vom 21. 
Dezember 1950 als Unterlage benutzt hatte. Für den französischen Wortlaut der Aufzeichnungen 
vgl. AAPD, Hohe Kommissare 1949-1951, S. 502-510. Für den deutschen Wortlaut vgl. DzD II/3, 
S. 1184-1186. 

3 Im Kommunique über die Tagung des NATO-Ministerrats am 18./19. Dezember 1950 in Brüssel 
wurde festgehalten, daß sich der Rat über vorbereitende Maßnahmen zur Bildung einer vereinten 
Streitmacht unter einem amerikanischen Oberbefehlshaber verständigt habe. Ferner wurde über 
den Beschluß informiert, ein Verteidigungsproduktionsamt einzurichten, „das größere Vollmach-
ten hat als das militärische Produktions- und Versorgungsamt, an dessen Stelle es tritt . Das Amt 
hat die Aufgabe, die Produktion zu intensivieren und die wechselseitige Ausnutzung der Hilfsquel-
len der Mitgliedstaaten der Atlantikpaktorganisation zu erleichtern." Schließlich wurde im Kom-
munique ausgeführt: „Der Rat stellte weiter die Übereinstimmung der Ansichten der Mitglieder 
hinsichtlich des Beitrages fest, den Deutschland zur gemeinsamen Verteidigung leisten könnte. 
Dieser Beitrag hät te die Wirkung, die Verteidigung Europas zu stärken, ohne irgendwie den aus-
schließlich defensiven Charakter der Atlantikpaktorganisation zu ändern." Vgl. EUROPA-ARCHIV 
1951, Bd. 1, S. 3639. 
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Wie mit dem Herr Bundeskanzler vereinbart , soll das gegenwärtige Treffen -
das erste einer Reihe von Besprechungen — die technischen Erör terungen ein-
leiten, die den Weg für ein schließliches Abkommen zwischen den Regierungen 
vorbereiten sollen. Die Vertre ter der Alliierten Hohen Kommission würden 
sich freuen, die Ansichten der Deutschen zu diesen Vorschlägen zu hören. Es 
besteht jedoch ein grundlegendes Prinzip, das nach Ansicht der Alliierten Ho-
hen Kommission die Besprechungen von Anfang an leiten solle: Der deutsche 
Beitrag solle sich von Anfang an innerhalb des internationalen Rahmens, der 
von den At lant ikpaktmächten aufgestellt worden ist, hal ten. 
Die deutschen Truppen sollen von Anfang an General Eisenhower unters tehen 
und von demokratischem Geiste beseelt sein. Aus dieser vollen Integrierung 
ergibt sich, daß die deutschen Einheiten auf der Basis der Gleichheit mit den 
anderen Einhei ten stehen. 

Wenn die deutschen Vertreter ihre Vorschläge über die Art machen, in der die 
deutsche Verteidigung s ta t t f inden könnte, so werden sie wohl die Möglichkeit 
haben anzudeuten, welche Schrit te die Bundesregierung zur Rekrut ierung und 
Verwaltung der deutschen Stre i tkräf te vorschlägt, sowie auch hinsichtlich des 
materiellen Beitrags, der auf wirtschaftlichem Gebiet geleistet werden könnte. 
Es wird die Alliierte Hohe Kommission auch interessieren zu hören, welches 
die Pläne der Bundesregierung sind und wie sie angepaßt werden können an 
die Unterbr ingung anderer ausländischer Truppen, die in Deutschland un te r 
dem Kommando von General Eisenhower untergebracht werden. 
M. Bérard: „Das Hauptproblem, das wir zu studieren haben, ist, welche Form 
die Integration der deutschen Kräf te in die europäischen Verteidigungskräfte 
annehmen wird. Mehrere Lösungen sind möglich. Die französische Regierung 
ist sehr da ran interessiert , eine europäische Armee aufzustellen. Die Frage der 
Wiederaufstellung deutscher bewaffneter Verbände ha t in Frankreich schwie-
rige psychologische Probleme aufgeworfen. Die Entwicklung einer europäi-
schen Armee wird das beste Mittel darstellen, um diesen Bedenken ein Ende 
zu setzen. Wir müssen unserer Jugend ein Ideal geben. Das europäische Ideal 
ist hierzu zweifellos am besten geeignet. Daher sollen wir dieses Ideal sowohl 
auf mili tärischem wie auch auf wirtschaftl ichem Gebiet zu verbinden suchen." 
Her r Blank: Dankt fü r die Begrüßung und teilt die Auffassung über die Wich-
tigkeit und Vertraulichkeit der Besprechungen. 
„Gegenstand unserer Besprechung ist pr imär die Erör terung von technischen 
Einzelheiten, die, wenn eine grundsätzliche Entscheidung über die deutsche Be-
teiligung getroffen wird, Gegenstand einer zu treffenden Vereinbarung werden 
können. Ich beehre mich, zu den zwei aufgestellten Prinzipien folgendes zu sa-
gen: 
Ein deutscher Beitrag kommt überhaupt nu r innerhalb eines internat ionalen 
Rahmens in Frage, wobei ich mich zu der Frage, ob nordatlantische oder euro-
päische Armee, jetzt nicht äußern will. 
Ferner bekenne ich mich dazu, daß solche deutschen Einheiten von dem glei-
chen demokratischen Geist beseelt sein sollen wie die Einheiten anderer Län-
der. Nur wenn es sich um die Verteidigung der Demokratie handelt , können 
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wir (d.h. Bundesregierung und Bundestag) unsere Hand dazu geben, über-
haupt über die Aufstellung militärischer Verbände in Deutschland zu sprechen. 
Wie Mr. Ward erklär t hat , sollen die deutschen Verbände von Anfang an in die 
europäischen Kräf te un te r General Eisenhower eingegliedert werden, und als 
Folgerung ergebe sich die Gleichstellung deutscher Verbände mit denen ande-
rer Nationen. Das ist ein Punkt , der hier zu besprechen wäre; denn Bundesre-
gierung und Volk sind hieran außerordentlich interessiert . Die Gleichheit muß 
sichergestellt sein, wenn wir vom Bundestag einen Beschluß über eine militan-
te Beteiligung haben wollen. 
Ich würde es außerordentlich begrüßen, wenn wir von der strategischen Lage, 
so wie sie ist, ausgehen. Wie sehen Sie die Lage, und was glauben Sie, müßte 
im Hinblick auf diese Lage aufgebaut werden? Wieviel insgesamt und wieviel 
würde auf die die einzelnen Nationen entfallen? 
Es gibt eine Reihe politischer Voraussetzungen, die wir aber nicht zu diskutie-
ren brauchen. Das ist eine Angelegenheit des Herrn Bundeskanzlers und der 
Alliierten Hohen Kommission. Aber ich gehe zunächst einmal davon aus, daß 
diese Fragen in befriedigender Weise geregelt sind. Es ist mein Wunsch, die 
militärischen und technischen Einzelheiten zu besprechen, un te r denen der 
deutsche Beitrag zu leisten wäre." 
General Hays: „Zwischen den Nationen des Nordat lant ikpakts ist vorbespro-
chen worden, wieviel jedes Land beitragen soll. Diese Diskussion beruht auf 
der Frage der Zeit, was in diesem und was im nächsten J a h r gemacht werden 
könnte. General Eisenhower wurde ernannt 4 , um diese Diskussion fortzuset-
zen. Wir können zwar sagen, was jetzt vorhanden ist, aber wir können nicht 
sagen, was Ende dieses oder nächsten J ah re s da ist. 
Als allgemeine Information können wir geben: Die NATO-Mächte haben er-
kannt , daß auf Deutschland eine große soziale Last ruh t und daß eine Grenze 
dessen bestehen solle, was Deutschland aufgebürdet werden kann. Ein Teil des 
deutschen Beitrags ist die Unters tü tzung der in der Bundesrepublik stationier-
ten nordatlantischen Truppen. Es wurde daher beschlossen, daß Deutschlands 
Beitrag ungefähr 20% des gesamten europäischen Beitrags betragen solle (d.h. 
etwa 20% der Truppen, die in Europa unter dem Kommando von General Ei-
senhower stehen). Ers t wenn General Eisenhower sich eine Meinung darüber 
gebildet hat , was jedes Land beitragen kann, können wir sagen, was Deutsch-
land beitragen soll." 

Mr. Ward: „Das gemeinsame Ziel der Alliierten und Deutschlands muß sein: Die 
Verteidigung von Europa so weit wie möglich nach Osten zu richten. Wir er-
kennen die Bedrohung durch die großen russischen Truppenmassen und die 
Truppen von Rußlands Satelliten. Wir müssen unsere Verteidigung so s tark 
machen, daß der Angriff von Osten nicht kommt. Je tz t haben wir noch nicht 
alle Kräfte, die wir benötigen, um uns gegen einen solchen Angriff zu schützen. 
Ebenso klar ist, daß die Bundesregierung und das deutsche Volk einen nützli-
chen Beitrag zur gemeinsamen Aufgabe leisten können. Die Nordatlantikmächte 

4 Zur Ernennung des Generals Eisenhower zum Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfle in Europa 
(SACEUR) vgl. Dok. 3, Anm. 9. 
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und England sind fest entschlossen, ihr Möglichstes zu tun , um ihre Streitkräf-
te so rasch wie möglich auszubauen. 
Wenn wir auch den Wunsch von Her rn Blank berechtigt finden, über die nähe-
ren Bedingungen, un te r denen eine deutsche Beteiligung s ta t t f inden kann, un-
terr ichtet zu werden, so glaube ich dennoch, daß es im gemeinsamen Interesse 
liegt, diesen deutschen Beitrag sobald wie möglich in Gang zu setzen. Ich schla-
ge daher vor, daß wir uns darüber unterha l ten sollten, in welcher Weise unsere 
Besprechungen fortgesetzt werden können." 
M. Bérard: „General Hays h a t richtig gesagt, daß es zur Zeit sehr schwierig ist, 
einen genauen Plan fü r die Zukunf t aufzustellen. Die Bundesregierung ist in 
der gleichen Lage wie die anderen at lantischen Regierungen. Alle Regierungen 
werden aufgefordert, je tzt möglichst schnell die Kräf te zu erstellen, die in die 
europäische Strei tmacht eingegliedert werden können. Wir sind bereit, den 
Deutschen alle Informationen zu geben, die uns zur Verfügung stehen. Aber 
die Bundesregierung kann nicht abwarten, bis sie alle Programme kennt." 
General Hays: „Zwischen den NATO-Mächten haben schon Unterhal tungen 
über die Größe der Kräf te s ta t tgefunden. Die Vertreter dieser Mächte wenden 
sich jetzt an ihre Regierungen, um festzustellen, ob diese Regierungen es mög-
lich finden, die Stre i tkräf te aufzustellen, die von ihnen verlangt werden, und 
die notwendigen Gelder zur Verfügung stellen. Wir hoffen, daß, bevor zuviel Zeit 
vergangen ist, die Pläne für die einzelnen Länder fix und fertig da sein werden." 
Her r Blank: „Ich bin gleicher Auffassung wie General Hays und M. Bérard. 
General Hays sprach von 20%. Diese Erwar tung muß jedoch darauf basieren, 
wie sich die Atlant ikmächte die Gesamtgröße vorstellen. Wenn wir das wüß-
ten, wären wir schon einen Schritt weiter." 
Mr. Ward: „Die Zahl von 20% stellt die obere Grenze dar. Wir hoffen, daß die 
obere Grenze in nicht allzu langer Zeit in Deutschland erreicht wird." 
General Hays: „Wir gehen an das Problem etwas anders he ran als Her r Blank. 
Wir verlangen von den Deutschen nicht, daß sie einen festen Plan annehmen, 
wir wollen nu r wissen, ob Deutschland etwas beiträgt und in welcher Form. 
Dann wollen wir verhandeln, wie dieser Beitrag Zustandekommen kann." 
Herr Blank: „Die Tatsache, daß wir hier sind, zeigt eine gewisse Bereitschaft. 
Wir verstehen, daß niemand einen festen Plan vorlegen kann . Ich würde aber 
gern eine annähernde Größenordnung der geplanten Verteidigung kennenler-
nen. Wir müssen auch mit den Argumenten der Opposition rechnen. Dazu 
müssen wir wissen, was von uns erwar te t wird und was die anderen dazu bei-
tragen. Wenn wir das wissen, können wir uns darüber unterhal ten, was prak-
tisch geschehen kann." 

General Hays: „Ich erkenne das berechtigte Argument von Herrn Blank an. 
Auf der anderen Seite werden Sie aber verstehen, daß Militärs gern die Größen-
ordnung und die Verteilung von Truppen geheimhalten." 
General Hays f ragt die übrigen alliierten Vertreter, ob es möglich sei, bei der 
nächsten Zusammenkunf t der deutschen Delegation mitzuteilen, welche Be-
teiligung von Deutschland erwar te t werde. 
Mr. Ward: „Wir machen keinen Fortschrit t , wenn wir von der oberen Zahlen-
grenze ausgehen. Wir können über diese Ziffern erst sprechen, wenn General 
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